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Der vorliegende Bericht will einen Über-
blick über die vielfältigen Aufgaben von
Stadtentwicklung und Städtebau in der
Bundesrepublik Deutschland geben. Städte
entwickeln sich in Deutschland nicht regel-
los. Sie sind auch nicht nur ein Produkt frei
wirkender Marktkräfte. Sie sind ein Reflex
gesellschaftlicher Entwicklungen und da-
mit das Ergebnis einer Abwägung von
öffentlichen und privaten Belangen, die
dem Planungsgrundsatz einer nachhaltigen
städtebaulichen Entwicklung folgt. Politik
und Verwaltung, Verbände und Parteien,
Bürger und private Unternehmer nehmen
Einfluss auf die Gestaltung der Städte.

Der Bericht ist in der Vorbereitung zu Urban
21, der Weltkonferenz zur Zukunft der Städ-
te entstanden, die im Juli 2000 in Berlin
stattfinden wird. Der Bericht will die inter-
nationale Fachöffentlichkeit in aller Kürze,
aber umfassend über Stadtentwicklung und
Städtebau in Deutschland informieren. Zu-
gleich wendet er sich an eine breitere Öf-
fentlichkeit in Deutschland, die sich nicht
jeden Tag mit diesem Thema auseinander-
setzt. Deshalb war es erforderlich, an
vielen Stellen zu vereinfachen und zu ver-
kürzen. Dies soll dazu dienen, all-
gemeinverständlich die „Spielregeln“ der
Stadtentwicklung und des Städtebaus in
Deutschland zu vermitteln.

Der Bericht zeigt, wie diese Politikbereiche
in das föderale System Deutschlands ein-
gebunden sind, wer für die Entwicklung der
Städte verantwortlich ist, welche recht-
lichen und förderpolitischen Instrumente
zur Verfügung stehen. Der Bericht will den
Wandel in Stadtentwicklung und Städtebau
seit dem Zweiten Weltkrieg zeigen. Vor der
deutschen Wiedervereinigung haben bis
1990 zwei unterschiedliche Gesellschafts-
und Wirtschaftssysteme Stadtentwicklung
und Städtebau in West und Ost geprägt.
Daraus leiten sich auch heute noch unter-
schiedliche Anforderungen und Bedingun-
gen ab. Der Bericht geht auf ausgewählte
Aufgaben ein, die sich heute sowohl in den
alten als auch den neuen Ländern stellen.
Den Abschluss bildet ein kurzer Ausblick
auf zukünftige Herausforderungen für
Stadtentwicklung und Städtebau.

Der Bericht wurde von einer Arbeitsgruppe
im Bundesamt für Bauwesen und Städte-
bau erarbeitet, eine Bundesoberbehörde im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen. Sei-
ne Aufgabe ist es, die Bundesregierung bei
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben auf den
Gebieten des Städtebaus, der Raumord-
nung, des Wohnungswesens und in Grund-
satzfragen des Bauwesens zu unterstützen
und wissenschaftlich zu beraten.

Vorwort

Dr. Wendelin Strubelt

Vizepräsident und Professor des Bundes-
amtes für Bauwesen und Raumordnung Bonn, Juni 2000



3

Städte sind in Deutschland das Ergebnis
von Marktkräften und politischem Gestal-
tungswillen. Vielfältige Standortentschei-
dungen unterschiedlichster Akteure verän-
dern das Stadtbild immer wieder aufs Neue.
Sowohl in der Stadt selbst als auch an
ihrem Rand bzw. im Umland sind diese Ent-
scheidungen von privaten und öffentlichen
Investoren zum einen von Boden- und Im-
mobilienpreisen abhängig. In diesen Prei-
sen spiegeln sich die jeweils individuellen
Präferenzen der Akteure und die Knapphei-
ten auf den Grundstücks- und Immobilien-
märkten wider. Zum anderen sind diese
Standortentscheidungen aber auch von
einer räumlichen Planung abhängig, die zu
einer geordneten städtebaulichen Entwick-
lung führen soll.

Wie die Rahmenbedingungen einer solchen
räumlichen Planung zur Herausbildung ei-
ner nachhaltigen städtebaulichen Entwick-
lung in Deutschland ausgestaltet sind, wird
in diesem einleitenden Abschnitt darge-
stellt. Dabei spiegelt sich im Zusammen-
spiel von überörtlicher Raumordnungs-
und örtlicher Städtebaupolitik der föderale
Aufbau Deutschlands wider. Die Bundesre-
publik besteht seit dem Beitritt der ehema-
ligen DDR zur Bundesrepublik Deutschland
im Oktober 1990 aus 16 Ländern. Der Bund
und die 16 Länder, darunter die 114 Regio-
nen und die rund 14 000 Gemeinden, teilen
sich die Aufgaben der räumlichen Planung.
Dies bedeutet, dass in der Regel von der hö-
heren Ebene Grundsätze und Leitvorstel-
lungen vorgegeben werden, die auf der je-
weils unteren Ebene weiter konkretisiert
werden.

1.1 Ebenen der räumlichen Planung

Raumordnung auf Bundesebene

Die jeweils höhere Ebene wird in der räum-
lichen Planung in Deutschland tätig, wenn
Aufgaben von der unteren Ebene nicht
wirksam erfüllt werden können oder wenn
die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse
geordnet oder gesichert werden sollen. Die
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse ist
der zentrale Anknüpfungspunkt für die
übergeordnete Raumordnung auf den
höheren Ebenen, die auf der Ebene des
Bundes und als Landesplanung auf der
Ebene der 16 Länder verfolgt wird. Die
Bundesraumordnung bezieht sich auf
die zusammenfassende, überörtliche und
überfachliche Entwicklung des gesamten

Bundesgebiets. Der Bund besitzt auf dem
Gebiet der Raumordnung außer der ver-
bindlichen Vorgabe von Zielen der Raum-
ordnung allerdings nur eine sogenannte
Rahmenkompetenz, d.h., er kann Grund-
sätze und allgemeine Leitbilder für die
räumliche Entwicklung in Gesamt Deutsch-
land bestimmen. Er legt einen Rahmen an
inhaltlichen und verfahrensrechtlichen
Vorschriften fest (durch das Raumord-
nungsgesetz), der von den Ländern in eige-
ner Verantwortung ausgefüllt, konkretisiert
und umgesetzt wird.

Abbildung 1
Planungsebenen
in Deutschland

1 Stadtentwicklung und Städtebau im föderalen Staatsaufbau
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Quelle: verändert nach: Raumordnung in Deutschland, Bundes-
ministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Bonn 1996
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Abbildung 2
Räumliche Gesamtplanung auf den Planungsebenen

BBR Bonn 2000�����

Planungsebene:�
Raumordnung des Bundes

Räumlicher Geltungsbereich:�
Bundesgebiet

Räumlicher Gesamtplan:�
Raumordnungspolitischer Orientierungsrahmen

Rechtsgrundlage:�
Bundesraumordnungsgesetz

Der raumordnungspolitische Orientierungsrahmen
ist eine Positionsbestimmung für die weitere
räumliche Entwicklung des gesamten Bundes-
gebiets. Er kennzeichnet die künftige Raum-
struktur an Hand der folgenden fünf Leitbilder:
�- Leitbild Siedlungsstruktur;�
�- Leitbild Umwelt und Raumnutzung;
�- Leitbild Verkehr
�- Leitbild Europa sowie
�- Leitbild Ordnung und Entwicklung.�

Planungsebene:
Raumentwicklung in der Europäischen Union

Räumlicher Geltungsbereich:�
EU-Mitgliedstaaten

Räumlicher Gesamtplan:
Europäisches Raumentwicklungskonzept

Rechtsgrundlage:�
keine, rechtlich unverbindlich

Mit dem EUREK haben sich Mitgliedstaaten und
Kommission auf gemeinsame räumliche Leitbilder
und politische Optionen für die zukünftige
Entwicklung des Territoriums der Europäischen
Union verständigt. Anliegen ist es, auf eine ausge-
wogene und nachhaltige Entwicklung des
Territoriums hinzuwirken. Dazu gehört u.a. eine
polyzentrische und ausgewogene Raumentwick-
lung in der EU. Auf eine genaue zeichnerische
Umsetzung wird im EUREK verzichtet.�

Planungsebene:�
Landesplanung

Räumlicher Geltungsbereich:�
Land (hier: Nordrhein-Westfalen)

Räumlicher Gesamtplan:
Landesentwicklungsplan

Rechtsgrundlage:
Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen

Der Landesentwicklungsplan legt für das gesamte
Landesgebiet die Ziele der Raumordnung
und Landesplanung fest. Dargestellt sind
��- die großmaßstäblichen Raumkategorien,
��- die Strukturmerkmale des Siedlungsgefüges
���]H(zentralörtliche Gliederung, Entwicklungs-
��VFschwerpunkte und -achsen) sowie
��- landesbedeutsame Raumfunktionen (Siedlungs-
��Xund Freiräume mit seinen vielfältigen Umwelt-
��Vschutzfunktionen)��

Quelle: Europäisches Raumentwicklungskonzept, EU-Kommission 1999�����

Quelle: Raumordnungspolitischer Orientierungsrahmen�
Bundesministerium für Raumordnung und Städtebau 1993�����

Quelle: Landesentwicklungsplan NRW, Ministerium für
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft NRW 1995����
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Planungsebene:�
Regionalplanung

Räumlicher Geltungsbereich:
Region (hier: Regierungsbezirk Köln)�

Räumlicher Gesamtplan:�
Gebietsentwicklungsplan

Rechtsgrundlage:
Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen

Der  Gebietsentwicklungsplan legt in Nordrhein-
Westfalen die regionalen Ziele der Raumordnung
und Landesplanung für die Entwicklung der Re-
gierungsbezirke und für alle raumbedeutsamen
Planungen und Maßnahmen im Planungsgebiet
fest. Er trifft u.a. Aussagen zur regionalen
Siedlungsstruktur (Festlegung von Siedlungs-
bereichen), zur regionalen Freiraumstruktur und
zu Ausweisungen im Bereich der regionalen
Infrastruktur.

Planungsebene:
Kommunale Gesamtplanung

Räumlicher Geltungsbereich:
Gesamtes Gemeindegebiet (hier: Bonn)

Räumlicher Gesamtplan:�
Flächennutzungsplan

Rechtsgrundlage:�
Baugesetzbuch

Der Flächennutzungsplan ist der vorbereitende
Bauleitplan für das gane Gemeindegebiet. In
ihm wird die Art der Bodennutzung, wie sie sich
aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwick-
lung ergibt, in den Grundzügen dargestellt. Dazu
gehören u.a. Bauflächen, Einrichtungen für den
Gemeinbedarf, wichtige Verkehrstrassen sowie
verschiedene Arten von Grünflächen. Ein fester
Planungszeitraum ist für den Flächennutzungs-
plan im Baugesetzbuch nicht vorgesehen.

Planungsebene:
Kommunale Gesamtplanung für Teilräume

Räumlicher Geltungsbereich:�
Teilgebiet einer Gemeinde (hier: Teilgebiet Bonn)

Räumlicher Gesamtplan:�
Bebauungsplan

Rechtsgrundlage:
Baugesetzbuch

Der Bebauungsplan ist der verbindliche Bauleit-
plan, in dem rechtsverbindlich festgesetzt wird,
wie einzelne Grundstücke zu nutzen und zu be-
bauen sind. U.a. werden in einem Bebauungsplan
die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die
Bauweise, die überbaubaren und die nicht über-
baubaren Grundstücksflächen sowie die Stellung
der baulichen Anlagen festgesetzt.

Quelle: Gebietsentwicklungsplan Regierungsbezirk Köln,
Teilabschnitt Bonn, Regierungspräsidium Köln 1986����

Quelle: Flächennutzungsplan Stadt Bonn, Stadtplanungsamt 1990�����

Quelle: Bebauungsplan Nr. 7524-13, Stadt Bonn, Vermessungsamt 1994����

$ OG QJ5 O SO Q QJ G Q3O Q QJ Q Q) U

BBR Bonn 2000�����
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Landes- und Regionalplanung

Die wesentliche Aufgabe der Raumordnung
und Landesplanung liegt also bei den Län-
dern für ihr jeweiliges Landesgebiet. Die
landesplanerischen Ziele werden in der
Regionalplanung weiter konkretisiert. Die
Regionalplanung ist in den einzelnen Bun-
desländern in unterschiedlicher Form insti-
tutionalisiert. Ihr Einfluss ist unterschied-
lich stark. Sie steht in einem ständigen
Spannungsverhältnis zwischen den raum-
ordnerischen Leitvorstellungen der Länder
und den Entwicklungsvorstellungen der
Kommunen bzw. in einem Spannungsver-
hältnis zwischen ihrer Querschnittsorien-
tierung und den jeweiligen sektoralen Fach-
orientierungen. In den 90er Jahren ist es in
einigen Ländern zu einer Diskussion über
neue regionale Kooperationen im Stadt-
Umland-Verhältnis gekommen. Generell
sind die Gemeinden verpflichtet, ihre Pla-
nungen den Zielen der Regional- und Lan-
desplanungen anzupassen.

Stadtentwicklung und Städtebau
auf der kommunalen Ebene

Für die Gestaltung von Städten und Ge-
meinden werden verschiedene Begriffe ge-
braucht. So ist vielfach von Stadtentwick-
lung, Städtebau oder Stadtplanung die
Rede. Stadtentwicklung wird hier als ein
weitergehender Begriff verstanden, der die
Organisation des Interessenausgleichs, die
Moderation der unterschiedlichen Ansprü-
che an die Stadt umfasst. Städtebau wird
hier im Sinne aller gesetzlich vorgeschrie-
benen Bau- und Planungstätigkeiten für
die Gemeinden verstanden. Stadtplanung
meint die damit verbundenen planerischen
Aktivitäten.

Die Aufgaben von Stadtentwicklung, Städ-
tebau und Stadtplanung sind in die kom-
munale Selbstverwaltungsgarantie einge-
bunden, die durch das Grundgesetz
garantiert wird. Aus dieser verfassungs-
rechtlich gewährten Stellung der Gemein-
den resultiert die kommunale Planungsho-
heit. Dadurch verfügen die Gemeinden
über eine weitreichende Eigenständigkeit
in der Planung. Allerdings wird über die Ge-
setzgebung und die Bereitstellung von Fi-
nanzmitteln auch auf den Ebenen des Bun-
des und der Länder ein übergeordneter
Rahmen für den Städtebau geschaffen. Wie
auch andere staatliche Aufgaben ist die
Städtebaupolitik in Deutschland über die
verschiedenen staatlichen Ebenen vielfach
miteinander verwoben und verflochten.

Bauplanungsrecht beim Bund

Auf der gesamtstaatlichen Ebene hat der
Bund die Gesetzgebung für einen wesent-
lichen Teil der Städtebaupolitik, das Bau-
planungsrecht (Bodenrecht i.S.d. Art. 74
Nr. 18 GG). 1960 hat der Bund für die Bun-
desrepublik Deutschland mit dem Bundes-
baugesetz, dem heutigen Baugesetzbuch,
erstmals einen einheitlichen gesetzlichen
Rahmen geschaffen, der für alle Gemeinden
in Deutschland die gleichen Instrumente
bereitstellt, die jeweils örtliche Bauleitpla-
nung auszugestalten. Das Baugesetzbuch
hat nach der Wiedervereinigung Deutsch-
lands zunächst mit einigen Modifikationen,
seit 1998 auch generell Gültigkeit für Ost-
deutschland erhalten. In dem mehrfach
novellierten Baugesetzbuch werden in all-
gemeiner Form Ziele und Leitbilder der
Stadtentwicklung formuliert, die in den
Städten und Gemeinden in eigener Verant-
wortung ortsspezifisch konkretisiert wer-
den.

Städtebauförderung als gemeinschaftliche
Aufgabe von Bund und Ländern

Außerdem stellt der Bund gemeinsam mit
den Ländern seit Anfang der 70er Jahre in
einem speziellen Programm zur Städtebau-
förderung Investitionshilfen für die Erneue-
rung und Entwicklung der Städte und Ge-
meinden bereit. Hierfür wurde 1971 mit
dem Städtebauförderungsgesetz ein eige-
nes Gesetz geschaffen, das 1987 als beson-
derer Teil in das Baugesetzbuch integriert
wurde. Die Bundesmittel decken in der
Regel ein Drittel der förderungswürdigen
Kosten einer Sanierungsmaßnahme.
Grundlage für die Städtebauförderung sind
Verwaltungsvereinbarungen zwischen
Bund und Ländern, da diese Investitions-
hilfen eine gemeinschaftliche Aufgabe von
Bund und Ländern sind.

Auf der Ebene der Länder gibt es für die
kommunale Planung keine eigenen gesetz-
lichen Kompetenzen. Allerdings haben die
Länder die Gesetzgebungskompetenz für
das Bauordnungsrecht (Art. 70 GG). Im
Gegensatz zu dem flächenbezogenen Bau-
planungsrecht bezieht sich das Bauord-
nungsrecht auf die Anforderungen an
Konstruktion und Gestaltung der einzelnen
Gebäude. Das Bauordnungsrecht ist das
Recht der Gefahrenabwehr.

Weiterhin unterstützen die einzelnen Lan-
desregierungen mit ihren jeweils zustän-
digen Landesministerien die Städte und

Auf der Bundesebene ist
mit dem Baugesetzbuch
der gesetzliche Rahmen
für die Städte und
Gemeinden geschaffen.
Weiterhin stellt der Bund
Städtebauförderungs-
mittel zur Verfügung.

Auf der Landesebene ist
das Bauordnungsrecht
geregelt. Außerdem gibt
es in einigen Ländern
spezifische Förder-
programme zur Stadt-
entwicklung.
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Abbildung 3
Städtesystem in Deutschland

Deutschland ist durch ein polyzentrisches Städtesystem geprägt. Auch wenn Berlin in den letzten Jahren die Funktion der
Hauptstadt übernommen hat, fehlt eine Metropole wie Paris oder London, die das Land eindeutig dominiert. Statt dessen gibt es
mehrere größere Stadtregionen, die – relativ gleichmäßig verteilt – ein ausgewogenes Städtesystem bilden.

Die größeren Stadtregionen im bundesdeutschen Städtesystem unterscheiden sich:
• Zum einen gibt es eher monozentrale Stadtregionen wie Hamburg, Bremen, Hannover, Berlin, Dresden, Stuttgart oder Mün-

chen, in denen über lange Jahre ein Zentrum eindeutig dominant war,
• zum anderen gibt es polyzentrische Stadtregionen, in denen mehrere fast gleichgroße Zentren eine gemeinsame Stadtregion

bilden. Dazu zählen vor allem der Rhein-Ruhr- und der Rhein-Main-Raum, aber auch der Rhein-Neckar-Raum bzw. die Stadtre-
gion Halle/Leipzig.

Zwischen diesen größeren Stadtregionen hat sich über Jahrzehnte eine komplexe Arbeitsteilung herausgebildet. So stehen
Stadtregionen mit einer ausgeprägten Dienstleistungsorientierung anderen Stadtregionen gegenüber, in denen die gewerblich-
industriellen Aktivitäten eine noch relativ große Bedeutung haben. Berlin hat inzwischen Hauptstadtfunktionen übernommen,
doch gilt Frankfurt weiterhin als internationales Zentrum im Wirtschafts-, Distributions- und Finanzwesen, Hamburg als Handels-
, Verkehrs- und Pressezentrum sowie München als High-tech- und Medienstandort.

Aber auch die kleineren Städte und Zentren sind in diese bundesweite Arbeitsteilung eingebunden. Städte mit 100 000 Einwoh-
ner wie beispielsweise Wolfsburg (VW) oder Gütersloh (Bertelsmann) sind Sitz großer Unternehmenszentralen, andere Mittel-
städte wie Erfurt, Saarbrücken oder Schwerin Sitz von Landesregierungen. Das bundesdeutsche Städtesystem ist also dezentral
und hochgradig arbeitsteilig organisiert.
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ohne gemeindefreie Gebiete 

Quelle: Laufende Raumbeobachtung des BBR© BBR Bonn 2000

Vor allem in dünn besiedelten Räumen einiger Länder (z. B. Schleswig-Holstein, Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz, Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg) gibt es übergemeindliche Organisations-
formen, durch die mehrere grundsätzlich selbständige Gemeinden u. a. zu Verbandsgemeinden, 
Samtgemeinden oder Verwaltungsgemeinschaften zusammengefaßt werden.
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Auf der Ebene der Städte und Gemeinden
wird die Städtebaupolitik ausgeformt. Die
Städte und Gemeinden bilden die „unter-
ste“ und bürgernächste Ebene im politi-
schen System Deutschlands. Kommunale
Städtebaupolitik kann sich deshalb durch
eine räumliche und sachliche Nähe aus-
zeichnen, die eine erste wichtige Vorausset-
zung für angemessene und angepasste
Lösungen vor Ort sind. Hier werden die
konkreten Standortentscheidungen flä-
chenwirksam, die Summe dieser Entschei-
dungen führt zur Herausbildung von Städ-
ten. In den nächsten Abschnitten werden
die Rahmenbedingungen für die jeweils
örtliche Städtebaupolitik vorgestellt.

1.2 Kommunale Selbstverwaltung

Im föderal gegliederten Staatsaufbau der
Bundesrepublik Deutschland bilden die
Gemeinden nach Bund und Ländern eine
weitere Ebene der öffentlichen Verwaltun-
gen. Das Bundesgebiet wird nahezu
flächendeckend durch die über 14 000 Ge-
meinden abgedeckt. Die Größe der
Gemeinden variiert. Ihre Einwohnerzahl
reicht von Gemeinden mit wenigen hun-
dert Einwohnern bis zu den größten Städ-
ten, die ebenfalls den Rechtsstatus einer
Gemeinde haben. Eine Besonderheit sind
die drei Stadtstaaten Berlin, Hamburg und
Bremen, die zugleich Bundesland und Ge-
meinde sind.

Trotz der unterschiedlichen Größen der Ge-
meinden ist der Unterschied zwischen
Stadt und Land in Deutschland in den letz-
ten Jahren zunehmend verschwommen
und einem Stadt-Land-Kontinuum gewi-
chen. Ein eindeutiger Gegensatz zwischen
Stadt und Land besteht heute nicht mehr.
Auch im traditionell dünn besiedelten länd-
lichen Raum haben sich städtische Struktu-
ren herausgebildet, und es entwickeln sich
in der Bevölkerung soziale Verhaltenswei-
sen, die typisch städtisch sind. Treffender
ist es deshalb, in Deutschland von Stadt
und Landschaft oder Stadt und Freiraum zu
sprechen.

Kreisangehörige und kreisfreie Gemeinden

Kleine Gemeinden sind in ihrer Leistungs-
kraft oft nicht stark genug, alle gemeind-
lichen Aufgaben zu erfüllen. Diese kleinen
Gemeinden sind zu insgesamt 322 Land-
kreisen zusammengeschlossen, sie sind
also kreisangehörige Gemeinden. Insge-
samt gibt es rund 14 000 kreisangehörige
Gemeinden, die in der Regel weniger als

Gemeinden mit verschiedenen eigenen
Landesprogrammen zur Stadtentwicklung.
Darüber hinaus beteiligen sich die Länder
in der Regel mit einem Drittel finanziell an
der Städtebauförderung und gestalten die
Städtebauförderung in ihren Landespro-
grammen aus. Sie regeln hier die Förde-
rungsfähigkeit, die Förderschwerpunkte
und die näheren Auswahlkriterien für die
städtebaulichen Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen in den Städten und Ge-
meinden und steuern somit die praktische
Umsetzung der Städtebauförderung.

Kommunale Ebene:
Hier wird Städtebau-
politik konkret.

0
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15

20

Neue LänderAlte Länder

> 100 00020 000 - 100 0005 000 - 20 000< 5 000
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Quelle: Laufende  Raumbeobachtung des BBR©  BBR Bonn 2000

Abbildung 4
Einwohner nach Größenklassen der Gemeinden 1998

Tabelle 1
Anzahl der Gemeinden, Landkreise und kreisfreien Städte 1998
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50 000 Einwohner haben, in wenigen Fällen
auch bis zu 100 000. Neben diesen kreisan-
gehörigen Gemeinden gibt es 118 kreisfreie
Gemeinden. Dies sind in der Regel die Städ-
te mit mehr als 50 000 Einwohner. Sie er-
bringen sowohl die Verwaltungsleistungen
einer kreisangehörigen Gemeinde als auch
eines Landkreises.

Kommunale Gebietsreform

In fast allen alten Ländern haben in den
60er und 70er Jahren, in den neuen Ländern
in den 90er Jahren umfangreiche kommu-
nale Gebietsreformen stattgefunden. Durch
Neugliederung und Umstrukturierung wur-
de die Zahl der Gemeinden und Landkreise
erheblich reduziert – in den alten Ländern
von über 25 000 auf rund 8 000 Gemeinden.
Damit konnten auf der einen Seite die Ver-
waltungskraft der örtlichen Ebene gestärkt
und leistungsfähigere Einheiten geschaffen
werden. Vor allem in den Kernstädten fan-
den die Eingemeindungen Zustimmung,
während sie im Umland eher auf Ableh-
nung stießen. Auf der anderen Seite wird
häufig beklagt, dass die Gebietsreform bei
den Bürgern zu einem Verlust an Identifika-
tion mit der eigenen Gemeinde geführt
habe, die Bürgernähe öffentlicher Einrich-
tungen abgenommen habe und die Bereit-
schaft gesunken ist, am Gemeindeleben
aktiv teilzunehmen.

In den neuen Ländern gibt es noch immer
eine große Zahl an kleinen Gemeinden. Fast
2500 Gemeinden haben hier weniger als 500
Einwohner. Weil es dadurch oft an einer lei-
stungsfähigen Gemeindegröße mangelt,
wird die Forderung erhoben, Planungs-
und Vollzugsinstrumente auf der regiona-
len Ebene zu stärken.

Planungshoheit als Teil
der kommunalen Selbstverwaltung

Das Grundgesetz gewährt den Gemeinden
in Art. 28 Abs. 2 das Recht, alle Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft im Rah-
men der Gesetze in eigener Verantwortung
zu regeln. Im Rahmen dieser kommunalen
Selbstverwaltung haben die Gemeinden
eine eigene Personal-, Organisations-, Fi-
nanz-, Planungs- und Rechtsetzungsho-
heit, wobei diese Hoheitsrechte aber durch
den Rahmen der staatlichen Gesetze wie-
derum eingeschränkt werden. Dies ist auch

Abbildung 5
Gemeinden, Kreise, Planungsregionen
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Quelle: Eigene Darstellung© BBR Bonn 2000 
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1.3 Allgemeine Aufgaben
der Gemeinden

In den Gemeinden werden die unterschied-
lichsten öffentlichen Aufgaben erfüllt (siehe
Abb. 6: Kommunale Aufgaben). Sie sind im
Prinzip für alle Angelegenheiten zuständig,
die einen örtlichen Bezug aufweisen. Dazu
gehören Tätigkeiten in den Bereichen Sozi-
alwesen, Bildung, Freizeit (Sportanlagen,
Bäder), Wirtschaftsförderung (Gewerbe-
parks usw.) und Entsorgung (Abfall, Kanali-
sation). In der Regel sind die Versorgungs-
betriebe für Gas, Elektrizität, Wasser und
den Nahverkehr auch kommunale Betriebe.
Ein Teil dieser öffentlichen Aufgaben wurde
in den letzten Jahren in eigens geschaffene
privatrechtlich organisierte Gesellschaften
überführt, um schneller und flexibler han-
deln zu können. Einige Aufgaben wurden
sogar vollständig vom privaten Wirtschafts-
sektor übernommen.

In einigen Fällen wurden auch in der Stadt-
entwicklung in den letzten Jahren solche
privatrechtlich organisierten kommunal-
eigenen Gesellschaften gegründet, um kon-
krete Aufgaben und Einzelprojekte umzu-
setzen. In der Regel ist die Aufgabe einer
umfassenden Stadtentwicklung aber mit
einem kommunalen Gesamtansatz verbun-
den und bleibt deshalb organisatorisch
häufig als Aufgabe des Städtebaus im Be-
reich des Bauwesens angesiedelt.

Bei der Bearbeitung der Aufgaben agieren
die Gemeinden sowohl als ausführende Or-
gane des Staates als auch als selbständige
politische Körperschaften, die in eigener
Regie bestimmte Aufgaben wahrnehmen:
• Handeln die Gemeinden als ausführende

Organe des Staates, so übernehmen sie
ihre Aufgaben im übertragenen Wir-
kungskreis, d.h. im staatlichen Auftrag.
Im Bereich des Bauens ist die Erteilung
einer Baugenehmigung Beispiel für eine
solche Aufgabe. Ein anders Beispiel für
diese Aufgaben ist die Gewerbeaufsicht
oder die Verkehrsplanung.

• Handeln die Gemeinden als selbständige
politische Körperschaften, so erfüllen sie
Aufgaben im eigenen Wirkungskreis.
Hier wird zwischen freiwilligen Aufga-
ben (z.B. Unterhaltung eines Theaters)
und gesetzlich übertragenen Pflichtauf-
gaben (z.B. Jugendhilfe) unterschieden.

Bei den gesetzlich übertragenen Aufgaben
liegt die Art der Wahrnehmung im Ermes-
sen der Gemeinden. Zu diesen Aufgaben
gehört die Bauleitplanung als weisungsfreie
Selbstverwaltungsaufgabe.

Tabelle 2
Anzahl der Gemeinden nach Größenklassen

der Grund, weshalb die Gemeinden formal
nach dem Grundgesetz keine eigenständige
staatliche Ebene sind.

Alle Gemeinden besitzen im Rahmen der
Gesetze, die ihnen von Bund und Ländern
vorgegeben werden, eine Satzungsautono-
mie. Sie dürfen ihre Angelegenheiten selbst
und in eigener Verantwortung regeln. Zu
diesen Angelegenheiten gehört auch die
städtebauliche Entwicklung ihres Gemein-
degebietes. Zentrales Gestaltungsmittel der
kommunalen Planungshoheit ist die Bau-
leitplanung. Über die kommunale Selbst-
verwaltung werden die Städte und Gemein-
den in die Lage versetzt, auf ihre eigenen
örtlichen Verhältnisse gezielt einzugehen
und in ihren Plänen eigenverantwortlich
festzusetzen, was den örtlichen Problem-
lagen und Verhältnissen angemessen ist.

Stadtentwicklung
Stadtplanung

Kommunales 
Bauen

Öffentliche 
Infrastruktur

Schule
Kultur

Sozialwesen
Gesundheitswesen

Verkehrswesen

Umweltschutz

Wirtschaft
Beschäftigung

Wohnungswesen

Schutz und
Ordnung

Haushalt
Finanzen

Quelle: Eigene Darstellung©  BBR Bonn 2000

Fläche der Gemeinden

< 5 000 (%) 
5 000

  - 20 000 (%)
20 000

   -100 000 (%) > 100 000 (%)  Summe

Alte Länder
Neue Länder
Deutschland

Einwohner

9 124 (37)
1 296 (12)

10 419 (30)

3 922 (16)
   657   (6)
4 579 (13)

1 091 (4)
280 (3)

1 371 (4)

24 395 (100)
10 857 (100)
35 252 (100)

10 259 (42)
  8 624 (79)
18 883 (54)

Fläche in 1 000 ha (Prozent)

< 5 000 (%)
5 000

   - 20 000 (%)
20 000

   -100 000 (%) > 100 000 (%) Summe

Alte Länder
Neue Länder
Deutschland

Anzahl der Einwohner

Einwohner

9 287 (14)
5 122 (29)

14 410 (18)

17 652 (27)
2 976 (17)

20 628 (25)

18 421 (29)
     3 399 (20)

21 820 (27)

19 261 (30)
5 918 (34)

25 179 (31)

64 622 (100)
17 415 (100)
82 037 (100)

Einwohner in 1 000 (Prozent)

Alte Länder
Neue Länder
Deutschland

< 5 000
5 000

- 20 000
20 000

-100 000 > 100 000 Summe

6 161
5 257

11 418

1 785
322

2 107

494
95

589

70
12
82

8 510
5 686

14 196

Einwohner

Quelle: Laufende Raumbeobachung des BBR

Anzahl der Gemeinden

© BBR Bonn 2000

Abbildung 6
Kommunale Aufgaben
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1.4 Finanzierung
der kommunalen Aufgaben

Die Erfüllung der vielfältigen kommunalen
Aufgaben und die damit einhergehende Be-
reitstellung notwendiger Infrastrukturen
erfordert eine entsprechende finanzielle
Ausstattung der Kommunen. So tätigen die
Kommunen etwa zwei Drittel der öffent-
lichen Investitionen. Zur Finanzierung ih-
rer Aufgaben erheben die Gemeinden zum
einen eigene Steuern (z.B. Grundsteuer) so-
wie Gebühren und Beiträge. Zum anderen
werden die Gemeinden an dem Aufkom-
men bestimmter Steuern (z.B. Lohn- und
Einkommensteuer) beteiligt und erhalten
Finanzzuweisungen durch die Länder.
Außerdem haben die Gemeinden die Mög-
lichkeit, Kredite aufzunehmen. Die Steuer-
einnahmen der Gemeinden stammen im
Durchschnitt zu etwa gleichen Teilen aus
dem Gemeindeanteil an der Lohn- und Ein-
kommensteuer und der Gewerbesteuer, zu
einem kleineren Teil aus der Grundsteuer

und den sonstigen Steuern. Die westdeut-
schen Kommunalhaushalte sind etwa zu ei-
nem Drittel durch Steuereinnahmen finan-
ziert. In Ostdeutschland ist die Struktur der
kommunalen Einnahmen grundlegend an-
ders. Dort machen die Steuereinnahmen
nur rund 11 % der kommunalen Einnah-
men aus, während der Anteil allgemeiner
staatlicher Zuweisungen und Investitions-
zuweisungen außerordentlich hoch ist.

Anteil an Lohn- und Einkommensteuer

Der Anteil einer Gemeinde an der Lohn-
und Einkommensteuer ist von der Anzahl
einkommensteuerpflichtiger Bürger ab-
hängig, die in dieser Gemeinde ihren Wohn-
sitz haben. Deshalb haben die Städte und
Gemeinden ein besonderes Interesse dar-
an, dass ein hoher Anteil erwerbstätiger
und gut verdienender Bürger ihren Wohn-
sitz in ihrem Gemeindegebiet wählt. Maß-
nahmen zur Verbesserung der Attraktivität
und eine offensive Wohnbaulandpolitik der

Abbildung 7
Kommunale Einnahmen

Die Einnahmen der
Gemeinden stammen
aus verschiedenen
Quellen. Im Bundes-
durchschnitt stammen
rund 30 % aus Steuer-
einnahmen, 25 % aus
Zuweisungen, 23 % aus
Gebühren und Beiträgen
sowie 22 % aus
sonstigen Einnahmen.

Quelle: Gemeindefinanzbereicht des Deutschen 
Städtetages 1999, ohne Stadtstaaten
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Gemeinden sind Folgen dieses Steuer-
systems. Allerdings bedeutet ein Einwoh-
nerzuwachs für die Gemeinden gleichzeitig
den Ausbau der sozialen Infrastruktur.

Gewerbesteuer

Die Gewerbesteuereinnahmen sind von
den Steuern die zweite wichtige Einnahme-
quelle der Gemeinden. Für größere Städte,
in denen sich die Wirtschaftstätigkeit und
die Zentralen großer Unternehmen kon-
zentrieren, ist sie vielfach die wichtigste
Einnahmequelle. 1998 wurde die Gewerbe-

kapitalsteuer abgeschafft, und als Ausgleich
werden die Gemeinden am Aufkommen der
Umsatzsteuer beteiligt. Die Gemeinden
können daher inzwischen nur noch die Ge-
werbesteuer auf den Ertrag erheben, wobei
die konkrete Ausgestaltung des Hebesatzes,
d.h. seine Höhe, im Ermessen der Gemein-
de liegt. Trotz dieser Veränderungen im
Steuersystem haben die Gemeinden ein ho-
hes Interesse, vorhandene Unternehmen
im Gemeindegebiet zu pflegen und nach
Möglichkeiten zu suchen.

Zweckgebundene Landeszuweisungen

Weiterhin finanzieren sich die Gemeinden
durch die zweckgebundenen Landeszuwei-
sungen. Sie werden für kommunale Investi-
tionsvorhaben genutzt und oft als „golde-
ner Zügel“ bezeichnet, weil die Gemeinden
ihre Investitionen nicht mehr nach den
kommunalen Prioritäten, sondern nach
den Möglichkeiten der Förderung ausrich-
ten. In den letzten Jahren hat auch der Ver-
kauf eigener kommunaler Liegenschaften
zur kommunalen Haushaltskonsolidierung
an Bedeutung gewonnen. Für die Stadtent-
wicklung ist hierbei entscheidend, beim
Verkauf der Grundstücke Einflussmöglich-
keiten an der Ausgestaltung der Flächen-
nutzung zu halten.

1.5 Stadtentwicklung und Städtebau
als Aufgabe der Gemeinde

Die Planung der räumlichen Entwicklung
für das jeweilige Gemeindegebiet ist in
Deutschland eine besondere Aufgabe auf
der kommunalen Ebene. Die Gemeinde
übernimmt diese Aufgabe für ihr jeweiliges
Gemeindegebiet in eigener Verantwortung
und bestimmt damit eigenverantwortlich
die Flächennutzung in ihrem Gemeindege-
biet. Bei der Erfüllung wirken die verschie-
densten Handlungsfelder – die natürlichen
Lebensgrundlagen, die wirtschaftlichen Ak-
tivitäten, das Wohnungswesen oder der
Verkehr – auf die Ausgestaltung der Flä-
chennutzung. Jede Gemeinde hat die unter-
schiedlichen Interessen dieser Handlungs-
felder aufeinander abzustimmen und in
eine fachübergreifende, querschnittsorien-
tierte Gesamtplanung ihres Gemeindege-
bietes zu bringen. Diese Gesamtplanung
unterscheidet sich von der Planung privater
Wirtschaftsunternehmen, die in der Regel
an einer möglichst hohen Rendite ausge-
richtet ist. Öffentliche Planung verfolgt hin-
gegen Ziele des Gemeinwohls.

Abbildung 8
Steuereinnahmen in
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Räumliche Gesamtplanung für Gemeinde

Die Aufgabe der Stadtentwicklung ist es
also, die Gesamtentwicklung in einem Ge-
meindegebiet zu koordinieren. Damit löst
sie den Grundsatz der Planmäßigkeit der
gemeindlichen Entwicklung ein. Sie be-
schäftigt sich deshalb umfassend mit allen
Aspekten der Entwicklung. Im Idealfall
schafft sie es, mit einer räumlichen Gesamt-
planung die einzelnen Ansprüche an die ge-
samte Stadt bzw. an Teilgebiete in der Stadt
abzustimmen. Im Gegensatz zu solchen
räumlichen Gesamtplanungen stehen die
räumlichen Fachplanungen, die sektorale
Problem- und Aufgabenfelder behandeln.
Dazu gehören beispielsweise die kom-
munalen Verkehrsplanungen oder die
verschiedenen Planungen im Bereich des
Umweltschutzes. Die Fachplanungen sind
stärker auf das einzelne sektorale Interesse
ausgerichtet.

Bedeutungsgewinn der regionalen Ebene

Stadtentwicklung macht an den Stadtgren-
zen nicht Halt. Trotz der Gebietsreformen in
den 60er und 70er Jahren sind Städte und
Gemeinden über ihre administrativen
Grenzen hinausgewachsen. Stadtentwick-
lung spielt sich zunehmend in regionalen
Zusammenhängen ab. Innerhalb der Stadt-
regionen sind neue Arbeitsteilungen ent-
standen. Die Innenstädte haben in den letz-
ten Jahren ihre frühere Vorrangstellung als
ökonomische und kulturelle Zentren einge-
büßt. Einzelne Stadtteile oder Gemeinden
im Umland der Großstädte haben wichtige
Funktionen übernommen. Sie stehen in
einer Konkurrenz zur ursprünglich eindeu-
tig dominanten Innenstadt. Neue Arbeits-
teilungen zwischen Kernstadt und Umland,
aber auch zwischen den einzelnen Stadt-
teilen haben sich in der Stadtregion ent-
wickelt. Auch innerhalb der Stadtregionen
haben sich polyzentrale Stadtstrukturen
mit neuen Arbeitsteilungen herausgebildet.

Als politische Handlungs- und Gestaltungs-
ebene sind diese Stadtregionen bisher aber
schwach ausgebildet. Da die Regionalpla-
nung die interkommunale Abstimmung
bisher nur unvollkommen ausübt, wird
die Bildung von Stadtregionen als eine
neue politische und administrative Hand-
lungsebene diskutiert. Kommunalverbände
könnten neue Kooperationsformen zwi-
schen den Gemeinden für die Aufgaben
sein, die über das eigene Gemeindegebiet
hinausreichen – und dies sind zunehmend
auch die Fragen der Stadtentwicklung.

„Spielregeln“ durch Bau- und Bodenrecht

Stadtentwicklung ist also die Aufgabe, die
räumliche und bauliche Entwicklung in
einer Stadt, einem Stadtteil oder auch in
einzelnen Baugebieten der Stadt zu ordnen
und zu lenken. Dies heißt konkret,

• im Stadtgebiet Nutzungen festzulegen
und damit Angebote zu schaffen,

• Beeinträchtigungen von Nutzungen zu-
zulassen oder auch auszuschließen,

• neue Standorte zu entwickeln oder auch
alte Standorte zu reaktivieren und

• eine infrastrukturelle Erschließung der
Grundstücke (Wege, Wasser, Abwasser)
zu sichern, insbesondere die Ver- und
Entsorgung zu garantieren.

Abbildung 9
Stadtregion Köln/Bonn

Bebaute Fläche

Städtische Sport- und Grünflächen

Landwirtschaftliche Flächen

Wälder, naturnahe und Feuchtflächen

Wasserflächen

Abbauflächen und Deponien

Flughäfen, Straßen- u.Eisenbahnnetze

©  BBR Bonn 2000 Quelle: CORINE LAND COVER, LRB BBR 2000
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Die kommunale Ausgestaltung der Stadt-
entwicklung folgt bestimmten „Spielre-
geln“, die durch das Bau- und Bodenrecht
gesetzt werden. Das Bau- und Bodenrecht
ist in Deutschland nicht in einem einzigen
Gesetz geregelt. Aspekte der Bauplanung
und der Bodenordnung sind bundesweit im
Baugesetzbuch für die Gemeinden geregelt,
Aspekte der Gefahrenabwehr auf der Ebene
der Länder in den Landesbauordnungen.
Der Grund für diese Trennung liegt in der
Gesetzgebungskompetenz, die im Grund-
gesetz geregelt ist. Dem Bund fehlt danach
die Gesetzgebungskompetenz für das ge-
samte Baurecht. Für die Bodenpolitik be-
sitzt er die Kompetenz im Rahmen der
„konkurrierenden Gesetzgebung“ zwischen
Bund und Ländern (nach Art. 74 Nr. 18 GG),
für die bauordnungsrechtlichen Fragen
liegt die Gesetzgebungskompetenz nach
Art. 70 GG bei den Ländern.

Das zentrale Werkzeug für die kommunale
Ebene ist die Bauleitplanung. Sie hat das
Ziel, dem Gemeinwohl zu dienen, und soll
den Ausgleich unterschiedlicher Interessen
an der Nutzung von Grund und Boden her-
stellen. In genereller Art wird das Gemein-
wohl in den Planungsgrundsätzen des § 1
Abs. 5 Satz 1 BauGB formuliert. Bauleitplä-
ne müssen danach eine nachhaltige städte-
bauliche Entwicklung und eine dem Wohl
der Allgemeinheit entsprechende sozialge-
rechte Bodennutzung gewährleisten und
sollen dazu beitragen, eine menschenwür-
dige Umwelt zu sichern und die natürlichen
Lebensgrundlagen zu schützen und zu ent-
wickeln.

Mit welchem konkreten Inhalt die städte-
bauliche Entwicklung ausgefüllt wird, ob-
liegt im wesentlichen der politischen Ent-
scheidung der Gemeinde für ihr jeweiliges
Gemeindegebiet. Hier sind die öffentlichen
und privaten Belange gegeneinander und
untereinander gerecht abzuwägen. Dieser
Abwägungsgrundsatz durchzieht die ge-
samte räumliche Planung.

Die Städte und Gemeinden unterliegen bei
ihren Entscheidungen generell der staat-
lichen Aufsicht. Da aber die Gemeinden
– gewährleistet durch Artikel 28 Abs. 2 GG –
für ihr Gemeindegebiet die Planungshoheit
ausüben, beschränkt sich die Kommunal-
aufsicht auf die rechtliche Prüfung von Bau-
leitplänen. Die Zweckmäßigkeit der jeweili-
gen Planung liegt im Ermessen der Städte
und Gemeinden, die die öffentlichen und
privaten Belange gegeneinander abwägen
müssen.

Die kommunalen Aktivitäten zur Stadtent-
wicklung wirken in verschiedene Richtun-
gen. Zum ersten haben die Festsetzungen
von Nutzungsmöglichkeiten erheblichen
Einfluss auf den Grundstücksmarkt. Boden-
preise werden nicht nur über die Lage im je-
weiligen Stadtgebiet, sondern auch über die
Festsetzung zur Nutzungsart und -intensi-
tät beeinflusst. Mit der Ausweisung von
Bauland werden aber auch die Entwick-
lungsmöglichkeiten anderer Stadtteile im
Gemeindegebiet sowie benachbarter Ge-
meinden beeinflusst.

Das Bauplanungsrecht wird für die Bürger
über die Baugenehmigung wirksam. Für die
meisten Bauvorhaben benötigen die Bürger
eine Baugenehmigung. Dazu ist bei der ört-
lich zuständigen Bauaufsichtsbehörde ein
Bauantrag zu stellen. Die Bauaufsichtsbe-
hörde prüft die bauplanungsrechtliche Zu-
lässigkeit, z.B. inwieweit das beabsichtigte
Bauvorhaben mit einem gemeindlichen Be-
bauungsplan übereinstimmt. Außerdem
wird das Bauvorhaben auf seine ordungs-
rechtliche Zulässigkeit geprüft. Über den
bauordnungsrechtlichen Genehmigungs-
tatbestand für den Bürger wird also das
Bauplanungsrecht des Bundes mit dem
Bauordnungsrecht der Länder verklam-
mert. Erst mit der Baugenehmigung, dem
Bauschein, darf mit dem Bau des Vorhabens
begonnen werden.

Stadtentwicklung
und Städtebau sind
eine wichtige
kommunale Aufgabe.
Der gesetzliche Rahmen
ist bundeseinheitlich
durch das
Baugesetzbuch
geschaffen.
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Abbildung 10
Stadtregionale Pendlereinzugsbereiche

Von Olaf Boustedt wurde in den 50er Jahren das Stadtregionenmodell entwickelt, das die sozio-ökonomische Einheit
von Stadt und Umland erfassen sollte. Ausgangspunkt der Modellkonstruktion sind zwei Grundannahmen. Zum einen
wird unterstellt, dass die Stadt über ihre administrative Grenze hinausgewachsen ist und angrenzende Gemeinden –
auch wenn sie nicht zur Stadt gehören – stadtähnliche Eigenschaften besitzen und damit dem Kernbereich einer Stadt-
region zuzurechen sind. Zum anderen soll zum Ausdruck gebracht werden, dass Umlandgemeinden einer Stadtregion
angehören, wenn sie aufgrund der Erwerbsstruktur der Bewohner mehr von einer städtischen als von einer ländlichen
Lebensweise geprägt sind.

Dieser Modellansatz ist, trotz einiger Modifikationen, im Kern erhalten geblieben. Zu den Zeitpunkten der Volkszählun-
gen 1950, 1961 und 1970 sind jeweils Abgrenzungen der Stadtregionen für die alten Bundesländer vorgenommen
worden. Danach ist das Modell aus verschiedenen Gründen nicht weitergeführt worden. Die anhaltende Ausdehnung
der Städte ins Umland und die immer engere Verflechtung von Umlandgemeinden mit den Kernen der Agglomerationen
unterstreicht die Notwendigkeit, in stadtregionalen Zusammenhängen zu denken. Aus dieser Perspektive ist der Bedarf
an einer Weiterführung des Stadtregionenmodells eher noch gewachsen.

Das BBR hat daher im Sinne der Stadtregionenabgrenzung Boustedts auf Basis der Pendlerstatistik der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten eine Abgrenzung stadtregionaler Pendlereinzugsbereiche vorgenommen. Das
methodische Vorgehen orientiert sich an Boustedts Modell und folgt dem Konzept sowohl bei der Anlage der internen
Differenzierung in Kernzone und Umlandbereich wie auch beim Raumbezug und dem methodischen Zugang. Die Ab-
grenzung erfolgt in zwei Stufen. Die erste Stufe führt zu einer Festlegung der stadtregionalen Kernbereiche (Kernstadt
und Ergänzungsgebiet). Als Kernstädte gelten alle Gemeinden mit 80 000 und mehr Einwohnern (Bevölkerungsbestand
von 1996). Dem Ergänzungsgebiet um die Kernstädte werden hochverdichtete Gemeinden bzw. Gemeinden mit Ein-
pendlerüberschüssen zugeordnet, sofern ein flächiger Zusammenhang mit der Kernstadt besteht. Auf Basis einer
Verflechtungsanalyse wird der Pendlereinzugsbereich der Stadtregion festgelegt. Umlandgemeinden gehören dem Ein-
zugsbereich an, wenn der Anteil der Auspendler in stadtregionale Kerngebiete bestimmte Schwellenwerte übersteigt
(innerer Pendlereinzugsbereich 50 oder mehr Prozent bzw. äußerer Pendlereinzugsbereich 25 bis unter 50 %).

Nach dem neuen Modell können insgesamt 62 stadtregionale Pendlereinzugsbereiche in Deutschland ausgewiesen
werden, in denen rund 70 % der Gesamtbevölkerung leben. Die größte Agglomeration in Deutschland ist die Rhein-
Ruhr-Region mit mehr als 12. Mio. Einwohnern. Berlin ist die zweitgrößte (4,4 Mio. Einwohner), dicht gefolgt von der
Rhein-Main-Region mit den Kernstädten Frankfurt, Mainz, Wiesbaden, Offenbach, Hanau und Darmstadt (4,1 Mio.
Einwohner). Die kleinsten Stadtregionen sind Brandenburg und Neumünster mit jeweils etwas mehr als 120 000 Ein-
wohnern. In den neuen Länder ist, wenn man von Berlin absieht, Dresden mit fast 980 000 Einwohnern die größte
Stadtregion.

 

Datengrundlage:
Pendlerstatistik der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten 1996
(Institut für Arbeitsmarkt und
Berufsforschung  IAB);
eigene Berechnungen

Gemeindeverbände, Stand 1.1.1996
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Stadtentwicklung ist ein gesellschaftlicher
Prozess, der in enger Beziehung zu ökono-
mischen, sozialen und kulturellen, nicht
zuletzt politischen Wandlungsprozessen
steht. Erscheinungsbild, Strukturen und
Entwicklung unserer Städte beruhen auf
Interessen und Handlungen ganz unter-
schiedlicher Akteure. Investoren, Politiker,
Planer, Bürger und viele andere nehmen
Einfluss auf die Stadtentwicklung und wer-
den durch sie auch wieder beeinflusst. Trotz
der Heterogenität der Interessenlagen ist
die Stadtentwicklung aber kein regellos ver-
laufender Prozess, sondern wird durch In-
stitutionen und Verfahren gelenkt.

Eine wichtige Rolle bei der Vermittlung der
verschiedenen Anforderungen an die Stadt-
entwicklung spielen der politische und ad-
ministrative Bereich, d.h. Kommunalpar-
lament und Kommunalverwaltung. In den
Städten und Gemeinden ist die Stadtent-
wicklung ein Politikfeld, in das viele andere
Aufgabenbereiche einbezogen sind, u.a. die
kommunale Wohnungspolitik, Verkehrs-
politik, Umweltpolitik, Beschäftigungs- und
Wirtschaftsförderungspolitik, Sozial- oder
Kulturpolitik.

2.1 Rat und Verwaltung
in den Gemeinden

In den Städten und Gemeinden sind es Rat
und Verwaltung, in denen die Grundzüge
der Stadtentwicklung politisch ausgehan-
delt werden. In den Gemeindeordnungen
der Länder wird der innere Aufbau der Ge-
meinden geregelt. Organisation, Arten und
Aufgaben der einzelnen Organe, ihre Bil-
dung und Zusammensetzung sowie ihr je-
weiliges Verhältnis differieren zwar von
Bundesland zu Bundesland, doch liegen
nach weitreichenden Reformen der Kom-
munalverfassungen in einigen Bundeslän-
dern in den 90er Jahren keine grundlegen-
den Unterschiede mehr vor.

Nach den Gemeindeordnungen ist der Rat
– das kommunale Parlament – der Ort der
Willensbildung und Entscheidung und die
Verwaltung der Ort der Entscheidungsvor-
bereitung und -ausführung. Zunächst soll
hier der Grundgedanke der Arbeitsteilung
zwischen Rat und Verwaltung dargestellt
werden, wie er sich aus den Kommunalver-
fassungen ergibt. In der Praxis stellt sich
dieses Zusammenspiel heute aber sehr viel
differenzierter dar, worauf noch einzuge-
hen sein wird.

Gemeindeparlament

In allen Städten und Gemeinden existiert
eine durch Wahlen demokratisch legiti-
mierte Volksvertretung, das Gemeindepar-
lament. In kleineren Gemeinden heißt die-
ses kommunale Parlament Gemeinderat, in
größeren Gemeinden ist es der Stadtrat. Die
Ratsmitglieder werden von den wahlbe-
rechtigten Bürgern der Stadt in allgemei-
nen, unmittelbaren, freien und geheimen
Wahlen gewählt. Mit Ausnahme des Bürger-
meisters als Vorsitzenden des Rates sind alle
Ratsmitglieder ehrenamtlich tätig und er-
halten für ihre Tätigkeit nur eine Aufwands-
entschädigung. Die Aufgaben der Ratsmit-
glieder sind in den Gemeindeordnungen
der Länder geregelt.

Der Rat vermittelt die unterschiedlichen
Positionen, stellt die Planungen auf den
Prüfstand, trägt zur politischen Willensbil-
dung bei und führt zur demokratischen Le-
gitimation von Planungsentscheidungen.
Der Rat ist die Arena der politischen Aus-
einandersetzung mit der Stadtplanung
bzw. der Stadtentwicklung. Die politischen
Gruppierungen im Rat, die Fraktionen, re-
präsentieren im Idealfall das politische
Spektrum auf der lokalen Ebene und inte-
grieren damit die unterschiedlichen Ziel-
vorstellungen zur Stadtpolitik.

Der Gemeinde- bzw. Stadtrat kann als der
„Gesetzgeber“ auf der lokalen Ebene be-
zeichnet werden. Er erlässt seine „Gesetze“
als Satzungen, die die örtlichen Angelegen-
heiten im Rahmen der Bundes- und Lan-
desgesetze selbst und in eigener Verantwor-
tung regeln. Für die Entwicklung der Städte
ist die Bauleitplanung von besonderer Be-
deutung. Die Flächennutzungspläne wer-
den für das gesamte Gemeindegebiet auf-

2 Akteure der Stadtentwicklung

Nach den Gemeinde-
ordnungen der Länder
trifft der von den
Bürgern gewählte
Gemeinderat Planungs-
entscheidungen.

Abbildung 11
Verhältnis von Rat
und Verwaltung
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gestellt, die Bebauungspläne werden für
Teile des Gemeindegebietes als Satzung
rechtsverbindlich vom Gemeinde- bzw.
Stadtrat beschlossen. In diesen Plänen ver-
ständigen sich die politisch Verantwortli-
chen auf die Grundzüge der kommunalen
Entwicklung.

Die Ratsarbeit ist über verschiedene Rats-
ausschüsse sektoral organisiert. In den Aus-
schüssen werden Vorlagen der Verwaltung
verhandelt und Ratsentscheidungen vorbe-
reitet, so dass sie eine wichtige Filterfunk-
tion einnehmen. Stadtentwicklung, im um-
fassenden Sinn verstanden, wird in diver-
sen Ausschüssen behandelt. Hinsichtlich
der städtebaulichen Entwicklung kommen
dem Bau- oder Planungsausschuss beson-
dere Bedeutung zu. Personell rekrutieren
sich die Ausschüsse aus den Mitgliedern der
einzelnen Ratsfraktionen. Die politischen
Mehrheitsverhältnisse im Rat spiegeln sich
auch in den Ausschüssen wider. Die Aus-
schussmitglieder werden im Idealfall nach
ihren Fähigkeiten und Interessen von den
Fraktionen vorgeschlagen.

Gemeindeverwaltung und Bürgermeister

Neben dem Gemeindeparlament spielt die
Gemeindeverwaltung, in Städten die Stadt-
verwaltung, für die Stadtentwicklung eine
zentrale Rolle. An ihrer Spitze steht der
„Oberbürgermeister“, in kleineren Gemein-
den der „Bürgermeister“. Er wird direkt von
den Bürgern gewählt. Die Wahlperiode,
aber auch Aufgaben und Kompetenzen der
hauptamtlichen (Ober-)Bürgermeister un-
terscheiden sich zwar in den einzelnen
Bundesländern. Generell ist er aber für Lei-
tung und Beaufsichtigung des Geschäfts-
ganges der gesamten Verwaltung zuständig
sowie Repräsentant und Vorsitzender des
Rates mit Stimmrecht. Mit der Leitung von
Verwaltung und dem Vorsitz im Rat hat der
Bürgermeister also eine herausgehobene
Stellung in den Gemeinden.

Die kommunalen Verwaltungen sind nach
verschiedenen fachlichen Dezernaten ge-
gliedert, denen wiederum Ämter zugeord-
net sind. Der Zuschnitt der Dezernate un-
terscheidet sich zwischen den Städten. Mit
der Größe einer Stadt nimmt die Anzahl der
Dezernate in der Regel zu. Mittelstädte
kommen oft mit nur fünf Dezernaten aus,
Großstädte haben hingegen zehn oder
mehr Dezernate. Die Dezernate werden in
der Regel von Wahlbeamten geführt, die
je nach Gemeindeordnung auf eine fest-
gesetzte Zeit vom Gemeindeparlament ge-
wählt werden.

Das Baudezernat einer Gemeinde ist für die
Bauleitpläne und ihre Umsetzung zustän-
dig. Darüber hinaus nimmt es die vielfälti-
gen Aufgaben in der erhaltenden Stadter-
neuerung wahr. Es ist in verschiedene Äm-
ter untergliedert, wobei dem Stadtpla-
nungsamt als dem Amt, in dem die Flä-
chennutzungs- und Bebauungspläne erar-
beitet werden, für die Stadtentwicklung
eine besondere Rolle zukommt. In diesem
Amt werden in der Regel auch die vielfälti-
gen informellen Planungen erarbeitet, die
häufig der formalen Bauleitplanung voran-
gestellt sind. Dazu gehören städtebauliche
Wettbewerbe und Gutachten, Rahmenplä-
ne und sonstige Planformen. Die Hochbau-
ämter kümmern sich um öffentliche Ge-
bäude wie beispielsweise Schulen, Theater
oder Krankenhäuser, die Tiefbauämter pla-
nen und beaufsichtigen die eigenen städti-
schen Baumaßnahmen wie etwa Erschlie-
ßungsstraßen, Kanalisation oder Kläranla-
gen, in den Bauordnungsämtern werden
Baugenehmigungen erteilt, z.B. für Ein-
familienhäuser.

Die Verwaltung hat die Aufgabe, Ratsent-
scheidungen vorzubereiten, die Ratsbe-
schlüsse umzusetzen und die weisungsge-
bundenen Pflichtaufgaben zu erfüllen. Da-
bei handelt es sich um staatliche Aufgaben
wie beispielsweise die Erteilung von Bauge-
nehmigungen, die aus Zweckmäßigkeits-
gründen den Gemeinden übertragen sind.
Mit diesen Aufgaben ist die Bedeutung der
Verwaltung jedoch nur unzureichend be-
schrieben. Die Verwaltungsmitarbeiter sind
anders als die Mitglieder des Stadtrates
hauptamtlich tätig und besitzen daher
meist einen erheblichen Informations- und
Wissensvorsprung. In einer Stadt wie Köln
mit rund einer Million Einwohner sind rund
18 000 Mitarbeiter in der Stadtverwaltung
beschäftigt. Die Bauverwaltung selbst um-
fasst  rund 1 600 Beschäftigte, d.h. jedem
der etwa 90 Ratsmitglieder in Köln stehen
18 Mitarbeiter aus der Bauverwaltung ge-
genüber. In kleineren Städten ist dieses Ver-
hältnis weniger stark ausgeprägt. Ersicht-
lich wird aber, dass sich hieraus vielfältige
Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten
der Verwaltung im Planungsprozess erge-
ben, was die Position der Verwaltung gegen-
über dem demokratisch legitimierten Rat
verstärkt.

Größe und Gliederung einer Stadtverwal-
tung lassen ahnen, dass es sich hierbei
nicht immer um einen homogenen Akteur
handelt. Eine Stadtverwaltung ist in eine

Planungsentscheidun-
gen des Gemeinderates
werden von der
Gemeindeverwaltung
vorbereitet. In der Praxis
der Stadtentwicklung hat
die Gemeindeverwaltung
vielfältige Einfluss- und
Gestaltungsmöglich-
keiten.
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Vielzahl von Dezernaten und Ämtern ge-
gliedert, die ihrerseits verschiedene Interes-
sen wahrnehmen und unterschiedliche –
teilweise auch entgegengesetzte – Ziele ver-
folgen. Dies kann eine abgestimmte und in-
tegrierte städtische Politik erschweren. Im
Idealfall treffen aber der Bürgermeister und
die Dezernenten die wichtigen Entschei-
dungen, so dass eine Stadtverwaltung in
grundsätzlichen Fragen nur „mit einer
Stimme“ spricht. Letztendlich bleiben poli-
tische Beschlüsse dem Gemeinde- bzw.
Stadtrat vorbehalten.

Kommunale Verwaltungsmodernisierung

In der Organisation der kommunalen Ver-
waltungen zeichnen sich in den letzten Jah-
ren Veränderungen ab. Knappe Haushalts-
mittel und ein sich verschärfender Wettbe-
werb zwischen den Städten und Gemein-
den haben zu intensiven Reformüberlegun-
gen innerhalb der kommunalen Verwaltun-
gen und zunehmend auch zur Ausgliede-
rung von Aufgaben auf private Unterneh-
men geführt. Innerhalb der Verwaltung ist
es das Ziel, die bisherigen Behördenappara-
te zu modernen, leistungsfähigen, kunden-
nahen und effizienten Dienstleistungsun-
ternehmen umzubauen.

Quelle: KGSt: Verwaltungsorganisation der Gemeinden, Teil 1, Aufgabengliederungsplan, Köln 1967, S.7f.© BBR Bonn 2000
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10 Hauptamt 20 Stadt-
     kämmerei

30 Rechtsamt 40 Schulver-
     waltungs-
     amt

50 Sozialamt 60 Bau-
     verwaltungs-
     amt

70 Stadt-
     reinigungs-
     amt

80 Amt für Wirt-
     schafts- u.
     Verkehrs-
     förderung

11 Personalamt

12 Statistisches
     Amt

13 Presseamt

14 Rechnungs-
     prüfungsamt

21 Stadt-
     kasse

22 Stadt-
     steueramt

23 Liegen-
     schaftsamt

24 Amt für 
     Ver-
     teidigungs-
     lasten

31 Polizei

32 Amt für 
     öffentliche 
     Ordnung

33 Einwohner-
     meldeamt

34 Standes-
     amt

35 Ver-
     sicherungs-
     amt

36 Veterinäramt

51 Jugend-
     amt

52 Sportamt

53 Gesundheits-
     amt

54 Amt für 
     Kranken-
     anstalten

55 Ausgleichs-
     amt

71 Schlacht-
     und 
     Viehhof

72 Markt-
     amt

73 Leihamt

74 Bäderamt

81 Eigen-
     betriebe

82 Forstamt

38 Amt für
     Zivilschutz

37 Feuerwehr

39 Straßen-
     verkehrsamt

1 2 3 4 5 6 7

41 Kulturamt 61 Stadt-
     planungs-
     amt

62 Ver-
     messungs-
     und 
     Katasteramt

63 Bauordnungs-
     amt

64 Amt für
     Wohnungs-
     wesen

65 Hochbauamt

66 Tiefbauamt

67 Garten-
     und 
     Friedhofsamt

8

Abbildung 12
Aufbau einer Kommunalverwaltung
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Dazu hat in einigen Städten und Gemein-
den bereits eine Reform der eigenen Ver-
waltung stattgefunden. Bisher hierarchi-
sche Dezernatsstrukturen wurden zu Gun-
sten von Bereichen und Fachbereichen auf-
gelöst, in denen jeweils dezentral eine hö-
here Gesamtverantwortung übernommen
werden soll. Dazu kann beispielsweise eine
Budgetierung, d.h. eine stärkere selbständi-
ge finanzielle Eigenverantwortung auf der
Ebene der Bereiche und Fachbereiche die-
nen.

Bei der Ausgliederung von Aufgaben aus der
kommunalen Verwaltung wird vielfach er-
wartet, dass private Unternehmen die bis-
her von den Gemeinden wahrgenommenen
Aufgaben wirtschaftlicher durchführen. Au-
ßerdem gilt es, das antiquierte Dienst- und
Haushaltsrecht zu überwinden.

Für eine solche Ausgliederung von Verwal-
tungsaufgaben gibt es verschiedene For-
men der Zusammenarbeit von öffentlichen
und privaten Akteuren. Sie kann auf eher
informellen Absprachen beruhen, sie kann
vertraglich zwischen den öffentlichen und
privaten Akteuren geregelt sein, oder sie
kann zu einem Zusammenschluss dieser
Akteure in einer gemeinsam organisierten
privatrechtlichen Gesellschaft führen. Für
die Fälle, in denen Aufgaben aus der kom-
munalen Verwaltung ausgelagert werden,
bleibt es wichtig, über eine kommunale Be-
teiligung die politische Entscheidungs- und
Leitungshoheit der Gemeinden zu erhalten
und so den Zusammenhalt des „Unterneh-
mens Stadt“ zu gewährleisten.

Im Bereich von Stadtentwicklung und
Stadterneuerung reichen die ausgeglieder-
ten Aufgaben von der Gründung privatwirt-
schaftlich organisierter Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaften bis zu Einrichtungen
der kommunalen Ver- und Entsorgung, für
die privatrechtlich organisierte Einrichtun-
gen gegründet wurden. Hoheitliche Aufga-
ben der Städte und Gemeinden wie die Er-
teilung von Baugenehmigungen können
selbstverständlich nicht privatisiert wer-
den. In der Stadtsanierung werden schon
seit den 70er Jahren treuhänderische Sanie-
rungsträger zur Vorbereitung oder Durch-
führung der Sanierung eingeschaltet. Auch
für die Vorbereitung und Durchführung
städtebaulicher Entwicklungsmaßnahmen
beauftragen die Gemeinden seit Anfang der
90er Jahre in vielen Fällen solche privaten
Entwicklungsträger.

Entscheidungs- und Gestaltungsspielräume
von Rat und Verwaltung

Kommunalparlament und Stadtverwaltung
besitzen große Handlungs- und Entschei-
dungsspielräume, die sich allerdings in
einen gesetzten rechtlichen Rahmen einfü-
gen müssen. Eine Vielzahl von Gesetzen,
Verordnungen oder Verwaltungsvorschrif-
ten von Ländern, Bund, aber auch Europäi-
scher Union (EU) schränken den Entschei-
dungs- und Gestaltungsspielraum der Städ-
te und Gemeinden ein bzw. lenken das
kommunale Handeln in bestimmte Rich-
tungen. Ebenso ist eine Gemeinde an die
Rechtsprechung gebunden und muss diese
bei ihren Entscheidungen berücksichtigen.

Die Handlungsspielräume der Kommunen
werden darüber hinaus durch die schwieri-
ge kommunale Haushaltssituation beein-
trächtigt. Zweckgebundene Finanzzuwei-
sungen von Land, Bund oder EU gewinnen
dadurch für die Ausrichtung der stadtent-
wicklungspolitischen Ziele der Kommunen
an Bedeutung. Um an den Programmen
teilnehmen zu können, müssen die Ge-
meinden die Zielrichtung der Geldgeber,
seien es die Länder, der Bund oder die EU,
akzeptieren. Damit werden die kommuna-
len Entscheidungen eng mit politischen
Entscheidungen von EU, Bund und Län-
dern verflochten. Dies könnte als Autono-
mieverlust der Kommunen interpretiert
werden. Einige Förderprogramme von
Bund, Ländern und der EU sind an den
drängenden stadtentwicklungspolitischen
Handlungsfeldern ausgerichtet und be-
rücksichtigen das Subsidiaritätsprinzip. Sie
können den Kommunen helfen, eigene Ini-
tiativen umzusetzen, die sie ohne diese För-
derung nicht oder nur mit sehr großem Auf-
wand in Gang setzen könnten. Wegen der
schwierigen kommunalen Haushaltslage
werden von den Städten und Gemeinden
Förderprogramme teilweise „mitgenom-
men“ und damit freie Finanzmittel an EU-,
Bund- oder Länderprogramme gebunden.
Dadurch wird der Gestaltungsspielraum
der Kommunen eingeschränkt, wenn sich
kommunale Planungsziele nicht in Ein-
klang mit übergeordneten Förderprogram-
men bringen lassen.

Aufgaben der Gemein-
deverwaltungen werden
in den letzten Jahren
zunehmend privatisiert.
Dies gilt auch für
Aufgaben des
Städtebaus und der
Stadtentwicklung.



21Akteure der Stadtentwicklung

2.2 Private Akteure

Ebenso wie die Ratsmitglieder auf die Infor-
mationen aus der kommunalen Verwaltung
angewiesen sind, sind auch die Mitarbeiter
aus der kommunalen Verwaltung auf Infor-
mationen über die Absichten privater und
öffentlicher Investoren angewiesen. Bei
konkreten Stadterweiterungs-, Sanierungs-
oder Umbaumaßnahmen hat sich in den
letzten Jahren die Akteurkonstellation ge-
wandelt. Angebotsplanungen, die von der
Stadtverwaltung vorbereitet, vom Rat be-
schlossen und für die anschließend Inve-
storen gesucht werden, sind heute eher die
Ausnahme.

Grundstückseigentümer und Investoren

Kommunale Planung reagiert heute sehr
viel häufiger auf das Interesse von Investo-
ren und muss daher Bedarfe und Nutzungs-
interessen frühzeitig erkennen und in die
Ausrichtung der Planung einbeziehen. In-
vestoren kaufen größere Flächen sowohl
am Stadtrand als auch in den Städten und
erwarten eine stärkere Einbeziehung in die
kommunale Planung. Dies sichert zum
einen ihre Investitionen ab und erhöht die
Effizienz beim Vollzug von Planungen. Gro-
ße Baugesellschaften bereiten ihre Vorha-
ben selbst vor und setzen sie um. Dabei
kann die Projektvorbereitung und -umset-
zung sehr umfassend angelegt sein, von der
Finanzierung angefangen bis hin zur gestal-
terischen Konzeption.

Unabhängig davon, ob die Initiative für grö-
ßere bauliche Vorhaben von den Gemein-
den oder einem privaten Investor ausgeht,
werden zur Vorbereitung verschiedene
städtebauliche Konzepte oder Gutachten
erstellt bzw. Wettbewerbe durchgeführt.
Hierzu werden Planungsleistungen oft an
private Büros, Stadtplaner und Architekten
vergeben, die nicht in den Stadtverwaltun-
gen tätig sind. Gemeinsam mit der kommu-
nalen Verwaltung und Politik erarbeiten so
Investoren, Bauträger oder Projektentwick-
ler Nutzungsvorstellungen und Gestal-
tungsvorschläge. Auch für diese Vorhaben
bleibt es aber Voraussetzung, dass diese
Vorstellungen in Bebauungspläne umge-
setzt werden, die vom Rat beschlossen wer-
den müssen. Für kleinere Vorhaben kann es
ausreichend sein, bei entsprechenden Vor-
aussetzungen auch ohne Bebauungsplan
Baugenehmigungen zu erteilen.

Die Initiative für eine Planung geht heute in
vielen Fällen also nicht mehr von der
Verwaltung oder dem Rat einer Stadt aus,
sondern von privaten Grundstückseigen-
tümern oder Investoren, die für ihr Vorha-
ben noch nach einem geeigneten Grund-
stück suchen. Die Grundstückseigentümer
haben ein Interesse, aus der Nutzung ihrer
Grundstücke Wertsteigerungen zu erzielen,
die Investoren verfolgen mit ihrem Bauvor-
haben wirtschaftliche Interessen. In sol-
chen Fällen sind die kommunalen Pläne
nicht mehr Angebotspläne der Gemeinden,
in denen die Gemeinden auf Investoren
warten, sondern hier werden vielfach in en-
ger Kooperation mit den Investoren finan-
zielle, bodenrechtliche und erschließungs-
technische Fragen gemeinsam erarbeitet.

Projektbezogene Planung

Damit hat sich in den letzten Jahren eine
eher projektbezogene Planung durchge-
setzt. Bei größeren Vorhaben – sei es eine
Siedlungserweiterung, die Wiedernutzung
einer Brachfläche oder die Sanierung eines
bestehenden Stadtquartiers – entwickelt
sich städtebauliche Planung zu einem städ-
tebaulichen Projektmanagement. Ein kon-
kreter Vorhaben-, Raum- und Zeitbezug ist
für eine solche Planungsform charakteris-
tisch.

In der Folge solcher Investitionsabsichten
kann sich ein politischer Druck entwickeln,
die jeweiligen Flächen im Interesse der
Grundstückseigentümer oder Erwerber zu
bebauen, da hierdurch vielfach wirtschaft-
liche Interessen in der Gemeinde positiv
beeinflusst werden können. Allerdings
kann sich ein solches Vorhaben auch gegen
kommunale Zielsetzungen richten. In die-
sen Fällen werden Verwaltung und Rat den
Investoren bereits frühzeitig signalisieren,
dass ein Vorhaben mit den städtebaulichen
Zielen ihrer Gemeinde nicht vereinbar ist.
Diese Investoren werden dann versuchen,
ihre jeweiligen Absichten in anderen Ge-
meinden zu verwirklichen oder die Ziele der
kommunalen Politik zu beeinflussen, in de-
nen sie ihr Vorhaben realisieren wollen.

Investitionsvorhaben und kommunale Pla-
nung werden immer wieder durch die Inter-
essen und Widerstände bereits ansässiger
Bewohner erschwert, die in ihrer Nachbar-
schaft keine neue Bebauung wünschen. So
wird beispielsweise von einer neuen Bebau-

Private Grundstücks-
eigentümer und
Investoren üben heute
einen starken Einfluss
auf Städtebau und
Stadtentwicklung aus.
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ung in der Nachbarschaft zusätzlicher Ver-
kehr erwartet, der sich störend auf die be-
stehende Wohnsituation auswirken kann,
so befürchten ansässige Bewohner, dass ihr
bisher freier Blick in die Landschaft verbaut
und ihre Wohnung an Wert verlieren wird,
oder es werden auch Störungen von neuen
Bevölkerungsgruppen befürchtet, die nicht
in das soziale Umfeld passen würden. Auch
bei produzierenden Unternehmen gibt es
im Bestand immer wieder Widerstände ge-
gen eine neue Bebauung in der Nachbar-
schaft. Hier wird befürchtet, dass gegen die
laufende Produktion nach Fertigstellung
der neuen Bebauung Beschwerden aus der
Nachbarschaft kommen könnten. In eini-
gen Fällen wird deshalb von ansässigen Be-
wohnern oder Unternehmen versucht, die
neue Bebauung in der Nachbarschaft über
rechtliche Schritte zu verhindern, in ande-
ren Fällen bilden sich Bürgerinitiativen, die
sich gegen eine neue Bebauung wenden.

2.3 Medien und
bürgerschaftliche Gruppen

Auf der kommunalen Ebene gibt es neben
Rat und Verwaltung einer Stadt sowie den
privaten Investoren weitere wichtige Akteu-
re, die Entscheidungen über Stadtentwick-
lung wesentlich beeinflussen. Dazu gehö-
ren insbesondere bürgerschaftliche Grup-
pierungen und die lokalen Medien.

Trotz einer weitreichenden Beteiligung von
Interessengruppen und Bürgern in den
kommunalen Planungsprozessen zeigt sich
gerade bei der Umsetzung von städtebau-
lichen Projekten immer wieder die Entste-
hung „außerparlamentarischer“ Gruppie-
rungen. Bürgerinitiativen entstehen meist
in Reaktion auf konkrete Vorhaben und
drücken das Bedürfnis nach Partizipation
und politischer Mitsprache aus. Vielfach
werden Bürgerinitiativen spontan gegrün-
det und vergehen ebenso schnell wieder,
wenn ihr Thema an Bedeutung verliert. Der
Einfluss der Bürgerinitiativen ist jedoch
nicht zu unterschätzen. Sie führen zu einer
breiteren öffentlichen Diskussion, zwingen
Rat und Verwaltung zu mehr Bürgernähe
und durchbrechen eingefahrene Routinen
von Rat und Verwaltung in der Projektum-
setzung. Bürgerinitiativen sind in der Regel
reaktiv und auf ganz bestimmte Ziele aus-
gerichtet.

Initiativen zur Lokalen Agenda

Neue Formen einer Zusammenarbeit zwi-
schen kommunalem Rat und Verwaltung
sowie ihren Bürgern entstehen im Zuge so-
genannter Agenda-Prozesse. In der Agenda
21, die 1992 auf der Konferenz für Umwelt
und Entwicklung der Vereinten Nationen in
Rio verabschiedet wurde, werden die Städte
und Gemeinden in Kapitel 28 aufgerufen,
auf der lokalen Ebene Aktionsprogramme
für eine nachhaltige Entwicklung zu erar-
beiten. In rund 1 300 deutschen Städten
und Gemeinden liegen inzwischen Rats-
beschlüsse zur Erarbeitung einer solchen
Lokalen Agenda 21 vor.

Grundlage für einen erfolgreichen Agenda-
Prozess ist eine neue Kommunikationskul-
tur zwischen Verwaltung, Rat, Bürgern, Ver-
bänden, Handel und Wirtschaft, Initiativen,
Kirchen usw. Verpflichtendes Ziel der
Konsultationsprozesse ist die Entwicklung
eines gemeinsam getragenen Weges zur
nachhaltigen Entwicklung in den Städten
und Gemeinden sowie konkrete Hand-
lungskonzepte für die weitere Kommunal-
entwicklung. Die kommunalen Verwaltun-
gen sind in dem Agenda-Prozess in unter-
schiedlicher Weise initiativ. Ihre Aktivitäten
reichen von eigenen Agenda-Büros, die als
Stabsstellen bei den Bürgermeistern ange-
siedelt sein können, bis zu ressortübergrei-
fenden Arbeitsgruppen in den Verwaltun-
gen. Der Rat wird über einen Grundsatzbe-
schluss zur Erarbeitung einer Lokalen
Agenda eingebunden. Im Idealfall sollte er
von allen Ratsfraktionen mitgetragen und
unterstützt werden.

Die Erarbeitung der Lokalen Agenda erfolgt
in der Regel in moderierten Arbeitskreisen.
Wichtige Themen der Stadtentwicklung
werden aufgegriffen und zwischen lokalen
Organisationen und „nicht organisierten“
Bürgern diskutiert. In einem weiten The-
menspektrum kommen u.a. Fragen des
Flächenverbrauchs, des Klimaschutzes und
der Energie, der Mobilität, des nachhaltigen
Konsums, der kommunalen Entwicklungs-
zusammenarbeit oder der regionalen und
nachhaltigen Wirtschaft zur Sprache. Neue
Formen der Bürgerbeteiligung werden hier-
bei erprobt. Die Lokale Agenda 21 ist somit
eine interessante Neuerung für ein bürger-
schaftliches Engagement.

Langfristige
Entwicklungsvor-
stellungen werden in
den Gemeinden in der
jüngeren Zeit über
Lokale Agenda 21
erarbeitet und diskutiert.
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Lokale Medien

Eine wichtige Plattform für die öffentliche
Debatte von Stadtentwicklungsfragen bie-
ten lokale Medien (Presse, mehr und mehr
auch lokales Radio und Fernsehen). Zum
einen informieren sie über Projekte und lei-
sten so einen wesentlichen Beitrag zur Wis-
sens- und Willensbildung der Bürger. Gera-
de Nachrichten aus dem unmittelbaren
Lebensumfeld finden bei den Lesern der
Lokalzeitungen eine hohe Aufmerksamkeit.
Zum anderen üben lokale Medien eine Kon-
trollfunktion aus, die politische Vorgänge
und Verwaltungshandeln einer kritischen
Prüfung durch die Öffentlichkeit unter-
zieht. Interessengruppen und Bürgerinitia-
tiven können ebenso wie Parteien die Me-
dien nutzen, um für ihre Position zu werben
und gezielt am Meinungsbildungsprozess
mitzuwirken. In einigen Fällen haben eine
positive Berichterstattung in den Medien
zum Erfolg städtebaulicher Projekte beige-
tragen, in anderen Fällen haben sie aber
auch zu einer Stigmatisierung von benach-
teiligten Stadtteilen geführt.

2.4 Zusammenspiel der Akteure
auf der kommunalen Ebene

Wie beschrieben, lassen sich kommunale
Entscheidungen formal auf eine Vorberei-
tung durch die Verwaltung und einen Be-
schluss durch den Rat zurückführen. Dabei
wird die Entscheidung meist ohne breite
und intensive öffentliche Beteiligung vor-
bereitet, während in der Bauleitplanung der
eigentliche Beschluss durch den Rat dann
spätestens über eine gesetzlich vorge-
schriebene Bürgerbeteiligung für eine brei-
te öffentliche Diskussion geöffnet wird. In
einigen Fällen können sich solche Entschei-
dungen über die Ansiedlung einzelner grö-
ßerer Vorhaben oder auch die Ausweisung
großer Baugebiete für viele kleine Einzel-
vorhaben zu kommunalpolitischen Kontro-
versen entwickeln, die dann letztendlich im
Gemeinderat politisch entschieden werden
müssen. Eine möglichst frühzeitige Infor-
mation der Öffentlichkeit hat sich deshalb
als sinnvoll herausgestellt.

Planungsinitiativen

Initiativen für ein kommunalpolitisches
Handeln in der Stadtentwicklung können
zum einen von der kommunalen Verwal-
tung oder der kommunalen Politik ausge-
hen. Zum anderen sind es private Investo-
ren, die bauliche Vorhaben realisieren wol-

len. Bürgermeister und Dezernenten sind
dann die Ansprechpartner für mögliche In-
vestoren, in größeren Städten können es
auch die Fachämter sein. In den Fachäm-
tern werden in vielen Fällen die Probleme
identifiziert, die ein kommunales Handeln
erforderlich machen. Hier liegt der entspre-
chende Sachverstand vor, hier gibt es in der
Leitung der jeweiligen Ämter oder Dezerna-
te – mehr oder weniger ausgeprägt – Akteu-
re, die einen eigenen Gestaltungsanspruch
oder auch eine eigene „Vision“ mitbringen.

So ist in den letzten Jahren in einigen Städ-
ten und Gemeinden die Initiative von Bür-
germeistern oder Dezernenten der kommu-
nalen Verwaltung ausgegangen, am Stadt-
rand Flächen für den Wohnungsbau oder
auch gewerbliche Ansiedlungen auszuwei-
sen, um Wohnungsnot zu reduzieren oder
die Möglichkeiten der Ansiedlung von Ar-
beitsplätzen im eigenen Gemeindegebiet
zu schaffen. Ebenso sind leitende Kommu-
nalbeamte initiativ geworden, innerstädti-
sche Brachflächen zu reaktivieren. Eine be-
sondere Aufmerksamkeit erhält bei diesen
Aktivitäten die kommunale Verfügbarkeit
über Grund und Boden. Wenn die Städte
und Gemeinden selbst über die Flächen
verfügen, verbessern sich ihre eigenen Ge-
staltungs- und Steuerungsmöglichkeiten.
Dies setzt eine enge Abstimmung zwischen
den kommunalen Planungs- und Liegen-
schaftsämtern voraus.

In der Verwaltung werden die Vorlagen für
die Projekte zur Stadtentwicklung erarbei-
tet. Wichtige Vorlagen werden in der Regel
bereits frühzeitig zwischen der Verwaltung

Abbildung 13
Kommunalpolitisches Entscheidungssystem

Städtebau und Stadtent-
wicklung sind das
Ergebnis des Zusam-
menspiels von verschie-
denen Interessen.
Investoren, Politiker,
Planer, Bürger, Medien
und viele andere mehr
bilden ein kompliziertes
Entscheidungsnetzwerk.
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und dem Rat bzw. den Fraktionen im Rat
(vor-)besprochen. Dabei ist es die kommu-
nale Verwaltungsspitze, die den Meinungs-
austausch mit den Führungskräften der
Ratsfraktionen, oft die Mehrheitspartei
bzw. -koalition, oder den jeweiligen Aus-
schussvorsitzenden suchen.

Entscheidungsprozesse

Wichtige Beschlüsse werden auf diese Weise
durch kleinere Personengruppen vorberei-
tet und teilweise bereits vorentschieden.
Dabei haben informelle Beziehungen zwi-
schen führenden Verwaltungsmitarbeitern
(Bürgermeister als Verwaltungschef, Dezer-
nenten und Amtsleiter) und einflussreichen
Kommunalpolitikern (Fraktionsvorsitzende
und Ausschussvorsitzende) eine wesent-
liche Bedeutung. Bei solchen Absprachen
ist es das Interesse der Verwaltung, mög-
lichst frühzeitig Mehrheiten für ihre Ideen
zu finden und diese Ideen rechtzeitig poli-
tisch abzusichern. In der Folge werden
dann Vorlagen erarbeitet, die in einer Ge-
meinde auch politisch mehrheitsfähig sind.
Das Interesse der Ratsmitglieder als ehren-
amtlich tätige Personen ist es, Informatio-
nen zu erhalten, die aus der professionali-
sierten Verwaltung kommen. Der Nachteil
dieser informellen Abstimmung liegt in der
fehlenden Transparenz für Außenstehende.
Es ergeben sich jedoch Vorteile für die früh-
zeitige Klärung grundsätzlicher Fragen, die
dazu beitragen können, im späteren Um-
setzungsprozess Reibungsverluste und zeit-
liche Verzögerungen zu vermeiden.

2.5 Akteure auf der regionalen Ebene

Das Wachstum der Städte hat sich in den
letzten Jahren zunehmend in die umliegen-
den Städte und Gemeinde verlagert. Dies
hat zur Folge, dass Bürger und Unterneh-
men inzwischen stärker regional denken
und handeln. Gemeindegrenzen spielen bei
ihren Standortentscheidungen keine we-
sentliche Rolle. Die regionale Ebene ge-
winnt nicht nur politisch an Bedeutung,
sondern auch planerisch, da bestimmte
kommunale Aufgaben nur im regionalen
Kontext angemessen zu bearbeiten sind. Im
Bereich des Verkehrs, des Umweltschutzes,
der Ver- und Entsorgung und der Wirt-
schaftsförderung, aber auch zunehmend
im Bereich der Siedlungsentwicklung gibt
es Aufgabenfelder im Stadt-Umland-Ver-
hältnis, in denen zersplitterte politische Zu-
ständigkeiten überwunden werden müssen
und neue Formen der Zusammenarbeit
zwischen den Städten und Gemeinden not-
wendig werden.

In den 90er Jahren zeichnen sich hier in der
Zusammenarbeit der Städte und Gemein-
den Veränderungen ab. Neben den Zweck-
verbänden, die schon seit längerer Zeit für
Aufgaben wie beispielsweise den Öffent-
lichen Personennahverkehr oder die
Wasserversorgung bzw. Abwasserentsor-
gung bestehen, sind in den letzten Jahren
eine Vielzahl von neuen Kooperationsfor-
men in den Gemeinden entstanden. Zu un-
terscheiden sind eher informelle unver-
bindliche Zusammenschlüsse von rechtlich
klar ausgestalteten Varianten der Koopera-

Zunehmend haben
sich die Prozesse der
Stadtentwicklung auf
die regionale Ebene
verlagert. Neue Formen
der Kooperation
zeichnen sich deshalb
zwischen den Städten
und Gemeinden ab.
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tion. Da die interkommunale Zusammen-
arbeit für manche Aufgabenfelder noch
neu ist und eine Kooperation wachsen und
sich bewähren muss, wird oft mit den
unterschiedlichen Formen der informellen
und freiwilligen Zusammenarbeit begon-
nen. Solche Formen der Zusammenarbeit
können auch individuell ausgestaltet wer-
den.

Weiterhin sind in der Zusammenarbeit zwi-
schen Städten und Gemeinden sektorale
bzw. auf ein einzelnes Thema bezogene
Formen zu unterscheiden von anspruchs-
vollen integrativen Formen der interkom-
munalen Kooperation. Zu den eher auf ein
Thema ausgerichteten Kooperationen
zwischen den Gemeinden gehören bei-
spielsweise regionale Wirtschaftsförderge-
sellschaften. Für die heute zunehmend
regional orientierte Stadtentwicklung ist
eine integrative Zusammenarbeit zwischen
den Gemeinden von größerem Interesse.

Hier bemühen sich einige Städte und Um-
landgemeinden um gemeinsame räumliche
Leitbilder oder auch regionale Entwick-
lungskonzepte für ihre jeweilige Stadt-
region. Städtenetze oder Regionalkonferen-
zen sind andere Formen, mit denen eine
Zusammenarbeit zwischen Städten und
Gemeinden verbessert werden soll. In eini-
gen deutschen Großstädten werden derzeit
auch neue Zweckverbände oder gar regio-
nale Gebietskörperschaften diskutiert, die
Aufgaben der räumlichen Gesamtplanung
übernehmen könnten.

Die Bereitschaft zu interkommunalen
Kooperationen ist in den einzelnen Stadt-
regionen unterschiedlich ausgebildet. Viel
beachtete Ansätze zu neuen kommunalver-
fassten Regionen gibt es derzeit in den
Regionen Hannover, Frankfurt und Stutt-
gart.
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Abbildung 15
Entstehung des Baugesetzbuchs

         

Abkürzungen:

BBauG Bundesbaugesetz vom 23.6.1960
BauGB Baugesetzbuch vom 8.12.1986, geändert am 22.4.1993 und 27.8.1997 
BauGB-MaßnG BauGB-Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch 1990, geändert 28.4.1993
BauZVO Bauplanungs- und Zulassungsverordnung der Deutschen Demokratischen Republik vom 20. Juni 1990  
BauROG Bau- und Raumordnungsgesetz vom 18.August 1997
InvWoBaulG Gesetz zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung von Wohnbauland

(Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgestz) vom 22.4.1993
StBauFG Gesetz über städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen in den Gemeinden

(Städtebauförderungsgesetz) vom 27.7.1971, geändert am 5.11.1984 
WoBauErlG Gesetz zur Erleichterung des Wohnungsbaus im Planungs- und Baurecht sowie zur Änderung 

mietrechtlicher Vorschriften (Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz) vom 17.5.1990

BBauG
1960 StBauFG

1971

BauGB
1987

novelliert 
1984

Einigungsvertrag 
1990

BauGB-MaßnG
1990

§ 246a BauGB
1990 

BauGB-MaßnG
1993

             

BauROG
1998

novelliert
1976
1979

InvWoBaulG 
1993

Novellierung, 
Ausdehnung auf 
die neuen Länder

WoBauErlG
1990

Novellierung des
§ 246 BauGB

BauGB 1998

g g g

Quelle: Eigene Zusammenstellung

Mit Einigungvertag Aufhebung der BauZVO

Sonderregelung für die
neuen Länder

© BBR Bonn 2000
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Grundsätzlich ist zwischen förmlicher und
informeller Planung zu unterscheiden. Die
förmliche Planung ist im Städtebaurecht
geregelt. Die gesetzliche Grundlage auf
Bundesebene liefert das Baugesetzbuch
(BauGB). Das Baugesetzbuch ist die zusam-
menfassende Regelung des Städtebau-
rechts in Deutschland.

Daneben gibt es aufgrund der in der Bun-
desrepublik Deutschland auf Bund und
Länder verteilten Gesetzgebungszuständig-
keiten die folgenden Regelungen:

• Für die überörtliche Planung das Recht
der Raumordnung und Landesplanung,

• zur Regelung spezifischer Planungen
entsprechende Fachplanungsgesetze
des Bundes und der Länder,

• das Bauordnungsrecht auf der Ebene der
Bundesländer, das Anforderungen an
die bauliche Beschaffenheit von Gebäu-
den insbesondere unter Sicherheits-
aspekten stellt und wo das Baugenehmi-
gungsverfahren geregelt ist,

• baurechtlich relevante Vorschriften in
sonstigen Bundes- und Landesgesetzen
(z.B. Umweltschutzgesetze).

Ferner gibt es in der städtebaulichen Praxis
gestalterisch-konzeptionelle Planungen,
die nicht förmlich geregelt sind. Diese in-
formellen Pläne gehen in der Praxis häufig
den förmlichen Plänen voraus und liefern
inhaltliche Ziele. Im Gegensatz zu den
förmlichen Plänen, die Baurecht schaffen,
geben informelle Pläne Hilfen bei förm-
lichen Planungs- und Bauentscheidungen.

3.1 Bauleitplanung

Städtebaupolitik und Stadtplanung verfol-
gen Leitbilder, die den jeweiligen Zeitan-
schauungen entsprechen (z.B. Erhalt und
Sicherung der „Europäischen Stadt“). Das
städtebauliche und bodenrechtliche In-
strumentarium dagegen ist prinzipiell ziel-
neutral angelegt. Mit seiner Hilfe können
nahezu alle zielbestimmenden Elemente
der Stadtplanung planerisch vorbereitet,
festgesetzt und umgesetzt werden.

Ein wesentliches Element der Stadtplanung
ist die Abwägung der öffentlichen und pri-
vaten Belange gegeneinander und unter-
einander. Im Baugesetzbuch sind diese
Belange beispielhaft aufgeführt. Das Abwä-
gungsgebot ist tragendes Element der Bau-
leitplanung. Es gilt, eine vertretbare Lösung
für die bauliche und sonstige Nutzung der

3 Förmliche und informelle Instrumente der Stadtplanung

Abbildung 16
Bauplanungsrechtliche
Gebietskategorien am

Beispiel Münster

Grundstücke in einer Gemeinde unter Be-
rücksichtigung der verschiedenen Belange
zu finden. Hier hat die Gemeinde einen
eigenen Entscheidungsspielraum.

Planungsebenen und bauplanungs-
rechtliche Gebietskategorien

Das deutsche Planungs- und Bodenrecht
unterscheidet bei der Bauleitplanung zwei
Ebenen (Flächennutzungsplanung und Be-
bauungsplanung) und drei bauplanungs-
rechtliche Gebietskategorien: Gebiete mit
Bebauungsplan, Gebiete, die im Zusam-
menhang bebaut sind (Innenbereich), und
den Außenbereich.

Ist es für die städtebauliche Entwicklung
und Ordnung erforderlich, so haben die Ge-
meinden Bauleitpläne aufzustellen. Sie re-
geln die bauliche und sonstige Nutzung  des
Gemeindegebietes. Die Bauleitpläne sind
den Zielen der Raumordnung, die in der
Landes- und Regionalplanung weiter kon-
kretisiert werden, anzupassen.

Das Städtebaurecht
in Deutschland ist
im Baugesetzbuch
geregelt.

Die Bauleitplanung
regelt die bauliche
und sonstige Nutzung
der Grundstücke.
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Der Flächennutzungsplan bezieht sich als
vorbereitender Plan auf das ganze Gemein-
degebiet. Er zeigt die beabsichtigte städte-
bauliche Entwicklung und die daraus resul-
tierende gewünschte Art der Bodennutzung
in den Grundzügen auf. Der Bebauungs-
plan wird aus dem Flächennutzungsplan
entwickelt. Er setzt die bauliche Nutzbar-
keit der Grundstücke im jeweiligen abge-
grenzten Plangebiet rechtskräftig fest.

Für die Festsetzungsmöglichkeiten in der
Bauleitplanung sind u.a. die Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) und die Plan-
zeichenverordnung  (PlanzVO) des Bundes
maßgeblich.

Außenbereich

Zum sparsamen Flächenverbrauch gehört
die Schonung des Außenbereichs, also der
noch nicht baulich in Anspruch genomme-
nen Flächen, die – abgesehen von privile-
gierten oder begünstigten Vorhaben wie
beispielsweise land- oder forstwirtschaft-
liche Betriebe – prinzipiell nicht bebaut
werden sollen. Der Außenbereich dient der
überwiegend nicht-städtebaulichen Nut-
zung und soll ökologische Ausgleichsfunk-
tionen erfüllen. Überwiegend handelt es
sich beim Außenbereich um die freie Land-
schaft außerhalb der besiedelten Gebiete.

Im Zusammenhang bebaute Ortsteile

Eine wesentliche Gebietskategorie sind die-
jenigen Gemeindegebiete, die (zumeist
historisch überkommen) im Zusammen-
hang bebaut sind oder noch bebaut wer-
den, ohne dass es – abgesehen von der
Anwendung bestimmter bodenrechtlicher
Vorschriften – eines Bebauungsplanes be-
darf. Ein beabsichtigtes Bauvorhaben kann
nur genehmigt werden, wenn es sich nach
Art und Maß der baulichen Nutzung, seiner
Größe und Eigenart in die nähere Umge-
bung einfügt, wobei die bereits vorhandene
Bebauung prägendes Element ist.

Leitvorstellung bei der Bauleitplanung ist nach dem Baugesetzbuch eine nachhal-
tige Raum- und Stadtentwicklung, die sowohl die sozialen und wirtschaftlichen
Aspekte als auch die ökologischen Funktionen des Raumes berücksichtigt. Das
Nachhaltigkeitsprinzip durchzieht – ohne dass es im Einzelnen gesetzlicher For-
mulierungen bedarf – alle Überlegungen zur wechselseitigen Zuordnung von
Stadtfunktionen und -nutzungen. Ein wesentlicher Aspekt hierbei ist die
Nutzungsmischung und – soweit erforderlich – -trennung; ein anderer Aspekt ist
z.B. die Verkehrsvermeidung und -reduzierung. Eine weitere wesentliche Anfor-
derung an die Bauleitplanung ist der sparsame und schonende Umgang mit Grund
und Boden.

Abbildung 17
Festsetzungsmöglichkeiten

zu Art und Maß der baulichen Nutzung
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Kleinsiedlungs-
gebiet 

(§2 BauNVO)

Reines 
Wohngebiet

(§3 BauNVO)

Allgemeines
Wohngebiet

(§4 BauNVO)

Besonderes
Wohngebiet

(§4a BauNVO)

Dorfgebiet
(§5 BauNVO)

Mischgebiet
(§6 BauNVO)

Kerngebiet
(§7 BauNVO)

Gewerbegebiet
(§8 BauNVO)

Industriegebiet
(§9 BauNVO)

Sondergebiet 
für Erholung

(§10 BauNVO)

Sonstiges 
Sondergebiet

(§11 BauNVO)

g

Vorwiegend 
Kleinsiedlungen,
landwirtschaftliche
Nebenerwerbsstellen

Geschäfts-, Büro-, Verwaltungs-
gebäude, Einzelhandel, Wirt-
schaften, Beherberg., Vergnü-
gungsstätten, nicht störendes 
Gewerbe, Kirche, Kultur usw., 
Tankstellen, Wo. f. Betriebsang.
Ausnahmsweise: sonst Wo. 

Wohngebäude, Geschäfts- u.
Bürogebäude, Einzelhandel, 
Wirtschaften, nicht störendes
Gewerbe, Verwaltungsgebäude
Gärtnereien, Tankstellen

Wohngebäude
Ausnahmsweise: Läden, 
nicht störende 
Handwerksbetriebe

Wohngebäude, Läden, 
Schank- und Speisewirt-
schaften, kirchliche
kulturelle, soziale und
gesundheitliche Anlagen

Wohngebäude, Läden-, 
Schank- u. Speisewirtschaften, 
Kirchen, kulturelle, soziale u. 
gesundheitliche Anlagen, 
sonst. Gewerbebetriebe,
Ausnahmsweise:  zentrale Ein-
richtungen der Verwaltung

nicht erheblich belästigendes 
Gewerbe, Geschäfts-, 
Büro- u. Verwaltungsgebäude, 
Tankstellen 
Ausnahmsweise: Wohnungen
für Betriebsangehörige

Industriebetriebe, Tankstellen,
Ausnahmsweise: Wohnungen 
für Betriebsangehörige

Zum Beispiel:
Wochenendhausgebiet

Zum Beispiel: Klinikgebäude,
Gebiete für Einkaufszentren
und großflächige Handels-
betriebe, Messegebiete

Art baulicher Nutzung

Allge-
mein

Besonders

Baugebiet
Bau-
fläche

Zulässige Bebauung

©  BBR Bonn 2000
Quelle: Bürerinnen, Bürger - wirkt mit!
Hessisches Ministerium des Inneren1988

Land- u. forstw. Betriebe, Klein-
siedlungen, Verarbeitungsbetr.
Einzelhandel, Wirtschaften, 
Handwerksbetriebe, nicht stö-
rendes Gewerbe, kirchliche,so-
ziale u. kulturelle Einrichtungen
Gärtnereien, Tankstellen
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Bebauungsplan

Regelfall und klassisches Instrument zur
Ordnung des Baugeschehens ist der Bebau-
ungsplan. Er enthält in der Regel Festset-
zungen über Art und Maß der baulichen
Nutzung, die überbaubaren Grundstücks-
flächen und die örtlichen Verkehrsflächen.
Er ist Grundlage für die vorbereitenden und
die vollziehenden Bodenordnungsmaß-
nahmen einschließlich Enteignung. Aus
Gründen der Einzelfallgerechtigkeit kön-
nen Ausnahmen und Befreiungen vom
Bebauungsplan erteilt werden. Allerdings
können Bebauungspläne, die mit Festset-
zungen überfrachtet werden, für den Bür-
ger nicht mehr transparent sein.

Der Bebauungsplan bildet damit die
Grundlage zum weiteren Vollzug der im
Baugesetzbuch vorgesehenen Bau- und
Ordnungsmaßnahmen, seine Umsetzung
bleibt weitgehend der Initiative der betrof-
fenen Grundstückseigentümer überlassen.
Bebauungspläne sind entsprechend dem
zweistufigen Planverfahren aus dem
Flächennutzungsplan zu entwickeln; zu-
nehmend wird auch das Parallelverfahren
angewendet, bei dem gleichzeitig als vorbe-
reitender Bauleitplan der Flächennut-
zungsplan und der rechtsverbindliche Be-
bauungsplan aufgestellt werden. Auch kann
ein vorzeitiger Bebauungsplan aufgestellt
werden, bevor der Flächennutzungsplan er-
arbeitet wurde.

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang
auf die enge Verzahnung zwischen der
Boden-(Bauland-)preisbildung und der
Bauleitplanung, da letztere über Festlegun-
gen zu Art und Maß der baulichen Nutzung
Grundstückserträge und damit das Grund-
stückswertgefüge bestimmt.

Beteiligung im Rahmen der Bauleitplanung

Das Baugesetzbuch gestaltet das Verfahren
der Bauleitplanung rechtlich detailliert aus.
Dabei sind die Verfahren zur Flächen-
nutzungsplanung und Bebauungsplanung
ähnlich. Der Startschuss fällt mit dem Auf-
stellungsbeschluss durch den Gemeinde-
rat, der ortsüblich bekannt zu machen ist.
Diesem Beschluss gehen in der Regel Vorge-

Abbildung 18
Beispiel für einen Bebauungsplan

Fächennutzungsplan

Gesamtes Gemeindegebiet

vorbereitend

hoheitliche Maßnahme eigener Art

Darstellungen der beabsichtigten Art 
der Bodennutzung in Grundzügen

Erläuterungsbericht

Bebauungsplan

Teil des Gemeindegebietes

verbindlich

Satzung mit Außenwirkung

rechtsverbindliche Festsetzungen für 
die weiteren zum Vollzug des Gesetzes 
erforderlichen Maßnahmen

Begründung

© BBR Bonn 2000 Quelle: nach Hoppe/Grotefels: Öffentliches Baurecht, München 1995

Tabelle 3
Unterschiede zwischen Flächennutzungsplan und Bebauungsplan

Wohnbauflächen Gewerbliche Bauflächen

Gemischte Bauflächen

Sonderbauflächen

Art und Maß der baulichen Nutzung

Bauweise Baulinien, Baugrenzen

Verkehrsflächen Weitere Nutzungsarten

Grünflächen, Flächen für
Land- u. Forstwirtschaft

Gestaltung der baulichen Anlagen

Nachrichtliche Übernahmen Bestandsangaben nach DIN 18 702, z.B.:

Kleinsiedlungsgebiete

Wochenendhausgebiete

Reine Wohngebiet

Allgemeine Wohngebiete

Dorfgebiete

Mischgebiete

Kerngebiete

Offene Bauweise

nur Einzel- und
Doppelhäuser zulässig

nur Hausgruppen 
zulässig

Gewerbegebiete

Industriegebiete

Sondergebiete
z.B. Ladengebiete

Zahl der Vollgeschosse 
als Höchstgrenze
Zahl der Vollgeschosse 
zwingend
Grundflächenzahl

Geschoßflächenzahl

Baumassenzahl

Grundfläche der 
baulichen Anlage
Höhe der baulichen 
Anlage über NN

Geschlossene Bauweise

Baulinie

Baugrenze

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Straßenverkehrsflächen

Öffentliche Parkflächen

Straßenbegrenzungslinie
Begrenzung sonstiger 
Verkehrsflächen

Flächen für die Landwirtschaft

Flächen für die Forstwirtschaft

Grünflächen 
z.B. Spielplatz

Flächen für Versorgungs-
anlagen z.B. 
Elektrizität

Flächen für Auf-
schüttungen
Führung oberirdischer 
Versorgungsanlagen
Arkaden

Auskragung

Mit Geh-, Fahr-, und Leitungsrechten
zu belastende Flächen

Flächen für Stellplätze
oder Garagen

St     Stellplätze

Ga    Garagen

SSt   Gemeinschaftsstellplätze

GGa  Gemeinschaftsgagragen

Flächen für den 
Gemeinbedarf

nach Landesbaurecht i.V.m.§9 Abs2 des BauGB

FD   Flachdach     SD   Satteldach     ggf. weitere Planzeichen

Naturschutz- N LLandschafts-
schutzgebiet

Schutzgebiet für
Grund- und Quell-
wassergewinnung

Flächen für Bahnanlagen

GW

Wohngebäude

Wirtschafts- u.
Industriegebäude
Ruinen

Kellergeschosse

Wasserflächen, 
Häfen

Höhenpunkt

©  BBR Bonn 2000 Quelle: Darstellungshinweise für Bebauungspläne,  Deutscher Städtetag in Verbindung mit dem Vermessungsamt Hamburg 1991

o g

oder

Grenze des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
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spräche und Verhandlungen z.B. mit Bau-
trägern und anderen Beteiligten voraus.

Im Rahmen der Bauleitplanung ist das Ver-
fahren zur Bürgerbeteiligung und zur Betei-
ligung der Träger öffentlicher Belange ge-
regelt. Informiert werden soll frühzeitig
über Ziele und Zwecke, Alternativen und
mögliche Auswirkungen der Planung. Diese
sogenannte erste öffentliche Unterrichtung
geht der zweiten Stufe, der öffentlichen
Auslegung des Planentwurfs, voraus.

Zur Beschleunigung des Bauleitplanverfah-
rens kann die Gemeinde Vorbereitung und
Durchführung der Beteiligung von Bürgern
und Trägern öffentlicher Belange vertrag-
lich einem Dritten übertragen, z.B. einem
Planungsbüro.

Alle von der Planung berührten Behörden
sind als Träger öffentlicher Belange zu
beteiligen wie auch die Nachbargemein-
den, auf die sich die Planung auswirkt.
Träger öffentlicher Belange können
Gewerbeaufsichtsämter, Wasserbehörden,
Naturschutz- und Denkmalschutzämter,
Straßenbauverwaltungen, Bahn, Post,
Bundeswehr, Kirchen, Industrie- und Han-
delskammern sowie Handwerkskammern
sein. Allerdings muss die Gemeinde die

Festsetzungen verbindlicher Fachplanun-
gen, die im förmlichen Planfeststellungs-
verfahren zustande gekommen sind (z.B.
nach dem Bundesfernstraßengesetz, dem
Eisenbahngesetz oder dem Telegrafen-
wegegesetz), hinnehmen und ggf. die Bau-
leitpläne anpassen, weil überörtliche
Planungs- und Nutzungsinteressen über-
wiegen.

Im Rahmen der Bürgerbeteiligung ist
grundsätzlich jeder beteiligungsberechtigt.
Die Gemeinde wird verpflichtet, im Rah-
men der frühzeitigen Bürgerbeteiligung die
Bürger zu informieren. In welcher Form das
geschieht, ist Sache der Gemeinde.

Die in der ersten Stufe vorgetragenen Anre-
gungen sind zu prüfen und entsprechend
ihrer Bedeutung in die Abwägung einzube-
ziehen. Dann schließt sich die zweite förm-
lich geregelte Stufe an, die eine Woche vor-
her, z.B. im Amtsblatt der Gemeinde oder in
der Tagespresse, anzukündigen ist. Der Ent-
wurf des Plans wird dann zusammen mit
dem Erläuterungsbericht einen Monat zur
öffentlichen Einsichtnahme ausgelegt. Die
Gemeinde muss sich mit den Stellungnah-
men, Anregungen und Bedenken auseinan-
dersetzen. Häufig werden im Rahmen der
förmlichen Bürgerbeteiligung neue Argu-
mente vorgetragen, so dass der Entwurf des
Plans geändert oder zumindest ergänzt
werden muss. In solchen Fällen wird erneut
ausgelegt. Bei „kleineren“ Ergänzungen
reicht es aus, wenn den durch die Än-
derungen betroffenen Eigentümern oder
Trägern öffentlicher Belange eine angemes-
sene Frist zur Stellungnahme eingeräumt
wird. Bebauungspläne erhalten schließlich
mit dem Satzungsbeschluss des Gemeinde-
rates rechtliche Verbindlichkeit, auch ge-
genüber dem Bürger.

Verknüpfung zwischen Naturschutz und
Bauleitplanung

Mit dem Baugesetzbuch von 1998 wurde die
Bauleitplanung weiterentwickelt mit dem
Ziel, ganzheitliche, Städtebau und Natur-
schutz integrierende Lösungen zu sichern.
Es geht um eine verbesserte Berücksichti-
gung der Umweltbelange im Städtebau.
Die Gemeinde bewertet die zu erwarten-
den Eingriffe in Natur und Landschaft
und entscheidet über Vermeidungs-, Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen. Für
Ausgleichsmaßnahmen können verschie-
dene Instrumente genutzt werden, z.B.
die Bereitstellung gemeindeeigener Grund-
stücke oder die Bildung eines Ökofonds.

Bei der Bauleitplanung
ist das Verfahren zur
Bürgerbeteiligung
gesetzlich geregelt.

Quelle: nach Schmidt-Eichstaedt: 
Städtebaurecht, Stuttgart 1998, S. 123© BBR Bonn 2000

1. Vorlaufphase

2. Abfrage der Ziele der Raumordnung

3. Aufstellungsbeschluß

4. Frühzeitige Bürgerbeteiligung

5. Vorentwurf 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und

 der Nachbargemeinden

6. Abwägung der Belange

7. Auslagebeschluß

8. Öffentliche Auslegung

9. Beschluß der Gemeinde über den 
Bauleitplan 

(beim Bebauungsplan als Satzung)

10. Genehmigungsverfahren
(ggf. Anzeige nach Landesrecht)

11. Auslegung und Bekanntmachung 
der Genehmigung

bzw. des Satzungsbeschluß

12. Inkrafttreten des Plans

Abbildung 19
Ablauf eines Bauleitplanverfahrens
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Vertragliche Regelungen

Vertragliche Regelungen gewinnen im Städ-
tebau zunehmend an Bedeutung. Bei den
öffentlich-rechtlichen Verträgen werden
öffentliche Aufgaben, die ansonsten die
Gemeinde wahrzunehmen hätte, auf Priva-
te übertragen. Sie sind nicht zu verwechseln
mit privatrechtlichen Verträgen; hier han-
delt die Gemeinde wie ein Privateigen-
tümer, etwa bei Grunderwerbsvorgängen,
Vergabe von Werkverträgen an (Bau-)Unter-
nehmen u.ä.

Städtebaulicher Vertrag

Ergänzend zum hoheitlichen Instrumenta-
rium kann die Gemeinde die Erfüllung von
städtebaulichen Aufgaben auf vertrag-
lichem Weg vereinbaren.

Der Typus „städtebaulicher Vertrag“ ist kei-
neswegs neu. Bereits vor der ausdrück-
lichen Aufnahme des städtebaulichen
Vertrages in das BauGB wurde der Erschlie-
ßungsvertrag in das BauGB eingeführt. Er
stellt einen Unterfall des städtebaulichen
Vertrages dar. Danach kann die Gemeinde
die Erschließung beitragsfähiger sowie
nicht beitragsfähiger Erschließungsanlagen
mit Kostenübernahme einem Dritten über-
tragen.

Beim städtebaulichen Vertrag schließt die
Gemeinde einen Vertrag mit dem Eigen-
tümer bzw. Investor, der folgende Leistun-
gen zum Gegenstand haben kann:

• die Vorbereitung und Durchführung
städtebaulicher Maßnahmen durch den
Investor auf seine Kosten wie die Ausar-
beitung von städtebaulichen Planungen
(Erstellung von Plänen und Gutachten),
die Freimachung von Grundstücken,
Bodensanierung und die Neuordnung
der Grundstücksverhältnisse (z.B. im
Wege der freiwilligen Umlegung);

• die Realisierung bestimmter Grund-
stücksnutzungen zur Förderung und
Sicherung der mit der Bauleitplanung
verfolgten Ziele, z.B. die Deckung des
Wohnbedarfs bestimmter Bevölkerungs-
gruppen sowie die Übernahme von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen;

• die Übernahme von Kosten und sonsti-
gen Aufwendungen, die der Gemeinde
für städtebauliche Maßnahmen entste-
hen oder entstanden sind (Folgekosten-
vertrag).

Die wesentlichen Punkte eines städtebau-
lichen Vertrages beziehen sich auf Über-
planung und Baureifmachung der Grund-

stücke, Kostenentlastung und als ein
wichtiger Teilaspekt die Vereinbarung von
Grundstücksnutzungen, z.B. für den sozia-
len Wohnungsbau.

In kommunaler Zuständigkeit verbleiben
alle förmlichen Beschlüsse im Zuge der
Vorbereitung und Durchführung städte-
baulicher Maßnahmen. Hoheitliche Lei-
stungen wie z.B. die Aufstellung eines
Bebauungsplanes dürfen nicht an zusätz-
liche Gegenleistungen geknüpft werden.
Beim städtebaulichen Vertrag sollen Lei-
stungen des Investors und Gegenleistungen
der Gemeinde in einem ausgewogenen Ver-
hältnis zueinander stehen.

Heute besteht immer mehr die Tendenz,
dass die bauliche Umsetzung der Planung
von privaten Investoren bestimmt wird.
Dies birgt natürlich die Gefahr, dass Rendi-
teüberlegungen von Unternehmen über
das Gemeinwohl die Oberhand gewinnen.
Die Interessenslagen von Gemeinde und
Investor müssen nicht immer gleichgerich-
tet sein. Der Hauptvorteil der Gemeinde
liegt bei der Einsparung von Kosten und
Verwaltungsaufwand, das Interesse des
Investors bei der Kostenminimierung, aus-
reichender Rendite und einer Beschleuni-
gung des Verfahrens.

Vorhaben- und Erschließungsplan,
vorhabenbezogener Bebauungsplan

Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist
eine Sonderform der verbindlichen Bauleit-
planung für ein bestimmtes Bauvorhaben.
Er wurde erst in den letzten Jahren im Zuge
der Wiedervereinigung entwickelt, weil es
in der DDR keine rechtsverbindlichen städ-
tebaulichen Pläne gab. Hier sollte vor allem
schnell verbindliches Planungsrecht ge-
schaffen werden, um Investoren Rechtssi-
cherheit zu geben. Aufgrund der hier ge-
machten positiven Erfahrungen wurde das
Instrument als Dauerrecht in das BauGB
übernommen. Gegenüber dem „normalen“
Bebauungsplan unterscheidet er sich in
folgenden Punkten:

• Die Initiative zur Schaffung von Bau-
rechten geht grundsätzlich vom Investor
aus. Er erarbeitet die städtebauliche Pla-
nung und verpflichtet sich zu ihrer Ver-
wirklichung sowie zur Übernahme der
Planungs- und Erschließungskosten. Der
Vorhabenträger muss auch Eigentümer
der Fläche sein oder zumindest über die
Fläche verfügen, auf der die Planung vor-
gesehen ist.

Heutzutage haben
vertragliche Regelungen
im Städtebau eine
große Bedeutung.
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• Die kommunale Verantwortung für die
städtebauliche Planung bleibt jedoch
unberührt. Der Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan wird Bestandteil der ge-
meindlichen Satzung (des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans).

• Wichtig ist schließlich, dass der Vorha-
ben- und Erschließungsplan nur zur
Regelung städtebaulicher Sachverhalte
ermächtigt.

• Es ist keine Bürgerbeteiligung vorgese-
hen.

Danach besteht der Vorhaben- und Er-
schließungsplan im Wesentlichen aus

• der abgestimmten Planung zwischen
Gemeinde und Investor,

• einem Durchführungsvertrag zur Um-
setzung der Planung mit Übernahme der
(Folge-)kosten und

• dem Satzungsbeschluss der Gemeinde,
wodurch er Bestandteil des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes wird.

3.2 Planungssicherung und
Planumsetzung

Die Bodenordnung und die Bodenvorrats-
politik liefern Instrumente, die sowohl
die Planung sichern als auch helfen, sie
umzusetzen. Instrumente, die der Pla-
nungssicherung dienen, sind die Verände-
rungssperre und die Zurückstellung von
Baugesuchen sowie die Ausübung des
Vorkaufrechts. Instrumente, die dem Voll-
zug der Planung dienen, sind die Städte-
baulichen Gebote, die Baulandumlegung
und Grenzregelung, die Enteignung und die
Erschließung.

Bodenordnung und Bodenvorratspolitik

Zum Inhalt des grundgesetzlich geschütz-
ten Eigentums an Grund und Boden gehört
auch das Recht zur baulichen Nutzung. Es
gibt aber keine unbeschränkte „Baufrei-
heit“. Vielmehr werden Inhalt und Schran-
ken der eigentumsrechtlichen Baufreiheit
durch Gesetze bestimmt. Der im BauGB
verankerte Planungsvorbehalt besagt, dass
die bauliche Nutzung des Grund und
Bodens in der Bauleitplanung ausgeformt
und dadurch auch beschränkt wird. Hierbei
handelt es sich um eine Angebotsplanung,
d.h., durch die Ausweisung neuer Bauge-
biete und ihre Einbindung in die städtebau-
liche Entwicklung wird dem Eigentümer
bzw. Käufer eines Baugrundstücks ein
Angebot gemacht, entsprechend den Fest-

setzungen des Bebauungsplans zu bauen.
Nur in wenigen Fällen besteht eine Bau-
pflicht (z.B. aufgrund vertraglicher Verein-
barungen oder gesetzlicher Baugebote).
Der Normalfall der klassischen Angebots-
planung verläuft so: Zunächst erfolgt die
Bebauungsplanung, dann die Bodenord-
nung (sofern erforderlich) und im letzten
Schritt werden die Grundstücke erschlos-
sen und Erschließungsbeiträge erhoben.

Die Bodenordnung umfasst  dabei alle
Maßnahmen, die dazu dienen,

• den für die städtebaulichen und sonsti-
gen Zwecke benötigten Grund und
Boden zur richtigen Zeit und zu ange-
messenen Bedingungen bereitzustellen,

• die Eigentums- und Besitzverhältnisse
am Grund und Boden so zu gestalten,
dass der Boden dort verfügbar ist und
entsprechend den städtebaulichen Fest-
setzungen genutzt werden kann, wo dies
von der Gemeinde in Übereinstimmung
mit einer geordneten städtebaulichen
Entwicklung vorgesehen ist.

Die Bodenvorratspolitik ist lang- bis mittel-
fristig angelegt. Hierunter versteht man den
vorausschauenden Grunderwerb von Flä-
chen durch die Gemeinde und ihre Bereit-
stellung im Rahmen der Stadtentwicklungs-
planung für kommunale Zwecke, z.B. für
Infrastruktur- und öffentliche Einrichtun-
gen, für Wohnungsbau oder Gewerbean-
siedlung. Diese Flächen müssen nicht un-
bedingt im künftigen Plangebiet erworben
werden; sie können vielmehr auch an ande-
rer Stelle gekauft werden und später bei
Bedarf durch Grundstückstausch für das
Plangebiet verfügbar gemacht werden. Der
rechtzeitige Erwerb von Flächen hat u.a.
den Vorteil, dass die Grundstücke zu
landwirtschaftlichen Preisen oder Bau-
erwartungslandpreisen erworben werden
können und nicht zu wesentlich höheren
Baulandpreisen.

Bei der Bodenordnung für Bauland ist zu
unterscheiden zwischen planungssichern-
den und planvollziehenden Maßnahmen.
Zu den planvollziehenden Maßnahmen mit
gesetzlicher Regelung im BauGB gehören
die Baulandumlegung und die Grenzrege-
lung; in besonderen Fällen, wenn der Zweck
nicht anders erreicht werden kann, auch die
Enteignung.

Neben den öffentlich-rechtlichen Instru-
menten der Bodenordnung im Rahmen der
kommunalen Baulandstrategien gibt es
noch eine ganze Reihe von Vorgehenswei-

Zur Sicherung und
Umsetzung der Planung
liefert das
Städtebaurecht
zahlreiche Instrumente.

Die Bodenvorratspolitik
kann einen effektiven
Beitrag zur Realisierung
der Stadtentwicklungs-
planung liefern.
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sen, die öffentlich- und privatrechtliche In-
strumente der Bodenordnung und Bau-
landbeschaffung kombinieren. Zu nennen
sind z.B.

• die Entwicklung gemeindeeigener (z.B.
durch Zwischenerwerb oder Ausübung
von Vorkaufsrechten erworbener) Flä-
chen in kommunaler Regie,

• der Zwischenerwerb oder der Erwerb
von Verfügungsrechten an künftigen
Bauflächen durch die Gemeinde oder
eingeschaltete Trägergesellschaften
(u.a. Wohnungsbaugesellschaften),

• die Entwicklung und Baureifmachung
von Flächen durch Private bzw. Investo-
ren aufgrund städtebaulicher Verträge
oder eines Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans und

• schließlich auch die städtebauliche Ent-
wicklungsmaßnahme.

Planungssicherung

Die Aufstellung eines Bebauungsplans
braucht Zeit. Vom Aufstellungsbeschluss bis
zur Bekanntgabe vergehen im Durchschnitt
drei Jahre. Damit in dieser Zeit im Plange-
biet keine Veränderungen vorgenommen
werden, die nicht mit den vorgesehenen
Planungszielen übereinstimmten, stellt das
BauGB verschiedene Instrumente der Pla-
nungssicherung bereit. Es handelt sich um
die zeitlich befristete Veränderungssperre
während der Aufstellung des Bebauungs-
planes oder im Einzelfall um die Zurück-
stellung von Baugesuchen. In Sanie-
rungsgebieten gibt es zudem spezielle
Genehmigungspflichten.

Schließlich dienen die gesetzlichen Vor-
kaufsrechte der Planungssicherung und
dem Vollzug der Planung. Mit dem allge-
meinen Vorkaufsrecht kann die Gemeinde

Tabelle 4
Instrumente und Verfahren der Bodenordnung und Bodenpolitik

Instrument/Verfahren

Bodenvorratspolitik
(Bodenvorratswirtschaft)

Zwischenerwerb oder
Erwerb von Verfügungsrechten

Kommunale Vorbehalts- oder
Ankaufrechte

Baulandumlegung

Umlegungsähnliche Verfahren

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme

i. d. R. freihändiger Ankauf
von Grundstücken ohne Zweckbindung
durch die Gemeinde oder eine
Trägergesellschaft zu landwirtschaftlichen 
Preisen oder Preisen für 
Bauerwartungsland

Ankauf von Flächen im voraussichtlichen 
Bebauungsplangebiet, Baureifmachung 
und Verkauf der Baugrundstücke zum 
Neuordnungswert, soweit nicht Flächen 
für kommunale Zwecke benötigt werden

Option zum Ankauf von Flächen bei nicht 
bestimmungsgemäßem Gebrauch 
entsprechend den planerischen 
Festsetzungen

- öffentlich rechtliches Verfahren nach
  BauGB zum Zweck der Neuordnung der 
  Grundstücksverhältnisse
- privatrechtliches Verfahren auf 
  vertraglicher Grundlage (freiwillige 
  Umlegung ggf. mit amtlichem Abschluss)

Bodenordnung in Anlehnung an die 
öffentlich-rechtliche (amtliche) Umlegung 
(z. B. Bildung von 
Eigentümerzusammenschlüssen)

Erstmalige Entwicklung oder neue 
Entwicklung eines Gemeindegebietes 
im Rahmen der städtebaulichen Ordnung

Verwendung der Flächen für spätere 
Bebauung oder zu Tauschzwecken

Verwendung eines Teils der Flächen für 
kommunale Zwecke (z. B. Infrastruktur); 
Verkauf der restlichen Flächen an
Bauinteressenten i. d. R. mit Auflagen 
(z. B. vertraglich vereinbarte Baupflicht,
z. B. Pflicht zum ökologischen Bauen)

u.a. vertagliche Vereinbarung mit den 
Eigentümern, einen Teil der erschlossenen 
Flächen an bauwilllige Dritte zu veräußern

Die Grundstücke werden nach Lage, Form 
und Größe für die bauliche und sonstige 
Nutzung neu geordnet (Neuordnungs-
umlegung/Ergänzungsumlegung)
und erschlossen (Erschließungsumlegung)

Anwendung wie bei Baulandumlegung

Einheitliche Vorbereitung und
zügige Durchführung im
öffentlichen Interesse liegender
städtebaulicher Vorhaben
(Grunderwerb, Planung,
Erschließung und Verkauf der
Baugrundstücke an Private und
Unternehmen) 

Erläuterung Anwendung

Quelle: Eigene Zusammenstellung© BBR Bonn 2000
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im Geltungsbereich eines Bebauungspla-
nes Flächen für öffentliche Zwecke, in
einem Umlegungsgebiet, in einem Sanie-
rungsgebiet oder in einem städtebaulichen
Entwicklungsbereich auch Grundstücke für
andere Nutzungen erwerben. Mit einem be-
sonderen Vorkaufsrecht, das durch Satzung
begründet sein muss, können u.a. unbe-
baute Grundstücke und Grundstücke zur
Sicherung einer geordneten städtebauli-
chen Entwicklung gekauft werden. In be-
gründeten Fällen kann auch ein Vorkaufs-
recht zugunsten Dritter, z.B. für den
sozialen Wohnungsbau, ausgeübt werden.
Allerdings ist immer Voraussetzung, dass
ein Verkaufsfall ansteht. Der Käufer kann
die Ausübung des Vorkaufsrechts abwen-
den, wenn er in der Lage ist, das Grund-
stück in angemessener Frist entsprechend
den städtebaulichen Zwecken zu nutzen. In
der Praxis hat das Vorkaufsrecht nur eine
untergeordnete Bedeutung.

Vollzug der Planung

Städtebauliche Gebote und Enteignung
zählen zu den harten Vollzugsinstrumenten
der Planung. Instrumente wie die Bauland-
umlegung, die Grenzregelung und die Er-
schließung können zur Realisierung be-
stimmter Planungsabsichten unabdingbar
sein.

Städtebauliche Gebote

Zur Verwirklichung der Bauleitplanung ste-
hen den Gemeinden nach BauGB verschie-
dene städtebauliche Gebote zur Verfügung.
Da solche Gebote aber tiefgreifend das
Eigentum berühren, kommen sie immer
nur als „letztes Mittel“ in Betracht und wer-
den in der Praxis ausgesprochen selten an-
gewendet. Allein die Androhung eines
Gebotes kann aber den Eigentümer veran-
lassen, die städtebauliche Maßnahme um-
zusetzen.

Baulandumlegung und Grenzregelung

Die Baulandumlegung ist im Ergebnis
ein Grundstückstauschverfahren mit dem
Zweck, bebaute und unbebaute Grund-
stücke neu zu ordnen, so dass sie nach Lage,
Form und Größe für die bauliche und son-
stige Nutzung zweckmäßig gestaltet wer-
den. Als Erschließungsumlegung dient sie
der Erschließung von Bauland, als Neuord-
nungsumlegung der Neuordnung von Bau-
gebieten im Bestand. Die Umlegung kann
das marktfähige Baulandangebot erhöhen.

Zweck der Grenzregelung ist es, durch einen
Austausch von benachbarten Grund-
stücken bzw. Teilen davon oder durch eine
einseitige Zuteilung die Voraussetzung für
eine ordnungsgemäße Bebauung herbei-
zuführen.

Städtebauliches Gebot

Baugebot

Voraussetzung und Zweck

- Gemeinde kann Eigentümer verpflichten, sein Grundstück entsprechend dem
  Bebauungsplan innerhalb einer zu bestimmenden Frist zu bebauen
- dringender Wohnraumbedarf kann z. B. ein öffentliches Interesse sein, das als
  städtebauliches Erfordernis ein Baugebot rechtfertigt

Modernisierungsgebot

Instandsetzungsgebot

Pflanzgebot

Rückbau- und Entsiegelungsgebot

© BBR Bonn 2000 Quelle: Eigene Zusammenstellung

- Erhaltung, Wiederherstellung und Mängelbeseitigung eines erhaltenswerten und
  erneuerungsbedürftigen Gebäudes
- Beseitigung von Mängeln, die durch Abnutzung, Alterung oder Witterungseinflüsse
  entstehen

- Verpflichtung Privater zu den im Bebauungsplan festgesetzten Pflanzmaßnahmen

- Beseitigung einer baulichen Anlage, wenn sie den Festsetzungen des
  Bebauungsplans nicht entspricht und nicht angepaßt werden kann, wenn 
  Gebäudemisstände oder -mängel nicht mehr durch Modernisierung oder
  Instandsetzung behoben werden können und entsprechender Ersatzwohnraum
  zur Verfügung gestellt wird
- Erhalt oder Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des durch Bebauung oder
  Versiegelung beeinträchtigten Bodens 

- Beseitigung baulicher Mißstände, wenn ein Gebäude nicht den allgemeinen 
  Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse entspricht
- Ziel kann Einbau einer Sammelheizung, die Verbesserung sanitärer Anlagen,
  Wärmedämmung oder Schallschutzverbesserung sein

Tabelle 5
Städtebauliche Gebote
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Enteignung

Die Enteignung nach BauGB dient primär
der Planverwirklichung. Sie ist im einzelnen
Fall nur zulässig, wenn das Wohl der Allge-
meinheit sie erfordert und wenn der Enteig-
nungszweck auf andere zumutbare Weise
nicht erreicht werden kann. Sie ist das „letz-
te Mittel“, wenn die Gemeinde z.B. zur Re-
alisierung der städtebaulichen Ziele ein
Grundstück benötigt. Da die Enteignung
eines Grundstücks ein sehr harter Eingriff
in das Eigentum ist, sind die Voraussetzun-
gen, das Verfahren und die Fragen von Ent-
schädigung sehr umfassend im BauGB
geregelt. Die Enteignung erlangt in der
städtebaulichen Praxis bei weitem nicht die
Bedeutung wie die „milderen“ Bodenord-
nungs- und Baulandbeschaffungsinstru-
mente.

Erschließung

Der generelle Begriff „Erschließung“ um-
fasst  im gängigen Sprachgebrauch die
äußere Erschließung des Baugebietes (Ver-
kehrsanbindung, Versorgungsanlagen
usw.), die innere Erschließung der Grund-
stücke im Baugebiet und die Erschließung
im privaten Bereich auf dem Baugrund-
stück. Allerdings werden im BauGB nur die
Erschließungsanlagen erfasst, die sich auf
die Grundstücke und teilweise auf das Bau-
gebiet beziehen. Dies betrifft vor allem Ver-
kehrsanlagen. Andere Erschließungsanla-
gen wie Wasser- und Energieversorgung
sowie die Abwasserbeseitigung u.ä. unter-
liegen dem Landes- bzw. Kommunalab-
gaberecht. In diesem Zusammenhang sind
des Weiteren Fachplanungsgesetze von Be-
deutung.

Die Kosten für Erwerb und Freilegung der
Erschließungsflächen, für ihre erstmalige
Herstellung und für die Übernahme von
Anlagen als gemeindliche Erschließungsan-
lagen werden in der Regel zu 90 % auf die
Eigentümer nach einer sogenannten Er-
schließungssatzung umgelegt; 10 % soll die
Gemeinde tragen. Allerdings können ver-
traglich auch abweichende Vereinbarungen
getroffen werden.

3.3 Städtebauliche Entwicklung
und Erneuerung

Bei der städtebaulichen Entwicklung und
Erneuerung handelt es sich um in sich
geschlossene Verfahren der Planung und
Planumsetzung. Das „Besondere Städte-
baurecht“ widmet sich neben den Regelun-
gen zur städtebaulichen Entwicklung vor
allem der Erhaltung und Erneuerung.

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme

Ein geeignetes Instrument, um größere
Siedlungsvorhaben einheitlich vorzuberei-
ten und zügig durchzuführen, ist die städte-
bauliche Entwicklungsmaßnahme. Es han-
delt sich um eine Gesamtmaßnahme, die
dazu dient, ein bestimmtes Gebiet koordi-
niert zu entwickeln. Die Besonderheiten
der städtebaulichen Entwicklungsmaßnah-
me liegen in der kommunalen Grund-
erwerbs- und Reprivatisierungspflicht, der
damit verbundenen Abschöpfung der
Bodenwertsteigerung zur Finanzierung der
Maßnahme sowie den speziellen entwick-
lungsrechtlichen Genehmigungsvorbehal-
ten. Aus diesem Grund ist die Entwick-
lungsmaßnahme auch kein Instrument für
den Regelfall. Rund 100 Maßnahmen wur-
den von 1990 bis 1997 als Satzung in
Deutschland beschlossen. Die städtebau-
liche Entwicklungsmaßnahme darf nur
dann durchgeführt werden, wenn sie im
öffentlichen Interesse liegt, wenn dies das
Wohl der Allgemeinheit erfordert und eine
zügige Durchführung innerhalb eines ab-
sehbaren Zeitraums gewährleistet wird. Als
Allgemeinwohlerfordernis gelten beispiels-
weise die Deckung eines erhöhten Bedarfs
an Wohn- und Arbeitsstätten oder die Wie-
dernutzung brachliegender Flächen.

Folgende Zielsetzungen werden mit der
Entwicklungsmaßnahme angestrebt:

• Schaffung von (preisgünstigem) Wohn-
bauland

• Erweiterung des Angebotes an Arbeits-
plätzen

• Erweiterung des Angebotes an Flächen
für Dienstleistungen und Einzelhandels-
einrichtungen

• Errichtung von Gemeinbedarfseinrich-
tungen

• Städtebauliche Integration von Flächen

Durch die städtebauliche Entwicklungs-
maßnahme wird das Baulandangebot ver-
stetigt, so dass ein Beitrag zur Dämpfung
der Bodenpreisentwicklung geliefert wird.

Die städtebauliche
Entwicklungsmanahme
bereitet größere
Siedlungsvorhaben vor.
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Berlin

Städtebauliche Verträge

Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen

© BBR Bonn 2000 Quelle: verändert nach Stadterneuerungsgebiete Berlin, Senatsverwaltung für Bauen, Wohnen und Verkehr 1997
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Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen
Förmlich festgelegte Entwicklungsbereiche

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen
Voruntersuchungsbereiche

5 km

So kann durch die Bereitstellung preiswer-
ten Baulandes kostensparendes Bauen
ermöglicht werden. Sofern das Flächen-
recycling Vorrang vor der Stadterweiterung
erhält, kann zudem ein Beitrag zur nachhal-
tigen Stadtentwicklung geleistet werden.

Eine Entwicklungsmaßnahme beginnt mit
dem Beschluss über die Voruntersuchun-
gen. Damit werden auch alle Bürger infor-
miert und sollen so zur Mitwirkung ange-
regt werden. Der Umfang und die Inhalte
von Voruntersuchungen werden nicht
förmlich durch das Gesetz vorgegeben, son-
dern sind von den jeweiligen Gegebenhei-
ten des zu beplanenden Gebietes abhängig.
Von Voruntersuchungen kann abgesehen
werden, wenn der Gemeinde bereits hinrei-
chende Beurteilungsunterlagen zur Ver-
fügung stehen. Die förmliche Festlegung
des Entwicklungsbereichs als Entwick-

lungssatzung bedarf der Genehmigung der
höheren Verwaltungsbehörde. Im Grund-
buch wird für alle erfassten Grundstücke
vermerkt, dass eine Entwicklungsmaßnah-
me durchgeführt wird.

Die förmliche Festlegung bedingt, dass für
bestimmte Vorhaben Genehmigungen ein-
zuholen sind:

• Für baugenehmigungspflichtige Vorha-
ben und andere wertsteigernde Verän-
derungen

• Für die Teilung von Grundstücken

• Für den Abschluss schuldrechtlicher
Verträge für die Nutzung von Grundstük-
ken

• Für den Verkauf von Grundstücken

Die Gemeinde kann einen Entwicklungs-
träger mit der Vorbereitung und Durchfüh-
rung der städtebaulichen Entwicklungs-

Abbildung 20
Entwicklungsbereiche und Sanierungsgebiete am Beispiel Berlin
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maßnahme beauftragen. Es ist ein Bebau-
ungsplan aufzustellen. In der Regel erwirbt
die Gemeinde die Grundstücke zum ent-
wicklungsunbeeinflussten Wert im Ent-
wicklungsbereich. Erwirbt die Gemeinde
die Grundstücke nicht, so hat der Eigen-
tümer an die Gemeinde einen Ausgleichs-
betrag entsprechend der durch die Ent-
wicklungsmaßnahme bedingten Erhöhung
des Bodenwerts seines Grundstücks zu ent-
richten. Weiterer Schritt der Durchführung
ist die Neuordnung und Erschließung des
Entwicklungsbereichs. Abschließend wer-
den die Grundstücke zum Neuordnungs-
wert unter Berücksichtigung weiter Kreise
der Bevölkerung verkauft. Beim Verkauf
muss die Gemeinde sicherstellen, dass die
Grundstücke binnen angemessener Frist
entsprechend den Festsetzungen des Be-
bauungsplans und den Erfordernissen der
Entwicklungsmaßnahme bebaut und die
neuen Anlagen entsprechend den Zielen
und Zwecken der städtebaulichen Ent-
wicklungsmaßnahme dauerhaft genutzt
werden. Die Einnahmen, die bei der Vorbe-
reitung und Durchführung der Entwick-
lungsmaßnahme entstehen, also die Diffe-
renz zwischen An- und Verkaufspreis der
Grundstücke sowie die Ausgleichsbeträge,
sind ausschließlich zur Finanzierung der
Entwicklungsmaßnahme zu verwenden,
z.B. zur Erschließung des Entwicklungsbe-
reichs.

Entwicklungsmaßnahmen dienen nicht
nur der Erschließung großflächiger, bislang
unbebauter Areale, sondern auch der Reak-
tivierung von Brachen und der Neuordnung
minder- oder fehlgenutzter Bereiche. Auch
ehemals militärisch genutzte Gebiete wer-
den im Rahmen der Entwicklungsmaßnah-
men einer neuen Nutzung zugeführt. Dies
schlägt sich vor allem in den Gesamtkosten
nieder, da Gebäudebestand aufgekauft,
Ordnungsmaßnahmen finanziert, Gelände
freigemacht und Bodenverunreinigungen
saniert werden müssen. Nur selten wird
eine Gemeinde unter solchen Gegebenhei-
ten in der Lage sein, die Durchführung selb-
ständig finanzieren zu können. In diesen
Fällen ist die Zuwendung von Städtebauför-
dermitteln besonders wichtig, da nur mit
dieser Unterstützung die Finanzierung und
in der Konsequenz die Durchführung er-
möglicht wird.

Städtebauliche Erhaltung und Erneuerung

Die städtebauliche Erhaltung und Erneue-
rung ist eine wichtige Daueraufgabe, da sie
einen Beitrag zur Innenentwicklung liefert.
Für städtebauliche Erneuerungsmaßnah-
men stellt das Baugesetzbuch das Sanie-
rungsrecht zur Verfügung. Die Gemeinde ist
für die Ordnungsmaßnahmen zuständig;
die Baumaßnahmen werden von den
Grundstückseigentümern bzw. Investoren
durchgeführt. Weitere wichtige Aspekte der
Erhaltung und Erneuerung von Städten
und Dörfern werden durch die Regelungen
anderer Gesetze abgedeckt, wie beispiels-
weise die Denkmalschutzgesetze der Län-
der, das Bundes-Immissionsschutzgesetz,
das Steuerrecht oder die Landesbauord-
nungen.

Vorhandene, insbesondere historisch und
städtebaulich wertvolle Bausubstanz ist zu
erhalten und zu pflegen. An die Stelle von
Abriss und Neubau – wie im Rahmen der
Flächensanierungen vor mehreren Jahren
üblich – ist seit den 70er Jahren die erhal-
tende Erneuerung getreten, die stärker
bewohnerorientiert ist und gewachsene
Strukturen berücksichtigt.

Die richtige Kombination von rechtlichem
Instrumentarium, Information, Beratung
und Beteiligung sowie Finanzierung und
Förderung ist wesentlich für das Gelingen
der Stadterneuerung.

Das Sanierungsrecht soll den Gemeinden
ermöglichen, im Rahmen einer städtebau-
lichen Gesamtmaßnahme in Gebieten mit
einem besonders hohen städtebaulichen
Handlungsbedarf einen planmäßigen und
aufeinander abgestimmten Erneuerungs-
prozess durchzuführen. Die Sanierung soll
die städtebaulichen Missstände in einem
Gebiet beheben. Städtebauliche Missstän-
de sind z.B. gegeben, wenn das Gebiet nach
seiner vorhandenen Bebauung oder sonsti-
gen Beschaffenheit nicht den allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse oder der Sicherheit der
dort Wohnenden und Arbeitenden ent-
spricht. Auch eine Funktionsschwäche des
Gebietes (z.B. die fehlende Ausstattung des
Gebietes mit Grünflächen oder Gemeinbe-
darfsanlagen) kann Ursache für städtebau-
liche Missstände sein. Wie bei der städte-
baulichen Entwicklungsmaßnahme muss
ein öffentliches Interesse an einheitlicher
Vorbereitung und zügiger Durchführung
bestehen.

Die städtebauliche
Erneuerung unterstützt
die Stadtplanung im
Bestand und liefert somit
einen wichtigen Beitrag
zur Innenentwicklung.
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Der Ablauf einer Sanierungsmaßnahme
gliedert sich in Vorbereitung, Durchführung
und Abschluss. Die Verfahrensdauer um-
fasst  in der Regel einen Zeitraum von ca.
zehn Jahren. Die Sanierungsbedürftigkeit
und die Sanierungsmöglichkeiten werden
von der Gemeinde im Rahmen vorbereiten-
der Untersuchungen geprüft. Das BauGB
setzt nur die Eckwerte fest, über die die vor-
bereitenden Untersuchungen Auskunft zu
geben haben:

• Notwendigkeit der Sanierung

• Soziale, strukturelle und städtebauliche
Verhältnisse und Zusammenhänge im
Gebiet

• Anzustrebende, allgemeine Ziele

Die örtlich unterschiedlichen Situationen
erfordern ein flexibles Vorgehen. Im kon-
kreten Fall können also die Gemeinden ent-
scheiden, was vorbereitend untersucht
werden soll. Die vorbereitende Unter-
suchung liefert somit die Entscheidung
über die förmliche Festlegung des Sanie-
rungsgebietes als Sanierungssatzung. In der
Durchführungsphase ist die Gemeinde zu-
ständig für Ordnungsmaßnahmen, die evtl.
zur Vorbereitung der Baumaßnahmen er-
forderlich sein können. Des Weiteren trägt
die Gemeinde die Gesamtverantwortung
für die Durchführung der Baumaßnahmen.
Die Gemeinde kann einen Sanierungsträger
mit der Vorbereitung und Durchführung

Sanierung unter Anwendung der besonderen
sanierungsrechtlichen Vorschriften

Wird die Sanierung im sogenannten klassi-
schen Verfahren durchgeführt, so greifen in
jedem Fall die oben dargestellten Geneh-
migungsvorbehalte. Damit dies für den allge-
meinen Grundstücksverkehr erkennbar wird,
erhalten die betroffenen Grundstücke des
Sanierungsgebiets im Grundbuch einen soge-
nannten Sanierungsvermerk. Zusätzlich be-
stehen Sonderregelungen für die Behandlung
der Grundstückswerte und -preise. Ziel ist es,
die Vorbereitung und Durchführung der Sanie-
rung im Hinblick auf die Bodenwertver-
hältnisse zu erleichtern und einen Beitrag zur
Finanzierung der Sanierungsmaßnahme zu lei-
sten. Nach Abschluss der Sanierung ist von
den Grundstückseigentümern im Sanierungs-
gebiet ein Ausgleichsbetrag zu erheben, der
der durch die Sanierung bedingten Boden-
werterhöhung des jeweiligen Grundstücks
entspricht. Grundsätzlich wird also die
sanierungsbedingte Bodenwerterhöhung ab-
geschöpft und für die Finanzierung der Sanie-
rung verwendet. Bei Ausgleichs- und Ent-
schädigungsleistungen, z.B. bei Enteignun-
gen, sowie beim Erwerb von Grundstücken
durch Gemeinde oder Sanierungsträger darf
die sanierungsbedingte Grundstückswert-
erhöhung grundsätzlich nicht berücksichtigt
werden. Ferner muss die Genehmigung des
Verkaufs eines Grundstücks versagt werden,
wenn der vereinbarte Kaufpreis sanierungs-
bedingte Werterhöhungen enthält, die nicht
vom Eigentümer durch eigene Aufwendungen
bewirkt wurden.

Sanierung im vereinfachten Verfahren

Stehen bei der Stadterneuerung Erhaltungs-
aufgaben im Vordergrund, so entscheidet
sich die Gemeinde bei der Beschlussfassung
über die Sanierungssatzung für das verein-
fachte Verfahren. Die Gemeinde kann dann
über folgende sanierungsrechtliche Steue-
rungsinstrumente verfügen:

Beim Kauf von Grundstücken hat die Ge-
meinde ein gesetzliches Vorkaufsrecht.

Im Sanierungsgebiet kann ein Grundstück
in bestimmten Fällen auch zugunsten eines
Sanierungsträgers enteignet werden.

Im Sanierungsgebiet besteht Genehmi-
gungsvorbehalt bei der Beseitigung, Errich-
tung, Änderung oder Nutzungsänderung bau-
licher Anlagen, für die Teilung, Veräußerung
oder Belastung von Grundstücken, für den
Abschluss und die Verlängerung längerfristi-
ger schuldrechtlicher Nutzungsverträge an
Grundstücken sowie für die Veräußerung und
Bestellung von Erbbaurechten.

Sofern die Stadterneuerungsziele dies nicht
erfordern, kann die Gemeinde auf die
Genehmigungsvorbehalte verzichten, so dass
unnötiger Verwaltungsaufwand erspart wer-
den kann.

einer Sanierungsmaßnahme beauftragen.
Von wesentlicher Bedeutung für den ge-
samten Sanierungsverlauf ist die Beteili-
gung und Mitwirkung der Betroffenen.

Das rechtliche Instrumentarium, das der
Gemeinde im Sanierungsgebiet zur Steue-
rung der Entwicklung im Sinne der Sanie-
rungsziele zur Verfügung steht, unterschei-
det zwei Verfahren:

• Das vereinfachte Verfahren

• Das Verfahren unter Anwendung beson-
derer sanierungsrechtlicher Vorschriften

Beteiligung und Mitwirkung
im Rahmen städtebaulicher Erneuerung

Bei der städtebaulichen Erneuerung wird
nicht selten in die Lebensverhältnisse von
Gebietsbewohnern und ansässigen Gewer-
betreibenden eingegriffen. Im BauGB ist
deswegen eine intensive Beteiligung und
Beratung sowie Mitwirkung der Betroffenen
und eine sozialverträgliche Gestaltung vor-
gesehen. Die Praxis zeigt, dass eine erfolg-
reiche Stadt- und Dorferneuerung in ent-
scheidendem Maße von der Mitwirkung der
betroffenen Bewohner und Gewerbetrei-

Eine intensive
Beteiligung und
Mitwirkung
der Betroffenen an
der städtebaulichen
Erneuerung ist wichtig.
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benden, der Eigentümer, Mieter und Päch-
ter, abhängt.

Die im Rahmen der städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahmen vorgeschriebenen vor-
bereitenden Untersuchungen können nicht
ohne Mithilfe der Bewohner erstellt wer-
den. Sie sind häufig der erste und gleichzei-
tig ein entscheidender Beteiligungsschritt
im Rahmen der Sanierung.

Gegenüber den Bewohnern und Gewerbe-
treibenden, den Mietern, Pächtern, Eigen-
tümern und Nutzern hat die Gemeinde ein
Auskunftsrecht und eine Auskunftspflicht.
Sie erstreckt sich auf alles, was zur Beurtei-
lung der Sanierungsbedürftigkeit, der Vor-
bereitung und Durchführung der Sanierung
des Gebietes erforderlich ist. Die Sanierung
ist also frühzeitig mit den Betroffenen zu
erörtern. So knapp formuliert das BauGB
– ähnlich wie bei der gesetzlichen Regelung
zur Bürgerbeteiligung im Rahmen der Bau-
leitplanung – die wesentlichen Elemente
der Sanierungsbeteiligung. Der Bürger soll
Gelegenheit erhalten, seine Vorstellungen,
Wünsche und Einwände nicht nur darzu-

legen, sondern auch mitzudiskutieren. Die
Einzelheiten der Beteiligung können somit
von den Gemeinden nach den konkreten
Erfordernissen der Praxis entwickelt wer-
den.

Bei umfangreichen Modernisierungsmaß-
nahmen kann es notwendig werden, dass
die Bewohner vorübergehend ausziehen.
Solche Überlegungen muss die Gemeinde
mit den Betroffenen erörtern und nachteili-
ge Auswirkungen mildern bzw. ausgleichen.
Dazu wird ein Sozialplan aufgestellt, der
folgende Hilfen anbieten kann:

• Hilfen beim Wohnungs- und Arbeits-
platzwechsel und beim Umzug

• Hinweise auf öffentliche Leistungen, die
für die Betroffenen in Betracht kommen

In engem Zusammenhang mit der Sozial-
planung stehen die Regelungen des BauGB
über den Härteausgleich. In besonderen
Härtefällen kann auf entsprechenden An-
trag Mietern oder Pächtern von Gebäuden
oder Räumen, die für die Sanierung benö-
tigt werden, ein Härteausgleich in Geld ge-
währt werden.

Abbildung 21
Bundesfinanzhilfen zur Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen
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Städtebauförderungsmittel
können z.B. eingesetzt werden für
– die Vorbereitung von Sanierungs- und

Entwicklungsmaßnahmen,
– die Durchführung von Ordnungs-

maßnahmen einschließlich Entschädigun-
gen,

– die Durchführung von Baumaßnahmen,
– die Gewährung einer angemessenen Ver-

gütung für beauftragte Dritte wie
Sanierungs- und Entwicklungsträger,

– die Verwirklichung des Sozialplans,
– für Instandsetzungs- und Modernisie-

rungsmaßnahmen,
– Vorhaben, die der Erhaltung, Erneuerung

und funktionsgerechten Verwendung
eines Gebäudes dienen, das wegen  seiner
geschichtlichen, künstlerischen oder städ-
tebaulichen Bedeutung erhalten bleiben
soll.

Erhaltungssatzung

Das Instrument der Erhaltungssatzung
dient der Erhaltung baulicher Anlagen und
der Eigenart von Gebieten. Nicht nur, aber
insbesondere im Rahmen der Stadterneue-
rung und -erhaltung findet es Anwendung.
Die Gemeinden können eine Satzung für
Gebiete beschließen, in denen besondere
städtebauliche Erhaltungsziele verfolgt
werden sollen. Im Wesentlichen gibt es drei
unterschiedliche Anwendungsmöglichkei-
ten.

Eine Erhaltungssatzung kann dazu dienen,
die städtebauliche Eigenart eines Gebietes
aufgrund seiner städtebaulichen Gestalt zu
schützen. Hierbei geht es um den Schutz
orts-, stadt- bzw. landschaftsbildprägender
baulicher Anlagen oder auch um den
Schutz städtebaulich wertvoller Altbausub-
stanz.

Weiterer Zweck einer Erhaltungssatzung
kann sein, die Zusammensetzung der
Wohnbevölkerung eines Gebietes aus be-
sonderen städtebaulichen Gründen zu er-
halten, um den aus einer Verdrängung der
angestammten Wohnbevölkerung resultie-
renden städtebaulichen Folgeproblemen
entgegenzuwirken. Es gehört auch zu den
Aufgaben städtebaulicher Planung, die so-
zialen Wohnbedürfnisse der Bevölkerung
zufrieden zu stellen. Diese sogenannte Mi-
lieuschutz-Satzung kann einen Beitrag
dazu liefern, die Verdrängung ansässiger
Bevölkerungsgruppen zu vermeiden. Sie
kann in Kombination mit dem Förderin-
strumentarium zur Sicherung preiswerter
Mieten erfolgreich sein.

Über dieses Instrument kann ferner die
Sozialverträglichkeit von städtebaulichen
Umstrukturierungen gesichert werden, z B.
sind bei einer erforderlichen Umsetzung
von Bewohnern die Belange der Betroffe-
nen weitgehend zu berücksichtigen.

Städtebauförderung

An der Finanzierung städtebaulicher  Ent-
wicklung und Sanierung sind in der Regel
Bund, Länder und Gemeinden beteiligt.
Anstoßförderung soll private Initiative aus-
lösen.

Sofern es die Ziele im Sanierungsgebiet er-
fordern, sollen zusätzliche Fördergelder,
deren Finanzierung auf anderer gesetz-
licher Grundlage beruht, im Sanierungsge-
biet eingesetzt werden. Im Baugesetzbuch
ist somit ein Zusammenwirken unter-
schiedlicher Ressorts verankert.

Die in das Gesetz aufgenommenen Förder-
schwerpunkte unterstützen vor allem eine
nachhaltige Siedlungsentwicklung:

• Stärkung von Innenstädten und Ortsteil-
zentren in ihrer städtebaulichen Funk-
tion unter besonderer Berücksichtigung
des Wohnungsbaus sowie der Belange
des Denkmalschutzes und der Denkmal-
pflege

• Wiedernutzung von Flächen, insbeson-
dere der in Innenstädten brachliegenden
Industrie-, Konversions- oder Eisen-
bahnflächen, zur Errichtung von Wohn-
und Arbeitsstätten, Gemeinbedarfs- und
Folgeeinrichtungen unter Berücksichti-
gung ihrer funktional sinnvollen Zuord-
nung (Nutzungsmischung) sowie von
umweltschonenden, kosten- und flä-
chensparenden Bauweisen

• Städtebauliche Maßnahmen zur Behe-
bung sozialer Mißstände

3.4 Informelle Instrumente

Informelle Planung

Die informelle Planung ist im Gegensatz zur
förmlichen nicht rechtlich ausgestaltet. Sie
besitzt einen hohen Stellenwert, da Stadt-
planung ein kontinuierlicher Steuerungs-
prozess der Stadtentwicklung ist, deren
programmatische Inhalte sich oft in nicht
formellen Plänen zweckmäßiger steuern
lassen. Die Stärke informeller Planung liegt
darin, dass je nach Schwerpunkten der Fra-
gestellungen und Aufgabenfelder in Form
einer offenen und nicht normierten Pla-
nung programmatische, konzeptionelle
und gestaltbezogene Lösungen erarbeitet
und in die kommunale Planung einge-
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bracht werden können. Der Vorteil dieser
„Planart“ liegt somit in seiner hohen Flexi-
bilität.

Die informelle Planung wird häufig als
komplementäres Planungsinstrument zur
formellen Planung eingesetzt. Dabei kön-
nen informelle Planungen eine Vielzahl von
Entscheidungshilfen in der Planung über-
nehmen. So können sie zur Ermittlung der
Erforderlichkeit einer Planung oder des Pla-
nungsbedarfs eingesetzt werden. Des Wei-
teren ist sie geeignet, um Planalternativen
oder die voraussichtlichen Auswirkungen
von Planungen zu veranschaulichen. Infor-
melle Planungen können somit Integra-
tions- und Konkretisierungsfunktion über-
nehmen. Sie können die Anschaulichkeit
verbessern und damit beispielsweise auch
die Beteiligung und Mitwirkung der Bürger
erleichtern. Insofern kann die informelle
Planung auch Kommunikations- und Koor-
dinationsfunktion übernehmen.

Die Bandbreite informeller Planungen
reicht von städtebaulichen Entwürfen über
städtebauliche Rahmenpläne, Entwick-
lungsplanungen, Sondergutachten, städte-
bauliche und architektonische Wettbewer-
be, Verkehrsentwicklungspläne bis hin zu
architektonischen Entwürfen oder Model-
len. Da informelle Planung nicht standardi-
siert ist, kann es sich hierbei nur um eine
beispielhafte Auflistung handeln. Die Spiel-
arten informeller Planung sind zahlreich.

Informelle Beteiligung

Neben der gesetzlich vorgeschriebenen
Bürgerbeteiligung im Rahmen der Bauleit-
planung gibt es informelle Formen der Be-
teiligung. Gerade heutzutage werden hierzu
umfangreiche Praxiserfahrungen gesam-
melt. Bei den gesetzlich festgeschriebenen
Beteiligungsverfahren erfolgt der Planungs-
und Entscheidungsprozess in erster Linie
durch Verwaltung und Politik, an dem der
Bürger teilhat. Zudem ist mit dem Be-
schluss über den Plan die Beteiligung
abgeschlossen. Im Rahmen der neueren in-
formellen Ansätze geht es nicht nur um
Teilhabe der Bürger, sondern um Koopera-
tion. Die Beteiligten haben also eine andere
Position. Kooperative Beteiligungsprozesse
reichen zudem von der Phase der Zielfin-
dung über die Plan- bzw. Programmerstel-
lung bis hin zur Umsetzungs- oder sogar

Informelle Planung – ein Hamburger Beispiel

Am Beispiel eines in Hamburg vom Träger be-
hutsamer Stadterneuerung STEG (Stadt-
erneuerungs- und Stadtentwicklungsgesell-
schaft mbH) praktizierten Vorgehens bei der
Erstellung von Konzepten der Stadter-
neuerung werden die Spielräume informeller
Planung verdeutlicht. Gewöhnlich stellen
Sanierungskonzepte planerisch detailliert die
zukünftige Nutzung dar. Die detailliert darge-
legten und festgeschriebenen zukünftigen
Nutzungen der einzelnen Grundstücke sollen
dann im Laufe der Sanierung umgesetzt wer-
den, die in der Regel einen Zeithorizont von
zehn Jahren umfasst.

Dagegen stellen die in Hamburg erstellten Er-
neuerungskonzepte einen Handlungsrahmen
dar, der mit den formulierten Sanierungs-
zielen die Mindestanforderungen an die
gesamte Sanierungsmaßnahme festlegt. Mit
der Abgrenzung kleinräumiger Erneuerungs-
bereiche werden die Flächen mit wesent-
lichen Nutzungsänderungen festgelegt. In die-
sem Stadium erfolgen also – im Gegensatz zu
den üblichen Vorgehensweisen – keine
grundstücksbezogenen Festsetzungen der zu-
künftigen Nutzungen. Mindestanforderung an
die Sanierung ergeben sich aus der vorrangi-
gen Zielsetzung des BauGB, in einem
Sanierungsgebiet gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse herzustellen. Die Eingriffs-
intensität, die über die Modernisierung und In-
standsetzung hinausgeht, wird durch die im
Übersichtsplan zum Erneuerungskonzept fest-
gelegten Erneuerungsbereiche abgesteckt.
Ein Erneuerungsbereich ist ein räumlich abge-
grenzter Teil des Sanierungsgebietes, für den
Handlungsbedarf besteht, der über Moderni-
sierung und Instandsetzung hinausgeht. Für
die Erneuerungsbereiche werden erst im
laufenden Sanierungsverfahren nach festge-
legten Prioritäten detaillierte Erneuerungs-
konzepte mit konkreten Neubau-, Neu-
gestaltungs- und Umnutzungsvorschlägen
entwickelt und abgestimmt.

Ziel dieser Vorgehensweise ist es, Planung
und Umsetzung zeitlich näher zusammenzu-
rücken sowie die Bürgerinnen und Bürger
frühzeitig und effektiv an der Planung zu be-
teiligen. Je nach Handlungsbedarf und
Realisierungschance wird die Projektentwick-
lung (durch den Sanierungsträger) für die ein-
zelnen Erneuerungsbereiche auf der Grundla-
ge der Sanierungsziele für das Gesamtgebiet
vorangetrieben. Der größere Handlungsspiel-
raum und die größere Flexibilität bei der Erar-
beitung der kleinteiligen Sanierungsziele in
den Erneuerungsbereichen ermöglichen eine
effektive Beteiligung der Betroffenen an der
Planung.

Dieser Untersuchungsansatz zielt über eine
offene Gestaltung des Planungsprozesses auf
eine intensive Beteiligung der in dem Gebiet
arbeitenden und wohnenden Menschen an
der Planung für die Erneuerungsbereiche ab.

Die Bandbreite
informeller Planung
ist groß.

Umfangreiches
Spektrum
von Handlungsformen
informeller Beteiligung
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Nutzungsphase. Sie zielen über eine offene
Gestaltung des Prozesses auf eine intensive
Beteiligung der Betroffenen. Planung in
diesem Kontext ist gegenüber gesellschaft-
lichen und sozialen Belangen offen, berück-
sichtigt die Bandbreite vorhandener Pro-
blemsichten und lädt die Betroffenen zur
Mitgestaltung ein.

An die Stelle traditioneller Angebotspla-
nung tritt ein flexibles und situationsbezo-
genes Agieren und Reagieren. Es gibt ein
breites Spektrum von Handlungsformen,
wie z.B. Stadtforum, Stadtdialog, Beteili-
gungsformen im Rahmen lokaler Agenda-
prozesse, Zukunftswerkstatt, Arbeitskreis,
Stadtteilkonferenz, Planungszelle und vie-
les mehr. Welche Handlungsform zum
Einsatz kommt, hängt u.a. ab vom Teilneh-
merkreis und vom Planungs- bzw. Reali-
sierungsstand. Selbstverständlich können
auch verschiedene Handlungsformen in-
einandergreifen. Die Zusammensetzung
orientiert sich dabei an planerischen Aufga-
ben, räumlichen Handlungsfeldern und be-
troffenen Akteuren.

Wichtig ist, dass die Beteiligung auf „soziale
Reichweite“ abzielt, um zu vermeiden, dass

Planungs- und Entscheidungsprozesse als
Verstärker durchsetzungsstarker Interes-
sen, z.B. der Redegewandten wirken. Es
geht also darum, eine Benachteiligung
nicht-durchsetzungsstarker (sozial oder an-
derweitig benachteiligter) Gruppen im Pla-
nungsverfahren aufzuheben und dafür Sor-
ge zu tragen, dass betroffene Interessen
durch im Verfahren gleichberechtigte und
gleichgewichtige Verhandlungspartner ver-
treten werden können. Mitunter muss je-
nen Betroffenengruppen erst die Gelegen-
heit gegeben werden, ihre Betroffenheit zu
erkennen und ihre Mitwirkungsmöglichkei-
ten in Anspruch zu nehmen. Moderations-
verfahren können hier hilfreich sein.

Erst durch eine kontinuierliche Informa-
tionsvermittlung wird die Chance für diese
Form bürgerschaftlicher Mitwirkung eröff-
net. Ein Instrument liegt in der klassischen
Öffentlichkeitsarbeit, die beispielsweise in
Form von Broschüren informiert. Weiteres
wichtiges Mittel ist die Beratung, z.B. über
das Angebot von Bürgersprechstunden.
Auch Umfragen können dazu beitragen, ein
Meinungsbild der Bürger, z.B. zur Qualität
städtischer Angebote zu liefern.
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Die Herausforderungen an den Städtebau
wandeln sich ebenso wie die technischen,
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse
immer schneller. Diese Dynamik erfasst alle
Lebensbereiche und Funktionen der Stadt.
Die wirtschaftlichen und technischen Be-
dingungen und die gesellschaftlichen Pro-
bleme der Wiederaufbauphase waren ande-
re als in der anschließenden Phase des
Wirtschaftsaufschwungs und der Stadter-
weiterung. Die politischen Antworten auf
Wirtschaftskrise und Strukturwandel sowie
die städtebaulichen Konzepte der Stadter-
neuerung und des Stadtumbaus unter-
scheiden sich wiederum von den Ansätzen
zur Bewältigung der gesellschaftlichen
Veränderungen und der städtebaulichen
Herausforderungen seit der deutschen Ver-
einigung, die den Beginn einer Phase viel-
schichtiger Stadtentwicklung markiert.

Im Folgenden werden wichtige Entwick-
lungslinien und Meilensteine des gesell-
schaftlichen und städtebaulichen Wandels
seit dem Zweiten Weltkrieg skizziert. Wohl-
wissend, dass es unendlich viele regionale
Differenzierungen bzw. Besonderheiten
und zudem noch vielfältige Phasenver-
schiebungen bzw. Überlagerungen in den
städtebaulichen Entwicklungen gegeben
hat, werden nur die Grundzüge der städte-
baulichen Entwicklungen verallgemei-
nernd und damit gezwungenermaßen ver-
einfachend umrissen. Hier werden lediglich
Unterschiede und Gemeinsamkeiten in
Stadtentwicklung und Städtebau des frühe-
ren Bundesgebietes und der ehemaligen
DDR aufgezeigt, um systembezogene Merk-
male zu verdeutlichen. Die städtebaulichen
Entwicklungen erklären sich z.T. aus den
Unterschieden der historischen Ausgangs-
bedingungen und gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen in den beiden deutschen
Staaten. Dazu gehörten u.a.: nach Kriegs-
ende Unterstützung Westdeutschlands
durch den Marshall-Plan, hingegen um-
fangreiche Reparationslasten der DDR,
„Westintegration“ der Bundesrepublik und
Einbindung der DDR in den „Ostblock“, fö-
deraler Staatsaufbau hier und zentralisti-
scher Staatsaufbau dort, Marktwirtschaft
auf der einen und Planwirtschaft auf der an-
deren Seite.

Auf Basis des grundgesetzlich geschützten
Privateigentums und im Rahmen der
Marktwirtschaft entwickelten sich die west-
deutschen Städte im Zusammenwirken vie-

ler privater und öffentlicher Grundeigen-
tümer und Akteure mit der kommunalen
Stadtplanung. Demgegenüber wurde die
Entwicklung der ostdeutschen Städte unter
den Bedingungen des weitgehend verstaat-
lichten Grund und Bodens und der Plan-
wirtschaft zentral dirigiert. Hier richteten
sich die räumlichen Schwerpunkte der
Stadtentwicklung vornehmlich an den
staatlichen Vorgaben für die Industrie-
standorte aus.

In Westdeutschland vollzieht sich seit dem
Zweiten Weltkrieg eine durchgreifende
Wanderung städtischer Funktionen an den
Stadtrand und in das Stadtumland. Zu-
nächst verlagerten zahlreiche Stadtbewoh-
ner ihre Wohnstandorte und etliche Unter-
nehmen des produzierenden Gewerbes ihre
Betriebsstandorte; Anfang der 80er Jahre
setzte dann auch eine verstärkte Randwan-
derung von Handelseinrichtungen ein.
Demgegenüber hielt sich in der DDR die
Umlandzersiedelung durch Wohnungsbau
und Handelseinrichtungen in engen Gren-
zen. Gleichwohl kann von einer durchgän-
gig systembestimmten Ausprägung der
städtebaulichen Erscheinungsbilder nicht
die Rede sein. So haben sich mit Bezug auf
Ideale des „Neuen Bauens“ städtebauliche
Phänomene wie beispielsweise die Groß-
wohnsiedlungen über die Grenzen der Ge-
sellschaftssysteme hinweg herausgebildet.

4.1 Wiederaufbau in den 50er Jahren

Die ersten Nachkriegsjahre waren in vielen
deutschen Städten durch große Flücht-
lingsströme, weitgehende Zerstörung der
Industrieanlagen, der technischen Infra-
struktur sowie der Wohngebiete und Innen-
städte geprägt. Die wirtschaftliche und
gesellschaftliche Entwicklung in den Besat-
zungszonen stand unter der Kontrolle der
Alliierten. Die Gründung zweier deutscher
Staaten kennzeichnete den „Wettlauf der
politischen Systeme“ und führte schließlich
zu höchst unterschiedlichen Entwicklun-
gen in den Teilen Deutschlands. Gemein-
sam war ihnen die verheerende Wohnungs-
not, die hohe Arbeitslosigkeit und die tiefen
Wunden, die der deutsche Faschismus in
den Familien und in der Gesellschaft hin-
terlassen hatte.

Während die Stärkung der Wirtschaft im
Westen – maßgeblich durch den „Marshall-
Plan“ gestützt – schon früh wieder einsetz-

Die gesellschaftlichen
Herausforderungen der
Nachkriegsjahre in Ost
und West: Abbau der
Wohnungsnot und
wirtschaftlicher Wieder-
aufbau.

4 Stadtentwicklung und Städtebau im Wandel
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te, wurde im Osten weiterhin industrielle
Infrastruktur demontiert. Die DDR hatte
lange Zeit mit einem enormen Nachholbe-
darf insbesondere beim Aufbau der Grund-
stoffindustrie zu kämpfen. Dementspre-
chend wurden die Standortentscheidungen
für größere Wohnungsbauvorhaben zuneh-
mend in Abhängigkeit von den räumlichen
Schwerpunkten des Wirtschaftsaufbaus
getroffen, z.B.: Hoyerswerda-Neustadt als
neuer Wohnstandort für den Braunkohle-
abbau, Eisenhüttenstadt (ehemals: Stalin-
stadt) für die Stahlproduktion.

Beide deutsche Staaten standen jedoch vor
der gleichen Herausforderung, die Woh-
nungsnot durch umfassende Ankurbelung
des Wohnungsbaus zu überwinden. Die

Zielgruppen waren breite Bevölkerungs-
schichten, denn die Kriegsfolgen hatten alle
zu spüren bekommen. Im Rahmen der
Zwangsbewirtschaftung von bestehendem
Wohnraum mussten sich mehrere Haushal-
te unfreiwillig eine Wohnung teilen. Die
Zwangsbewirtschaftung wurde bald durch
die Schaffung neuen Wohnraums ergänzt.

Für die Berechtigung zum Bezug einer Woh-
nung waren viele soziale Härten zu berück-
sichtigen wie z.B.: Flucht, extremer Woh-
nungsnotstand, Kriegsgefangenschaft. In
Westdeutschland wurden während der
Wiederaufbauphase auf der Grundlage des
II. Wohnungsbaugesetzes über 5 Mio. Woh-
nungen gebaut. Trotzdem blieben viele
Wohnungssuchende noch über Jahre auf
Notunterkünfte angewiesen.

In der DDR wurden die Wohnungen im
Rahmen der kommunalen Wohnraumlen-
kung im Wesentlichen nach den Kriterien
sozialer Dringlichkeit und volkswirtschaft-
licher Priorität vergeben. Soziale Dringlich-
keit galt vor allem für Familien mit mehr als
zwei Kindern, für junge Ehepaare ohne ei-
gene Wohnung und für alleinerziehende
Frauen. Volkswirtschaftliche Priorität hat-
ten die Schwerpunkte des Wirtschafts-
aufbaus. Wichtige Betriebe erhielten
Kontingente an den kommunalen Woh-
nungsbeständen für die Belegung nach
betriebsinternen Prioritäten.

Die „gegliederte und aufgelockerte Stadt“
wurde in beiden deutschen Staaten
zum vorherrschenden städtebaulichen
Leitbild der 50er Jahre. In Anlehnung an
die Wohnungsbaureformvorstellungen der
20er Jahre entstanden in vielen Städten
Wohnsiedlungen mit viel Grün und mit nur
wenigen Geschossen. Diese flächeninten-
siven Siedlungsformen wurden vorwiegend
in innenstadtnahen Lagen realisiert. Zu-
dem setzten sich bereits in den 50er Jahren
die auf die „Charta von Athen“ zurück-
geführten Überlegungen durch, die städti-
schen Funktionen Wohnen, Arbeiten, Er-
holung unterschiedlichen Stadträumen
zuzuordnen.

In Westdeutschland bekamen die Kommu-
nen die Planungshoheit. Demgegenüber
wurde die Stadtplanung in der DDR zentra-
lisiert und in die Hände der „staatlichen
Plankommission“ gelegt. Da der Staat hier
außerdem weitreichende Verfügung über
Grund und Boden hatte, konnte er auch
ideologisch geprägte Vorstellungen von ei-
ner „sozialistischen Stadt“ planerisch und
baulich durchsetzen.

Wohnsiedlung Aukamm:
Aufgelockerte Zeilenbebauung

Wohnungs- und städte-
bauliche Perspektiven:
Zwischen Wiederaufbau
und Neubau der Stadt

Eine Stadt nach
dem Zweiten Weltkrieg
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In Westdeutschland waren die Wiederauf-
baujahre durch zwei sehr unterschiedliche
Vorgehensweisen gekennzeichnet: In etli-
chen westdeutschen Städten wurden alte
Gebäude auf den alten Stadtgrundrissen
parzellenscharf rekonstruiert (z.B. in Mün-
ster). Die kleinteilige Grundeigentums-
struktur, das vorhandene Straßennetz mit
erhaltenen Ver- und Entsorgungsleitungen
sowie traditionsbewusste Bürger und Ent-
scheidungsträger verhinderten vielfach
tiefgreifendere Veränderungen. In anderen
Fällen nutzte man die Kriegszerstörungen
aber auch zu einem radikalen Neuanfang.
Hier wurden die historischen Stadtkerne
grundlegend umgestaltet (z.B. in Dort-
mund) und den neuen Anforderungen des
Straßenverkehrs angepasst.  Vielfach wurde
die traditionelle Blockrandbebauung aus
der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg durch
eine konsequente Zeilenbebauung ersetzt.

In der DDR wurden während der ausgehen-
den Stalin-Ära zunächst noch repräsentati-
ve und historisierende Architektur- und
Städtebauformen mit groß dimensionier-
ten Achsen, zentralen Plätzen und monu-
mentalen Einzelgebäuden realisiert (z.B.
in Magdeburg). Gegen Ende der 50er Jahre
setzten sich dann jedoch Industrialisierung
und Typisierung im Bauwesen durch. Die
städtebaulichen Figuren mit rechtwinkelig
angeordneten vier- bis fünfgeschossigen
Wohngebäuden und offener Freiraum-
struktur orientierten sich nun ebenfalls an
dem Leitbild der „gegliederten und auf-
gelockerten Stadt“. Als städtebauliches
Grundmuster für neue Wohngebiete wurde
der „sozialistische Wohnkomplex“ vorgege-
ben. Diese Wohnkomplexe wurden in der
Regel für 4 000 bis 5 000 Einwohner errich-
tet, strikt nach dem Prinzip der Funktions-
trennung als reine Wohngebiete konzipiert
und mit den nötigsten Gemeinbedarfs- und
Versorgungseinrichtungen ausgestattet.

4.2 Stadterweiterung
in den 60er Jahren

Das Schlagwort „Wirtschaftswunder“ war
zum Inbegriff des wirtschaftlichen Auf-
schwungs im Westen geworden. Kräftiges
Wirtschaftswachstum, Ausweitung und In-
dustrialisierung der Güterproduktion wa-
ren wichtige Triebkräfte für gesellschaft-
liche Veränderungen. Die Massenkaufkraft
wurde gestärkt und der Warenkonsum an-
gekurbelt. Zuwanderung und steigende Ge-
burtenzahlen führten zu einem starken Be-
völkerungswachstum. Der Bedarf an

Arbeitskräften konnte zunächst jedoch
noch nicht gedeckt werden. Die wirtschaft-
liche Entwicklung steigerte den Bedarf an
neuen Industriestandorten und zusätzli-
chen Gewerbeflächen erheblich. In diesem
Zusammenhang weitete sich das Transport-
und Verkehrsaufkommen aus. Die Kauf-
kraftzuwächse ermöglichten vielen Haus-
halten ein eigenes Auto. Das Bevölkerungs-
wachstum und der gestiegene Wohlstand
verstärkten den Bedarf an Wohnraum, tech-
nischer und sozialer Infrastruktur.

Die bundesdeutsche Politik reagierte auf
diese Entwicklungen, indem sie die Anwer-
bung von Gastarbeitern verstärkte, den
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur (Auto-
bahnbau, in den Städten Straßenneu- und
-ausbau, S- und U-Bahnbau, aber Straßen-
bahnrückbau), der Bildungs- und Gesund-
heitseinrichtungen und insbesondere den

Münster – Prinzipalmarkt:
Kleinteilige Rekonstruktion auf historischem Stadtgrundriss

Magdeburg: Städtebauliche Großform aus den 50er Jahren

Wirtschaftsaufschwung
und Bedeutungszu-
wachs des Autos im
Westen – wirtschaftlicher
Nachholbedarf im Osten
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öffentlich geförderten Mietwohnungsbau
forcierte. Die finanzpolitischen Spielräume
für staatliche Förder- und Investitionspro-
gramme hatten sich in Westdeutschland
durch erhöhte Steueraufkommen infolge
des Wirtschaftswachstums erweitert. Die
bundesrechtlichen Rahmensetzungen für
den Wohnungs- und Städtebau wurden
durch Novellierungen des Wohnungsbau-
gesetzes und die Einführung des Bundes-
baugesetzes an die veränderten gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Bedin-
gungen angepasst.

Demgegenüber führten anhaltende ökono-
mische Probleme in der DDR und das
wirtschaftspolitische Primat der Industria-
lisierung dazu, dass die ehrgeizigen Woh-
nungsbauziele nicht eingehalten werden
konnten. Die übergeordneten Ziele des
Wohnungs- und Städtebaus bestanden dar-

in, zum einen den großen Wohnungsbedarf
zu decken und zum anderen die Entwick-
lung der Industrieschwerpunkte durch den
Wohnungsneubau zu unterstützen. Diese
Zielsetzung führte zur weiteren Zentralisie-
rung der Stadtplanung und zur forcierten
Industrialisierung des Bauens. Die Woh-
nungspolitik wurde allerdings in beiden
deutschen Staaten auf die vierköpfige Fami-
lie in der Industriegesellschaft ausgerichtet.

In vielen westdeutschen Stadtkernen bilde-
ten sich ökonomische und kulturelle
Zentren heraus, in denen sich vor allem Ge-
schäfts- und Büronutzungen konzentrier-
ten. Dem wachsenden Flächenbedarf für
Wohnungs- und Gewerbebau standen nun
immer weniger innerstädtische Flächenre-
serven gegenüber. Die Suburbanisierung
setzte ein. Bevölkerungs- und Beschäfti-
gungswachstum zogen eine deutliche Zu-
nahme der Siedlungsflächen am Stadtrand
und im Stadtumland nach sich. Das Ver-
kehrsaufkommen nahm rasant zu, und Vor-
stellungen von einer autogerechten Stadt-
entwicklung erhielten Auftrieb. Vorhandene
Straßen wurden verbreitert, Umgehungs-
straßen neu gebaut und neue Verkehrs-
trassen durch gewachsene Stadtquartiere
gebrochen.

Um diese Veränderungen planvoll gestalten
zu können, erhielten im Bundesgebiet Leit-
vorstellungen der zentralen Orte und ge-
stuften Dichten neue Bedeutung. Danach
sollte die Siedlungstätigkeit entlang von lei-
stungsfähigen Verkehrstrassen und an Hal-
testellen des Schienenverkehrs konzen-
triert werden. Diesem Grundgedanken
folgend wurden für etliche Städtebauvorha-
ben die Bebauungsdichten bereits im Pla-
nungsstadium heraufgesetzt. In der DDR
gewannen funktionalistische Städtebau-
vorstellungen in Verbindung mit der Indu-
strialisierung des Hochbaus und mit Inten-
tionen eines flächenhaften Abrisses von
Altbauquartieren an Bedeutung.

Die Gestaltungsabsichten in der bundes-
deutschen Stadtplanung wurden schnell
von der dynamischen Wirtschafts- und Be-
völkerungsentwicklung überholt. Unter
dem starken Entwicklungsdruck richteten
viele Städte ihre Zentren- und Dichtekon-
zepte schon bald auf die Stadtränder und in
das Umland. Zudem erwarben potente
Wirtschaftsakteure (Industrie-, Gewerbe-
und Wohnungsunternehmen) landwirt-
schaftliche Nutzflächen am Stadtrand und
im Stadtumland. Manche Kommune war
mit den Planungsanforderungen überfor-

Bremen-Blockdiek:
Neue Wohnsiedlung
am Stadtrand

Halle:
Neue Wohnstadt an der Saale
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dert und somit schnell bereit, auf die Unter-
stützung der Planungsabteilungen z.B. von
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen
zurückzugreifen. So wurden die 60er Jahre
zur Phase der Gewerbeansiedlung und der
neuen Großwohnsiedlungen am Stadtrand,
ganz im Zeichen der Funktionstrennung
von Arbeitsstätten und reinen Wohngebie-
ten. Die Wohnsiedlungen dieser Zeit waren
durch mehrgeschossigen Mietwohnungs-
bau in industrieller Fertigungsweise ge-
prägt. Im Laufe der Jahre kam es zu immer
höherer und dichterer Bebauung. Parallel
zu diesen relativ kompakten Stadterweite-
rungen entstanden im Umland jedoch auch
immer mehr aufgelockert und offen bebau-
te Einfamilienhausgebiete.

In der DDR dominierte der Geschossmiet-
wohnungsbau; der Neubau von Einfami-
lienhäusern blieb praktisch ohne Bedeu-
tung. Angesichts der Mengenorientierung
im Wohnungsbau setzte sich die Typisie-
rung im Bauwesen und eine Normierung
der Wohnungsqualitäten durch, die
schließlich in die industrielle Plattenbau-
weise mündeten. Die staatlichen Richt-
linien für den „komplexen Wohnungsbau“
sollten für die zeitgleiche Realisierung von
Wohnungen und gesellschaftlichen Ein-
richtungen für Bildung, Gesundheitswesen,
Warenversorgung usw. sorgen. Somit ge-
lang eine beträchtliche Steigerung im Woh-
nungsneubau, der zumeist in neuen Stadt-
teilen oder gar in neuen Städten (z.B.:
Halle-Neustadt) realisiert wurde.

4.3 Stadterneuerung
in den 70er Jahren

Verwöhnt vom bisherigen „Wirtschafts-
wunder“ wurde Anfang der 70er Jahre so
mancher fortschrittsgläubige Bundesbür-
ger von der Ölkrise geschockt. Die vom Club
of Rome erkannten „Grenzen des Wachs-
tums“ wurden für viele Menschen sichtbar.
Die Benzinpreise stiegen drastisch; es gab
autofreie Sonntage. Das verknappte Öl ver-
deutlichte die Abhängigkeit von natürli-
chen Ressourcen und von international ver-
flochtenen Wirtschaftsstrukturen. Die so
genannte „Energiekrise“ erreichte die hoch
entwickelten Industriestaaten gerade zu ei-
ner Zeit, in der die räumlichen Grenzen der
Städte deutlich wurden. Die zunehmenden
Abwanderungen von Einwohnern und Be-
trieben in die Stadtrandbereiche waren Fol-
ge eines wachsenden Wohlstandes aber zu-
gleich auch eine wesentliche Voraussetzung
für weiteres Wirtschaftswachstum.

„Rettet unsere Städte jetzt“ war das Motto
des Deutschen Städtetages zu Beginn der
70er Jahre. Es verstand sich als Hilferuf, eine
Umkehr in der Städtebaupolitik einzu-
leiten. Bis dahin war die bundesdeutsche
Stadtentwicklungspolitik auf den Woh-
nungsneubau fixiert und vernachlässigte zu
sehr den Bestand. Mit dem Städtebauförde-
rungsgesetz wurde die zentrale Rechts-
grundlage für die Erneuerung der Städte als
Gemeinschaftsaufgabe von Bund, Ländern
und Gemeinden geschaffen. „Städtebau-
liche Missstände“ wurden fortan Gegen-
stand umfassender Förderung. Weitere
Gesetzeswerke zielten auf die verstärkte
Modernisierung des Gebäudebestandes,
insbesondere mit dem Ziel der Energieein-
sparung. Zugleich wurde erkannt, dass die
langfristige Entwicklung nur durch Stär-
kung der Stadtforschung gesteuert werden
kann. Diese Einschätzung führte zur Grün-
dung von Städtebauinstituten, zu kommu-
nalen Stadtentwicklungsämtern und zu
neuen interdisziplinären Ausbildungskon-
zepten im Städtebau.

In der DDR stand die „Lösung der Woh-
nungsfrage“ auf der Tagesordnung. Zu Be-
ginn der 70er Jahre setzte die Staatsführung
das ehrgeizige Ziel, den gesellschaftlichen
Wohnraumbedarf bis 1990 zu decken. Und
tatsächlich erreichte die Wohnungsneubau-
tätigkeit während dieses Jahrzehnts das
höchste Niveau der DDR-Geschichte. Im
Zuge des industriellen Bauens wurden ins-
gesamt über 2,1 Mio. Wohnungen errichtet.
Dieser Kraftakt war jedoch nur um den Preis
möglich, die wirtschaftlichen Ressourcen
vollständig auf den Neubau zu konzentrie-
ren und zugleich jegliche Möglichkeit zur
Minimierung des Bauaufwands auszu-
schöpfen. Der früher beabsichtigte flächen-
hafte Abriss von Altstadtkernen wurde vor
diesem Hintergrund auf die Zeit nach 1980
vertagt. Der Wohnungsneubau konzentrier-
te sich am Stadtrand.

Die Rückbesinnung auf städtische Qualitä-
ten kennzeichnete im Bundesgebiet die ge-
wandelte Wertschätzung der alten, bisher
vernachlässigten Stadtquartiere. Die be-
klagte Unwirtlichkeit der Städte – vornehm-
lich der Neubausiedlungen am Stadtrand –
war zugleich Motiv für die Revitalisierung
der Altbauquartiere. Neben der techni-
schen Modernisierung der Bausubstanz
stand die gesellschaftliche Aufwertung der
innerstädtischen Stadtteile im Vorder-
grund. Nun galt nicht länger die „störungs-
freie Trennung“ städtischer Funktionen,

Im Zuge einer expan-
siven Stadtentwicklung
entstanden neue Stadt-
teile und neue Städte.

Konjunkturkrisen und
Stadtrandwanderung
im Westen – Forcierte
Industrialisierung und
Primat des Wohnungs-
neubaus im Osten

Renaissance städte-
baulicher Dichte
in den Innenstädten und
an den Stadträndern
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sondern die lebendige Mischung als Ziel
der Stadtentwicklungspolitik. Städtebauli-
che Dichte wurde als unverzichtbar für
städtische Lebensweisen wiederentdeckt.

Der Beginn der Stadterneuerungsphase im
Westen war durch eine eher flächenhafte,
durchgreifende Sanierung im größeren
Maßstab geprägt. Blockweise wurden
Wohngebäude abgerissen und an ihrer Stel-
le neue gebaut. In einzelnen westdeutschen
Großstädten und in Westberlin machten
„Hausinstandbesetzungen“ auf Politikdefi-
zite hinsichtlich eines sozial verantwort-
lichen Umgangs mit dem Wohnungsbe-
stand aufmerksam. Auch viele Innenstädte
blieben nicht von diesen „Modernisie-
rungsoffensiven“ durchgreifender Sanie-

rung verschont. Historische Stadtstruktu-
ren sind vielerorts verschwunden. Dort wo
einzelnen Objekte als Zeugnisse vergange-
ner Baukultur gerettet wurden, ist die Radi-
kalität des Eingriffes in vorhandene Stadt-
strukturen heute noch sichtbar.

Im Laufe des Jahrzehnts gab es aber in zahl-
reichen Städten bereits Ansätze für eine be-
hutsame Stadterneuerung unter Wahrung
des kulturhistorischen Erbes und traditio-
neller Architekturformen sowie zur Siche-
rung stabiler Nachbarschaften. Seit dieser
Zeit erlangte auch der städtebauliche Denk-
malschutz wachsende Bedeutung. Die be-
standserhaltende Erneuerung der west-
deutschen Innenstädte wurde in vielen
Fällen durch die Einrichtung von Fußgän-
gerzonen sowie durch die Schaffung neuer
Autostellplätze in Parkhäusern und Tiefga-
ragen ergänzt und abgesichert.

In der DDR bestand die Kehrseite des auf
Neubau fixierten Städtebaus darin, dass die
Altbausubstanz völlig vernachlässigt wur-
de. Erhalt und Sanierung der Altbauquar-
tiere oder eine Innenentwicklung der Städte
blieben faktisch aus. Die Neubauprojekte
wurden nunmehr fast ausschließlich am
Stadtrand realisiert. Die Logik der Bauauf-
wandsreduzierung hatte neben einer dras-
tischen Verdichtung der Wohngebiete und
der Rücknahme städtebaulicher Qualitäten
zur Folge, dass die Ausstattung der Wohn-
quartiere und der Wohngebäude immer be-
scheidener wurde.

4.4 Stadtumbau in den 80er Jahren

Der wirtschaftliche Strukturwandel in der
Bundesrepublik brachte tiefgreifende Ver-
änderungen in der Gesellschaft, Arbeits-,
Wohn- und Freizeitwelt mit sich. Infolge
weitreichender Rationalisierung und Auto-
matisierung des produzierenden Gewer-
bes verfestigte sich eine beträchtliche Lang-
zeitarbeitslosigkeit. Im expandierenden
Dienstleistungssektor etablierten sich neue
Erwerbs- und Berufsfelder. Die Bevölke-
rungsentwicklung stagnierte, und eine ver-
stärkte Alterung der Gesellschaft wurde of-
fenkundig. Der Anteil kleiner Haushalte mit
ein bis zwei Personen nahm insbesondere
in den Großstädten zu.

Vor diesem Hintergrund veränderte sich
auch das Wohn- und Freizeitverhalten. Die
Wohnwünsche der Bundesbürger richteten
sich vermehrt auf das Eigenheim im Grü-
nen. Vereinzelte Wohnungsleerstände wur-
den zum Anlass genommen, den öffentlich

Leipzig-Grünau:
Neubaugebiet für 100 000 Menschen (1976–1988)

Bonn – Bad Godesberg:
Flächenhafter Ersatzneubau und Fußgängerzone

Wirtschaftlicher und
demographischer
Strukturwandel zieht
soziale und politischen
Konsequenzen nach
sich.
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Lingen:
Altstadtsanierung

Görlitz:
Bauschäden

im Althausbestand

geförderten Mietwohnungsneubau einzu-
schränken und die Eigenheimförderung
auszuweiten. Auch die DDR verzeichnete
an einzelnen Schwerpunkten des Woh-
nungsbaus Wanderungsverluste (z.B. in
Karl-Marx-Stadt, heute: Chemnitz). Die Ver-
änderungen in der Arbeitswelt verlangten
den Erwerbstätigen mehr Mobilität ab.
Auch veränderte Freizeitgewohnheiten
führten zu erhöhtem Verkehrsaufkommen.

Die politischen Antworten auf die Heraus-
forderungen der 80er Jahre konzentrierten
sich im Westen auf staatliche Investitions-
und Beschäftigungsförderung, vor allem
in Form steuerlicher Anreize. Diese Maß-
nahmen entlasteten vornehmlich die
dynamischen Wirtschaftsakteure. In der
Wohnungspolitik wurden die Akzente zu-
gunsten der Eigentumsbildung, insbeson-
dere der Eigenheimförderung verschoben.
Demgegenüber orientierte sich die Städte-
baupolitik vorrangig auf die Innenentwick-
lung der Städte. Die Städtebauförderung
von Bund und Ländern stellte die Erneue-
rung der Altbauquartiere in den Mittel-
punkt; punktuell wurde sie aber auch auf
die Nachbesserung von Großwohnsiedlun-
gen ausgeweitet.

Die bundesdeutschen Kommunen versuch-
ten zu dieser Zeit einen Spagat zwischen
erhaltender Stadterneuerung in ihren Be-
standsquartieren einerseits und der Errich-
tung neuer Eigenheimgebiete andererseits.
Mit dieser Doppelstrategie sollten einkom-
menskräftige Bevölkerungsgruppen in den
Städten gehalten bzw. aus dem Stadtum-
land zurückgewonnen werden. Unter dem
Eindruck stagnierender Wirtschafts- und
Bevölkerungsentwicklung sowie eines ge-
schärften Umweltbewusstseins erhielten
Elemente einer ökologisch orientierten
Stadtentwicklung zunehmende Bedeutung:
Innenentwicklung durch Bestandserhalt
und Umnutzung von Brachflächen vor
Außenentwicklung, Verringerung der Sied-
lungserweiterung und flächensparende
Städtebaukonzepte im Fall unvermeidbarer
Neubauvorhaben. Auch in der DDR verän-
derten sich langsam die Wertevorstellun-
gen. So gewannen gewachsene Stadtstruk-
turen infolge neuerer stadtsoziologischer
und städtebaulicher Forschungen an Wert-
schätzung. In der Praxis blieben notwen-
dige Instandsetzungsmaßnahmen jedoch
weitgehend aus.

In der bundesdeutschen Städtebaupraxis
der 80er Jahre war das vorläufige Ende der
Großwohnsiedlungen am Stadtrand ge-

kommen. An ihre Stelle traten kleinere Pro-
jekte des verdichteten Einfamilienhaus-
baus, zumeist in Form zwei- bis drei-
geschossiger Reihenhäuser auf kleinen
Grundstücken. In den Altbauquartieren
wurden die Ansätze der Flächensanierung
aufgegeben und durch Konzepte der behut-
samen Stadterneuerung abgelöst. Nun
standen der Erhalt und die Erneuerung vor-
handener Bausubstanz sowie ergänzende
Neubauten in Baulücken im Vordergrund.
Seit dieser Zeit wurden auch verstärkt Miet-
wohnungen in Eigentumswohnungen um-
gewandelt.

Die Bestandsorientierung ging mit ver-
stärktem Bürgerengagement einher. Dieses
drückte sich nicht mehr nur in förmlicher
Bürgerbeteiligung gemäß Baugesetzbuch
aus, sondern zunehmend auch in informel-
len Beteiligungsformen. Weiterhin etablier-

Rückbesinnung
auf alte Stadtquartiere
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ten sich gerade in den Großstädten zahlrei-
che Bewohnerprojekte, die neue Formen
des gemeinschaftlichen und generationen-
übergreifenden Wohnens sowie der klein-
räumigen Verbindung von Arbeiten und
Wohnen erproben.

In der DDR spitzte sich die Logik der Auf-
wandsminimierung im Neubau und der
Altbauvernachlässigung weiter zu. Die
Qualitäten im Städtebau und Wohnungs-
bau wurden noch weiter auf ein Mindest-
maß der Grundausstattung und -versor-
gung zurückgenommen, so dass zahlreiche
Neubaugebiete unfertig blieben (z.B. Ber-
lin-Hellersdorf). Zugleich wurde der Verfall
der Altbausubstanz offenkundig. Ganze
Quartiere wurden aus Sicherheitsgründen
gesperrt; in einigen Fällen kam es zu flä-
chenhaftem Abriss alter Bausubstanz und
Ersatzneubau in Plattenbauweise.

Bis in die 80er Jahre hinein hatten sich in
der ost- und westdeutschen Bevölkerung
deutlich unterschiedliche Wertschätzungen
gegenüber Altbauquartieren und Neubau-
gebieten herausgebildet. In der DDR wurde
das Wohnen in großen Neubaugebieten
aufgrund des vernachlässigten Bauzu-
stands in den Altbauten eher positiv bewer-
tet. Demgegenüber hatte sich im Westen
während der 70er und 80er Jahre eine grö-
ßere Wertschätzung für das Wohnen im mo-
dernisierten Altbau entwickelt.

4.5 Vielschichtige Stadtentwicklung
in den 90er Jahren

Die 90er Jahre sind entscheidend geprägt
durch die zunehmende Globalisierung der
Wirtschaftsmärkte. Nicht zuletzt die Öff-
nung des Ostblocks führt zu neuen Absatz-
märkten einerseits und zu neuen Konkur-
renzen für Produkte und Dienstleistungen
am Weltmarkt andererseits. Die Öffnung
der Märkte korrespondiert mit der fort-
schreitenden europäischen Integration und
anhaltender Zuwanderung nach Deutsch-
land, nicht zuletzt aus dem ehemaligen Ost-
block. Zunehmend multikulturell zusam-
mengesetzte Bewohnerschaften prägen das
Leben in deutschen Städten. Diese Ent-
wicklung wird überlagert durch erhebliche
Veränderungen in der demographischen
Zusammensetzung. Anhaltend hohe Ar-
beitslosigkeit führt zu einer steigenden so-
zialen Polarisierung in einzelnen Stadttei-
len.

Eine historisch einmalige Herausforderung
an Politik und Gesellschaft stellt die deut-
sche Vereinigung zu Beginn der 90er Jahre
dar. Nach 40 Jahren Trennung und Zugehö-
rigkeit zu unterschiedlichen Gesellschafts-
systemen ging es vor allem um die Anglei-
chung der Lebensverhältnisse in beiden
Teilen Deutschlands. Zahlreiche Gesetzes-
werke mussten auf die anders gelagerten
Probleme der ostdeutschen Städte übertra-
gen werden; neue Gesetze (z.B. Investi-
tions- und Maßnahmengesetz) wurden für
die besonderen Aufgaben zur Bewältigung
der Anpassungsprozesse entwickelt. Die
städtebauliche Entwicklung wurde außer-
dem durch erhebliche steuerliche Anreize
für Investoren (Gemeinschaftswerk Aufbau
Ost) geprägt. Nicht zuletzt waren grund-
sätzliche Probleme bei der Überleitung von
Volkseigentum an Gebäuden und Boden in
Privateigentum zu lösen. Die Rückgabean-
sprüche früherer Eigentümer und die ent-
sprechende Vermögenszuordnung haben

Rostock – Innenstadt:
Ersatzneubau in
Plattenbauweise
mit Sonderelementen

Bonn:
Zentrum im Neubaugebiet
Brüser Berg
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die Stadtentwicklungsprozesse in den neu-
en Bundesländern wesentlich beeinflußt.

Die dominierende Leitorientierung der 90er
Jahre lautet nachhaltige Stadtentwicklung.
Entsprechende Wertevorstellungen können
an ein in den 80er Jahren entwickeltes Um-
weltbewusstsein anknüpfen. Dabei kon-
zentrieren sich die Ziele nicht nur auf kon-
sequente Ressourceneinsparung, sondern
schließen auch die bewusste Verantwor-
tung für die nachfolgenden Generationen
und für die Solidarität mit allen Menschen
auf der Erde ein. Die Herausforderung, Um-
weltbelange (Rio-Konferenz, Agenda 21)
und Stadtentwicklung (Istanbul-Konferenz,
Habitat Agenda) zusammenzuführen,
kennzeichnet die komplizierten Aufgaben
auf kommunaler Ebene, Zielkonflikte zwi-
schen ökonomischen, ökologischen und
sozialen Interessen abzubauen und sie zu
zukunftsfähigen Überlebensstrategien zu
bündeln. Im Mittelpunkt der städtebauli-
chen Anstrengungen in den neuen Bundes-
ländern stand die Sicherung und Verbesse-
rung des großen Wohnungsbestandes in
den sog. „Plattenbausiedlungen“ sowie die
Revitalisierung der Innenstädte.

Die erkennbaren Folgen einer auch in den
90er Jahren fortschreitenden Zersiedlung
des städtischen Umlandes durch neue
Wohngebiete, insbesondere mit flächenin-
tensiven Eigenheimen sowie durch neue
Gewerbegebiete und großflächige Einzel-
handelszentren löst ein Umdenken aus. In
vielen Städten wird jetzt dem Stadtumbau
Vorrang vor dem Neubau auf der „grünen
Wiese“ eingeräumt. Zahlreiche Praxisbei-
spiele für zivile Wiedernutzung von Militär-
flächen oder für die Umnutzung von Indu-
striebrachen verdeutlichen das Potenzial,
das in einem konsequenten Stadtumbau
liegt. Die Reaktivierung von Brachen stößt
dabei weniger an technische Grenzen bei
der Sanierung von Altlasten, sondern wei-
terhin an politische Grenzen einer privaten
Verfügung über Grund und Boden.

Stralsund:
Neues Einfamilienhausgebiet

Meißen:
Revitalisierung der Innenstadt
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Im Folgenden werden acht ausgewählte
Aufgaben der Stadtentwicklung und des
Städtebaus in Deutschland vorgestellt. Es
handelt sich um eine bewusste Auswahl von
Themen, die in den letzten Jahren und Jahr-
zehnten die städtebauliche Praxis und Dis-
kussion bestimmt haben und die auch heu-
te noch zu den wichtigen Aufgaben in
nahezu allen deutschen Städten zählen. Die
Themenauswahl folgt einerseits einem eher
räumlichen Zugang. Mit der Innenstadt
wird beispielsweise ein ganz zentraler
Stadtraum thematisiert. Die Auswahl folgt
andererseits auch wichtigen sektoralen
Aspekten der Stadtentwicklung. So hat der
Stadtverkehr die Entwicklung der Städte in
den letzten Jahren ganz wesentlich be-
stimmt, und er wird umgekehrt durch die
Stadtentwicklung beeinflusst. Zwischen
den einzelnen Aufgaben gibt es vielfältige
Berührungspunkte und Überschneidun-
gen.

In diesem Abschnitt geht es darum, verän-
derte Aufgabenstellungen, Ziele und Her-
angehensweisen in der Städtebaupraxis der
letzten Jahre bis in die heutige Zeit darzu-
stellen und damit den „Stand der Dinge“
aufzubereiten. Bis zur deutschen Vereini-
gung hatten einige Aufgaben einen durch-
aus unterschiedlichen Stellenwert in west-
und ostdeutschen Städten. Die beiden
Gesellschaftssysteme und unterschiedliche
Werthaltungen spiegeln sich in der Art und
Weise wider, in der die Aufgaben bis dahin
bewältigt wurden. Heute stellt sich die
Ausgangssituation immer noch unter-
schiedlich dar, doch haben sich die Heran-
gehensweisen der kommunalen Entschei-
dungsträger in West und Ost inzwischen
angenähert. Über die hier angesprochenen
Themen hinaus werden neue städtebau-
liche Herausforderungen sichtbar; diese
werden im abschließenden Kapitel 6 kurz
skizziert.

5 Ausgewählte Aufgaben von Stadtentwicklung und Städtebau

Historie     *Geschichte und Einzigarbeitkeit
Innenstädte sind (historisch) einzigartig, Bewohner können dies in Bauwerken, Stadtgrundrissen
und Nutzungsstrukturen ablesen und erfahren.

Städtebau    . Konzentration, Dichte und Masse
Die bauliche, räumliche und funktionale Verdichtung von Aktivitäten und Informationen in der
Innenstadt ist Voraussetzung für Urbanität und Attraktivität.

Funktion    1Nutzungsvielfalt und Nutzungsmischung
Die Nutzungen Wohnen, Arbeiten, Versorgen und Freizeit sind untereinander gemischt und weisen
innerhalb ihrer Funktion eine Vielfalt auf.�

Verkehr
Voraussetzung für Kommunikation, Konzentration, Mischung, Vielfalt und Öffentlichkeit in der
Innenstadt ist ein leistungsfähiges Verkehrssystem, bestehend aus öffentlichem Nahverkehr
und Individualverkehr.�

Region $Attraktivität und Ausstrahlung
Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Bedeutung der Innenstadt hängt von ihrer Größe und
Zentralität ab und reicht entsprechend ihrer Bedeutung in die Region hinein.

Ökonomie 0Markt und Wirtschaft
Der tertiäre Sektor, dabei besonders der Einzelhandel, stellt die "Leitfunktion" für die Innenstadt dar.

Politik              Öffentlichkeit und Darstellung
Die Innenstadt ist der öffentliche Raum, in dem sich gesellschaftlich relevante Einrichtungen
konzentrieren und gesellschaftliche sowie individuelle Aktivitäten stattfinden können. Da die
Innenstadt ein Raum mit extrem großer Öffentlichkeit ist, kristallisieren sich hier auch die großen
gesellschaftlichen Widersprüche.

Veränderung   Dynamik
Immer kürzere Produktzyklen und wirtschaftliche Reinvestitionsräume bewirken eine permanente
Veränderung von baulicher Gestalt und funktionaler Mischung des Stadtkerns.

Erreichbarkeit

Aspekt Merkmale der multifunktionalen Stadt

Quelle: nach Hatzfeld (1994), S. 182 f.����I� ã�%BBR Bonn 2000�����

Tabelle 6
Merkmale der Innenstadt
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5.1 Entwicklung von Innenstädten
und Stadtteilzentren

Innenstädte haben im Stadtgefüge eine be-
sondere Bedeutung. Über ihren meist histo-
rischen Stadtkern und ihr äußeres Erschei-
nungsbild gewinnen viele Städte ihr jeweils
eigenes unverwechselbares Profil und bie-
ten Möglichkeiten der Identifikation. Sie
sind durch Urbanität, Nutzungsvielfalt und
damit verbundene Lebendigkeit gekenn-
zeichnet. Innenstädte sind (noch immer)
wesentlicher Ort des Handels, zentraler Ort
der Kommunikation und wichtiger Stand-
ort für Dienstleistungen und kulturelle Ein-
richtungen. Sie bieten zahlreiche Arbeits-
plätze und sind ein häufig begehrter
Wohnstandort. Sie zeichnen sich in der Re-
gel durch eine hohe Aufenthaltsqualität
aus.

Unterschiedliche Entwicklung in West-
und Ostdeutschland bis zur Vereinigung

Unterschiede gibt es zwischen den Innen-
städten in West- und Ostdeutschland. In
den alten Ländern wanderte die Wohnbe-
völkerung bereits seit den 60er Jahren an
den Stadtrand und in das Umland. Auch
störendes Gewerbe und Industrie wurde in

Westdeutschland bereits unlängst aus den
Innenstädten ausgelagert. In einem weite-
ren Schub der Suburbanisierung folgt seit
einigen Jahren der Handel mit der Ansied-
lung großflächiger Einkaufs- und Freizeit-
einrichtungen im Außenbereich. Inzwi-
schen werden diese Funktionsverluste für
die Innenstädte auch in Westdeutschland
als bedrohend wahrgenommen und haben
zu vielfältigen Aktivitäten zur Erhaltung
und Entwicklung von lebendigen Innen-
städten geführt.

In Ostdeutschland hat es bis zur Wiederver-
einigung keine vergleichbare Entwicklung
gegeben. Viele Innenstädte wurden vom
baulichen Verfall bedroht. Die schlechte
Bausubstanz und die zunächst ungeklärten
Eigentumsverhältnisse waren in den ersten
Jahren nach der Wiedervereinigung zwei
wichtige Ursachen dafür, dass in den
Innenstädten Ostdeutschlands der Auf-
schwung bei Handel, Dienstleistungen und
städtischer Infrastruktur nur langsam vor-
ankam. In den ostdeutschen Innenstädten
ist es nach der Wiedervereinigung zu einem
erheblichen Funktionsverlust gekommen.
Die Konkurrenz durch Einzelhandelsunter-
nehmen auf der grünen Wiese ist hier be-
sonders ausgeprägt und hat die Entwick-
lungschancen der Innenstädte in den
letzten Jahren erheblich beeinträchtigt.

In Westdeutschland drohen also Gefahren
für die Erhaltung und Entwicklung lebendi-
ger Innenstädte und Stadtteilzentren, in
Ostdeutschland für ihren Aufbau. Die be-
sondere Stellung der Innenstädte ist in West
und Ost immer wieder gefährdet. Wohn-
nutzungen können aufgrund der hohen
Grundstücks- und Mietpreise in den Innen-
städten nur begrenzt gehalten werden. Bü-
ronutzungen sind rentabler und setzen sich
durch. Gleichzeitig haben die Innenstädte
in den letzten Jahren an ihrer Einkaufsat-
traktivität eingebüßt. Die Konkurrenz der
dezentralen Standorte ist groß. Neue Be-
triebsformen im Einzelhandel wie Fach-
und Verbrauchermärkte lassen sich in den
Innenstädten nur schwer integrieren. Ver-
ödungstendenzen mit einhergehenden
Niveauverlusten im Angebot sind für zahl-
reiche Innenstädte die Folge. Besondere
Probleme bereiten weiterhin die zuneh-
menden Verkehrsbelastungen in den In-
nenstädten.

Bremen: Innenstadt

Noch haben die Innen-
städte eine heraus-
gehobene Stellung im
Stadtgefüge. Deshalb
wird auf ihre Entwick-
lung ein besonderes
Augenmerk gerichtet.
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Vielfältige Strategien
zur Stärkung der Innenstädte

Seit vielen Jahren sind die Aktivitäten der
Stadtplanung und Stadtentwicklung in be-
sonderer Weise auf die Innenstädte gerich-
tet. An einer Aufwertung der Innenstädte
wurde in den letzten Jahren immer wieder
gearbeitet. Angefangen von der Einrichtung
von Fußgängerzonen über die erhaltende
Stadterneuerung gab es in Westdeutschland
bereits in den 70er und 80er Jahren zahlrei-
che Ansätze, die Situation in den Innen-
städten zu verbessern.

Heute gibt es vielfältige Initiativen und Vor-
schläge zur Stärkung der Innenstädte. Kom-
munale Spitzenverbände, Handelsverbän-
de oder die zuständigen Ministerien auf
Bundes- oder Landesebene sind gemein-
sam der Auffassung, dass die zukünftige Ge-
staltung unserer Städte ganz entscheidend
von der Entwicklung der Innenstädte und
Stadtteilzentren abhängig ist. Dabei setzen
lebendige Innenstädte einen funktionie-
renden Handel voraus. Die Stärkung der
Wohnfunktion und die Umsetzung von in-
nenstadtverträglichen Verkehrskonzepten
sind weitere Voraussetzungen für die Ent-
wicklung der Innenstädte. Das baukulturel-
le Erbe und die Vielfalt des kulturellen An-
gebots bereichern die Innenstadt und sind
wesentliche Ansatzpunkte für eine Innen-
stadtpolitik. Besucher und Bewohner sollen
sich in den Innenstädten sicher fühlen. Wei-
terhin wird davon ausgegangen, dass eine
intensivere Nutzungsmischung zu einer
Stabilisierung der Innenstädte beitragen
kann.

Zur Lösung dieser Aufgaben für die Ent-
wicklung der Innenstädte und Stadtteilzen-
tren werden u.a. empfohlen:

• Konzepte für die Entwicklung der Innen-
stadt- und Stadtteilzentren, die in ein
Zentrenkonzept für die Gesamtstadt ein-
gebunden sind. Solche Zentrenkonzepte
bilden eine Grundlage für die Beurtei-
lung von städtebaulichen Vorhaben und
zusammen mit einem Stadtentwick-
lungsplan einen Rahmen für die Bauleit-
planung.

• Kommunalpolitische Beschlüsse zu den
Zentrenkonzepten, die dann verfahrens-
mäßig wie organisatorisch umgesetzt
werden müssen. Hierbei ist ein intra-
und interkommunal abgestimmtes
und moderiertes Abstimmungsverfah-
ren hilfreich (Bildung so genannter
„Runder Tische“).

• Aufstellung eines Masterplans als Pla-
nungs- und Planumsetzungsinstrument
mit Kosten- und Finanzierungsübersich-
ten. Dies kann die weitere Grundlage für
abgestimmtes öffentliches und privates
Handeln sein („Public-Private-Part-
nership“).

• Stadtmarketingkonzepte, die zum abge-
stimmten individuellen Handeln auf der
Basis gemeinsamer Ziele beitragen kön-
nen. Solche Konzepte dienen einer effi-
zienten Zusammenarbeit zwischen Poli-
tik, Verwaltung und Wirtschaft und
verbessern die Außendarstellung von
Stadt und Region.

Im Mai 1998 wurde vom Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen
und Städtebau gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbänden und Ver-
tretern aus Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft eine „Initiative Pro In-
nenstadt“ erarbeitet. Sie enthält Thesen und Handlungsansätze zur Erhaltung
von Innenstadtfunktionen und Innenstadtentwicklung.

1. Die Vielfalt der Städte und Stadtbilder spiegelt die Qualität des Stand-
ortes Deutschland wider.

2. Die Gestaltung der Zukunft unserer Städte und damit die Gestaltung
der Zukunft Deutschlands hängt entscheidend von der Entwicklung der
Innenstädte (und Stadtteilzentren) ab.

3. Stärkere Nutzungsmischung stabilisiert die Innenstädte.
4. Lebendige Städte setzen einen funktionierenden Handel voraus – der

Handel in den Städten braucht ein Umfeld mit Wohn- und Lebensqualität.
5. Die Stärkung der Wohnfunktion ist unabdingbare Voraussetzung für

lebendige Innenstädte.
6. Die Städte benötigen nutzerfreundliche, innenstadtverträgliche Verkehrs-

konzepte.
7. Bahnhöfe und deren Umfeld können wesentliche Impulse für eine nach-

haltige Stadtentwicklung setzen.
8. Die Menschen müssen sich in den Innenstädten sicher fühlen.
9. Das baukulturelle Erbe und die Vielfalt des kulturellen Angebotes

bereichern die Innenstadt.
10. Stadt und Region sind aufeinander angewiesen.

© BBR Bonn 2000 Quelle: verändert nach MSKS Stadtentwicklung 1/96
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Probleme in den Innenstädten Mitte der 90er Jahre
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5.2 Stadterneuerung in inner-
städtischen Altbauquartieren

Behutsame Stadterneuerung in innerstädti-
schen Altbauquartieren ist eine Aufgabe der
städtebaulichen Innenentwicklung, die auf
den Erhalt, die Pflege und die Modernisie-
rung des Bestandes ausgerichtet ist. Im
Westen Deutschlands hat die Politik der
Stadterneuerung eine langjährige Traditi-
on, nach dem Beitritt wurden auch die neu-
en Länder einbezogen. Aus Gründen eines
umwelt- und sozialverträglichen Städte-
baus ist es sinnvoll, vorhandene Bausub-
stanz zu pflegen und so die Nutzbarkeit des
Bestandes zu gewährleisten. Die im Rah-
men behutsamer Stadterneuerung entwor-
fenen Nutzungs- und Handlungskonzepte
sollen zu einer sozial- und umweltverträgli-
chen Entwicklung der Quartiere beitragen.
Die planerischen Strategien vor Ort bezie-
hen nicht nur bauliche Maßnahmen, son-
dern beispielsweise auch Maßnahmen aus
dem sozialen, beschäftigungspolitischen
oder kulturellen Bereich mit ein. Es handelt
sich somit um integrierte Ansätze.

Stadtstrukturelle Zielvorstellung ist es heu-
te, gemischte Strukturen zu erhalten oder
aber über Maßnahmen des Stadtumbaus zu
beleben, um so beispielsweise ein kleinräu-
miges Nebeneinander der Funktionen
Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Bildung,
Soziales, Freizeit und Kultur zu ermög-
lichen. Feinkörnige Funktionsmischung
und -anreicherung sollen kurze Wege
zu unterschiedlichen Nutzungen ermög-
lichen.

Bei der Sicherung und Intensivierung der
Wohnnutzung sollte der Erhalt preiswerten
Wohnraums und eine Instandsetzung und
Modernisierung der Wohnungen im Vorder-
grund stehen, die sich an den Interessen der
Nutzer orientiert. Auch ist das Augenmerk
darauf zu richten, ansässige Gewebebetrie-
be vor Ort zu halten bzw. das Kleinhand-
werk zu stabilisieren. Insbesondere in den
innerstädtischen Altbauquartieren der neu-
en Länder ist es nach wie vor wichtig, die
Voraussetzungen für eine wirtschaftliche
Revitalisierung zu schaffen. Ziel verkehr-
licher Neuordnungsmaßnahmen sind flä-
chendeckende Verbesserungen und nicht
aufwendige bauliche Maßnahmen zur Ver-
kehrsberuhigung.

Der Erhalt und die behutsame Erneuerung
städtebaulich wertvoller oder gar denkmal-
werter Bauten oder Gebäudeensembles ist
gerade in den innerstädtischen Altbauquar-
tieren eine wichtige Aufgabe. Das Stadtbild
wird verschönert, und es werden architek-
tonische und städtebauliche Qualitäten ge-
schaffen, die zu den weichen Standortfak-
toren zählen. Beim Erhalt und bei der Pflege
des Bestands sowie bei Umbaumaßnah-
men, also bei Instandsetzung und Moderni-
sierung, sollten die Anforderungen an öko-
logisches Bauen erfüllt werden.

Möglichkeiten baulicher Ergänzung erge-
ben sich durch die Schließung kleinerer
Baulücken, den Ausbau von Dachgeschos-
sen und die Wiederverwertung von Bra-
chen. Bei Quartieren, die im Bestand bereits
kompakt sind, und das ist bei innerstädti-

Ökologische Stadterneuerung Nürnberg Gostenhof-Ost

Vor mehr als einem Jahrzehnt wurde mit dem Projekt der ökologischen Stadter-
neuerung in Nürnberg Gostenhof-Ost begonnen. Bewährte Formen der vereinfach-
ten Sanierung gründerzeitlicher Innenstadtgebiete und ökologische Orientierung
sollten miteinander verbunden werden. In einem offenen Planungsprozess, der
ökologische Inhalte und Projekte zunächst nicht vorgab, sondern gemeinsam mit
den Bürgern entwickeln sollte, wurden alle Lebensbereiche der Bürger des Stadt-
teils zu möglichen Handlungsfeldern erklärt. Neben den klassischen Handlungs-
feldern der Altbaumodernisierung, des Wohnungsneubaus, der Wohnumfeld-
verbesserung, des Stadtgrüns, des Verkehrs, der Ver- und Entsorgung und des
Gewerbes waren die neuen Handlungsfelder Bildung, Kultur/Freizeit, Gesundheit,
soziale Beziehungen und Haushalt/Verbraucherverhalten.

Stadterneuerung Nürnberg Gostenhof-Ost:
Ökologischer Wohn- und Gewerbehof

Stadt Nürnberg, Architekt: J. Eble

Stadterneuerung
bedeutet heute den
behutsamen Umgang
mit der vorhandenen
Bausubstanz. Zugleich
ist die soziale Zusam-
mensetzung in einem
Quartier sowie die
Vielfalt der Funktionen zu
berücksichtigen und zu
erhalten.



59Ausgewählte Aufgaben von Stadtentwicklung und Städtebau

Nordhausen:
Barfüßergasse

vor der Sanierung

Nordhausen:
Barfüßergasse

nach der Sanierung

schen Altbauquartieren häufiger der Fall, ist
es allerdings nicht sinnvoll, jede Baulücke
zu schließen. Statt dessen kann es wichtig
sein, Flächen freizuhalten und über Vernet-
zungen von Grün- und Freiflächen klein-
räumige Klimaverbesserungen zu erzielen.

Im Rahmen der Stadterneuerung werden
heutzutage Handlungsformen praktiziert,
die auf „echten“ Dialog und Kooperation
mit den Betroffenen, Bewohnern und Ge-
werbetreibenden ausgerichtet sind und zur
Mitgestaltung am Erneuerungsprozess ein-
laden. Initiierungs- und Qualifizierungs-
prozesse zum ökologischen Planen und
Bauen sind geeignet, die Mitwirkungsbe-
reitschaft der Betroffenen am umweltver-
träglichen Erneuerungsprozess zu fördern.
Die Planung zeichnet sich in diesem Zu-
sammenhang durch Offenheit, Konsens-
und Prozessorientierung aus. Die Vorge-
hensweise ist kleinteilig und bietet zudem
den Vorteil, dass sich planerische Fehlent-
wicklungen leichter korrigieren lassen.

Es hat sich bewährt, den Stadterneuerungs-
prozess organisatorisch in ein flexibles Pla-
nungs- und Durchführungsmodell einzu-
betten. Das Trägermodell sollte auf die
lokale Situation und die Komplexität des
Erneuerungsbedarfs „zugeschnitten“ sein.

5.3 Stadtumbau auf Brachflächen

In den letzten Jahrzehnten hat sich die
Reaktivierung von innerstädtischen Brach-
flächen zu einer zentralen Aufgabe der
Stadtentwicklung in Deutschland heraus-
gebildet. Innenstadtnahe Brachflächen
sind überwiegend „gebrauchte“, oft
„verwahrloste“ Flächen mit aufgelassenen
Gebäuden, für deren Wiedernutzung bzw.
Umnutzung besondere Aktivitäten erfor-
derlich sind. In nahezu allen deutschen
Städten gibt es inzwischen Beispiele für sol-
che ehemalige Gewerbegebiete oder Indus-
trieanlagen, frühere Militärflächen oder
Verkehrsflächen (ehemalige Bahn- oder
Hafengelände), die heute nicht mehr für ih-
ren ursprünglichen Zweck genutzt werden.
In jüngerer Zeit sind es auch ehemalige
Bürogebäude oder öffentliche Infrastruk-
tureinrichtungen, für die eine Nutzung ge-
sucht wird.

Verschiedene Ursachen für das Entstehen
von Brachflächen

Die Ursachen für das Brachfallen von Flä-
chen liegen einerseits in privatwirtschaft-
lichen Standortentscheidungen (Gewerbe

oder Industrie), andererseits in Standort-
entscheidungen öffentlicher Institutionen
(Militär oder Verkehr).

Gewerbe- und Industriebrachen entstehen
in der Folge des ökonomischen Struktur-
wandels. Dieser führt entweder zur endgül-
tigen Aufgabe bestimmter Produktionsbe-
triebe, besonders in der Textil-, Kohle-,
Eisen- oder Stahlerzeugung, oder aber zu
einer Verlagerung von Betrieben aus den
Innenstädten an den Stadtrand und zuneh-
mend in das Umland. In Westdeutschland
vollzieht sich dieser Strukturwandel seit
den 70er und 80er Jahren, in Ostdeutsch-
land seit der Vereinigung Anfang der 90er

Seit einigen Jahren ist
die Wiedernutzung von
innerstädtischen
Brachflächen eine
zentrale Aufgabe für
die Stadtentwicklung.
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Brandenburg:11

ehemalige Flakkaserne
zum Landesbehörden-
zentrum

1993–1995

rd. 4 ha

Borna:7

ehemalige Brikettfabrik zu
einem gemischt genutzten
Quartier

seit 1994 (erste Wettbe-
werbsstufe abgeschlossen)

rd. 20 ha

Riesa:4

ehemaliges Stahlwerk zu
neuem Industriegebiet

1991–1996

rd. 70 ha

1 Beiträge in Bauwelt (1996) H. 6, S. 2528–2561: Werner, F.: Jedes Ding hat seine Halbwertzeit. Die „Neue Mitte“ von Oberhausen; Albus, V.:
Global Village Oberhausen. Über die Warenwelt in der „Neuen Mitte“;  Gatermann, A.: Eddie goes Emscher. Bericht zur Planungsgeschichte
aus der Sicht der Architekten; Blume, J.:  Oberhausen und der Strukturwandel

2 Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Stadterneuerung in der Industrielandschaft.
Die Landeshauptstadt Düsseldorf. – Düsseldorf 1989

3 Wiegandt, C.-C.: Altlastensanierung und Reaktivierung von Brachflächen. Abstimmung von Sanierungs- und Nutzungskonzepten.
In: ExWoSt-Informationen zum Forschungsfeld „Städtebauliche Erneuerung“ Nr. 10.9, 1994, S. 20–24

4 Stadt Riesa (Hrsg.): Die Umstrukturierung des Stahl- und Walzwerkes Riesa. Bilanzen und Perspektiven. – Riesa 1994
5 Trinkaus, E.: Fallbeispiel Prosper III in Bottrop. Aus einer Zechenbrache wird ein neuer Stadtteil. In: Genske, D.; Noll, H.-P. (Hrsg.):

Brachflächen und Flächenrecycling. – Berlin 1995, S. 253–257
6 Heller, C.: Von der Zechenbrache Minden-Meißen zum hochwertigen Gewerbepark. In: Flagge, I. (Hrsg.): Industriebrachen. Vom Industriepark bis

zum Medienzentrum. – Stuttgart 1990, S. 101–105
7 Stadt Borna (Hrsg.): Städtebaulich-landschaftsplanerischer Ideenwettbewerb Brikettfabrik Witznitz. – Leipzig 1996
8 ExWoSt-Informationen zum Forschungsfeld „Konversion“ Nr. 2, 1993, S. 4–7
9 Bertram, M. und M. Ellesser: Konversion militärischer Liegenschaften am Beispiel der Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme „Bad Cannstatt –

Burgholzhof“. In: Mitteilungen der Landesentwicklungsgesellschaften und Heimstätten (1997) H. 1, S. 31–34
10 Vogel, W.: Hochschulstandort Lüneburg – Chance durch Konversion. In: Mitteilungen der Landesentwicklungsgesellschaften und Heimstätten

(1997) H. 1, S. 28–30
11 Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie des Landes Brandenburg: Jahresbericht Konversion 1995/96 für das Land Brandenburg. –

Potsdam 1996
12 Seestadt Bremerhaven: Sanierung Alter Hafen/Neuer Hafen. Ozean Park. – Bremerhaven o.J.
13 Schröer, C.F.: MediaPark Köln. In: Bauwelt (1996) H. 45, S. 2524–2525
14 Stadt Coesfeld: Rückbau und Umnutzung aufgegebener Bundesbahnflächen in Coesfeld. Abschlussbericht Forschungsfeld Städtebau und Wirt-

schaft. – Coesfeld 1995
15 Schneider, J.: Das Bahnhofsprogramm Brandenburg. In: Standort – Zeitschrift für angewandte Geographie (1997) H. 2, S. 9–18

Tabelle 7
Ausgewählte Beispiele für die Reaktivierung innerstädtischer Brachflächen

Gewerbe- und
Industriebrachen

Bergbaubrachen Militärbrachen Verkehrsbrachen

Oberhausen:1

ehemaliges Stahl- und
Walzwerk Gutehoff-
nungshütte zum Ein-
kaufszentrum CentrO

1988–1996

rd. 100 ha

Bottrop:5

ehemalige Schachtanlage
Prosper III zu gemischtem
Stadtteil mit Mietwohnun-
gen, Einfamilienhäusern,
Gewerbe, Nahversorgung
und Park

1987–1997

rd. 29 ha

Altindustrielle Region

Brachentyp
Regionstyp

Düsseldorf: 2

ehemaliges Oberbilker
Stahlwerk zur
Cityerweiterung östlich
des Hauptbahnhofs

1983–1989

rd. 11 ha

Agglomeration mit hoher

Wettbewerbsfähigkeit

Nordhorn:3

ehemaliges Textilwerk
Povel zu gemischtem
Cityergänzungsgebiet

1986–1997 (weit-
gehend abgeschlossen)

rd. 14 ha

Ländlicher Raum

Neue Länder

Stuttgart:9

ehemalige Flandern-
kaserne zur Wohnanlage
„Burgholzhof“ mit rd.
1 000 WE

seit 1993

rd. 10,5 ha

Köln:13

ehemaliger Güterbahnhof
Gereon zum
MediaPark (Dienstleistun-
gen im Medienbereich,
Kino, Wohnungen)

seit 1988

rd. 20 ha

Lüneburg:10

ehemalige Scharnhorst-
kaserne zum Hochschul-
standort Lüneburg

seit 1991

rd. 13 ha

Bremerhaven:12

ehemaliger Hafen zu
gemischtem Freizeit- und
Wohnbereich

seit 1990

rd. 58 ha

Coesfeld:14

ehemalige Gleisanlagen
zum Gewerbebereich

seit Ende der 80er Jahre

rd. 15 ha

Wittenberge:15

ehemaliges Bahngelände
zur Reservefläche für
bauliche Zwecke

seit 1995

rd. 18 ha

Bremen:8

ehemalige Cambrai-
Kaserne und
Scharnhorstkaserne
zu Wohnungen

1992–1997 (über-
wiegend abgeschlossen)

rd. 13 ha

Minden:6

ehemaliges Betriebs-
gelände der Zeche
Meißen-Dorf zum
Gewerbepark

1985–1990

rd. 8 ha

nicht vorhanden
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Jahre in besonders radikaler Form. In altin-
dustriellen Regionen bzw. strukturschwa-
chen Städten fehlt es meist an Nachfrage für
die aufgegebenen Flächen. Hier kommt es
deshalb häufiger zum Brachfallen der Flä-
chen als in den wirtschaftsstarken Räumen,
in denen sich eine schnellere Nachnutzung
durch die höhere Flächennachfrage ein-
stellt.

Die Standortentscheidungen öffentlicher
Institutionen betrafen in den letzten Jahren
vor allem das Militär. Seit Anfang der 90er
Jahre sind in der Folge der Abrüstung und
Reduzierung der militärischen Streitkräfte
in Ost- und Westdeutschland zahlreiche
Flächen freigeworden. Anfang 2000 handelt
es sich insgesamt um über 400 000 ha
(mehr Fläche als das Saarland mit
257 000 ha), wovon allerdings rund 20 %
der Flächen im Außenbereich der Städte
liegt und damit für die städtebauliche Ent-
wicklung weniger relevant ist. Dennoch ha-
ben die innerstädtischen Kasernengelände
für die Stadtentwicklung eine große Bedeu-
tung. Sie bieten gute Voraussetzungen für
die Schaffung von vielfältigen und lebendi-
gen Stadtquartieren.

In den letzten Jahren haben auch die Ent-
scheidungen in der Folge der Umstrukturie-
rung der Deutschen Bahn zum Entstehen
von Brachflächen beigetragen. In der jüng-
sten Zeit werden umfangreiche Bahnflä-
chen für die Stadtentwicklung frei. In einem
Zeitraum von 15 Jahren will sich die Bahn
von Immobilien im Wert von 13 Mrd. DM
trennen. Außerdem hat die Bahn eine eige-
ne Immobiliengesellschaft gegründet, um
ihre eigenen Flächen möglichst optimal zu
nutzen.

Neben den Bahnflächen sind es seit einigen
Jahren umfangreiche Hafengelände, die
auch im Binnenland in prädestinierten La-
gen am Wasser für eine städtebauliche Ent-
wicklung zur Verfügung stehen, weil sich
neue Hafentechnologien nicht in den alten
innerstadtnahen Häfen realisieren lassen.
Die geplante HafenCity in Hamburg ist
wohl das größte derzeit in Deutschland ge-
plante Projekt zur Reaktivierung eines alten
Hafenbereichs. Schließlich gibt es weiterhin
besondere Dienstleistungen wie beispiels-
weise Messen (Leipzig, München), die an
den Stadtrand verlegt werden und in den
Innenstädten wertvolle Flächen zurücklas-
sen.

Probleme der Wiedernutzung

Probleme bereitet die Wiedernutzung der
Brachflächen in verschiedener Weise:

• Die neuen Nutzungen passen nicht im-
mer zu der alten Bausubstanz,

• das Image der ehemals industriell ge-
nutzten Flächen ist schlecht, oder

• potenzielle Altlasten aus der jahrzehnte-
langen industriellen oder militärischen
Nutzung können eine Wiedernutzung
erschweren.

In unmittelbarer Nachbarschaft zur historischen Innenstadt von Nordhorn ist seit
Mitte der 80er Jahre ein neues gemischt genutztes Stadtquartier auf der Fläche
eines ehemaligen Textilbetriebes entstanden. Über 600 neue Wohnungen und
mehr als 700 Arbeitsplätze befinden sich Anfang 2000 in dem innenstadtnahen
Quartier. Ein Teil der alten Produktionsanlagen musste abgerissen werden, Alt-
lasten wurden in einem mehrjährigen, eigens für den Standort entwickelten Ver-
fahren saniert. Mit der Einbindung von Wasserläufen konnte die Attraktivität des
ehemaligen Industriestandortes gesteigert und das Image des Standorts verbes-
sert werden. Inzwischen hat in Nordhorn das nächste Textilunternehmen seine
Produktion aufgegeben, und ein weitere Brachfläche wird reaktiviert.

Nordhorn-Povel:
Altlastensanierung und

Brachenreaktivierung

Bitterfeld:
Sanierungsarbeiten
bei der Chemie AG
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Quelle: www.gis-ela.de/fatlas/index.html© BBR Bonn 2000

Bauland- und Immobilienpreisen erfolgt
die Um- bzw. Wiedernutzung dieser Brach-
flächen ohne größere kommunale Unter-
stützung. In fast allen Städten und Gemein-
den erfordert sie planerische, finanzielle
und organisatorische Unterstützung durch
die kommunalen, staatlichen und halb-
staatlichen Entscheidungsträger. Dazu ist
es wichtig, dass die Städte Vorstellungen
über geeignete Nachnutzungen entwickeln.

Aufgrund der hohen Siedlungsdichte, aber
auch aufgrund der andauernden Heraus-
forderung, den Außenbereich möglichst
von einer Bebauung freizuhalten, ist die
Brachflächenreaktivierung in Deutschland
eine wichtige Aufgabe der städtebaulichen
Innenentwicklung. Wird die Reaktivierung
der Brachflächen in Westdeutschland be-
reits seit den 70er, verstärkt dann auch in
den 80er Jahren betrieben, so ist sie in
Ostdeutschland erst seit der Wiedervereini-
gung auf der Tagesordnung der städte-
baulichen Aufgaben. Während sich in nahe-
zu allen westdeutschen Städten heute
Brachenprojekte finden lassen und erste
Erfolge zu verzeichnen sind, bereitet die
Wiedernutzung von Brachflächen in Ost-
deutschland noch immer besondere Pro-
bleme. Zum einen fehlt es häufig an ent-
sprechender Nachfrage, zum anderen
waren in den 90er Jahren in einigen Fällen
die Eigentumsfragen ungeklärt, so dass es
einfacher war, am Stadtrand zu investieren.

5.4 Weiterentwicklung
der Großwohnsiedlungen

Mit den Großwohnsiedlungen hat sich seit
dem Zweiten Weltkrieg ein eigenständiger
Gebietstyp herausgebildet, der die Struktu-
ren und Erscheinungsbilder unserer Städte
und Gemeinden wesentlich prägt. Diese
Siedlungen haben große Bedeutung für die
städtebaulichen Entwicklungen in unseren
Städten, und sie leisten wichtige Beiträge
zur Wohnungsversorgung. Im Bundesge-
biet lebt etwa jeder 15. Privathaushalt in
solchen Wohngebieten; in den neuen Bun-
desländern ist es sogar jeder Fünfte.

In der DDR waren die Großwohnsiedlungen
lange Zeit sehr begehrt, da die Neubauwoh-
nungen im Gegensatz zu den vernachläs-
sigten Altbaugebieten technisch recht gut
ausgestattet waren. Die Beliebtheit der
Neubaugebiete in allen Bevölkerungskrei-
sen führte hier zu vielfältig gemischten So-
zialstrukturen. Demgegenüber haben sich
in westdeutschen Großwohnsiedlungen in-
folge von Belegungsbindungen frühzeitig
einseitige Sozialstrukturen herausgebildet.

Viele deutsche Städte
haben mit der systemati-

schen Erhebung von
Bauland-

und speziell Brachflächen-
katastern begonnen.

Ein Beispiel ist
der Flächenatlas Gisela für
den Emscher-Lippe-Raum,

der als Geographisches
Informationssystem

im Internet einsehbar ist.
Die Aufstellung eines

solchen Baulandkatasters
für bebaubare Flächen

wird den Gemeinden
inzwischen auch über
§ 200 Abs. 3 BauGB

ausdrücklich ermöglicht.

• Zudem sind nicht alle Eigentümer bereit,
Brachflächen zu verkaufen. Eine Eini-
gung über den Kaufpreis wird erschwert,
weil mögliche Käufer und Grundstücks-
eigentümer die Nutzungsmöglichkeiten
der alten Gebäudesubstanz oder die Sa-
nierung von Altlasten unterschiedlich
einschätzen.

• Schließlich ist die Konkurrenz von preis-
günstigen Flächen am Stadtrand groß,
die die Wiedernutzung der innerstädti-
schen Flächen erschwert.

Bei den inzwischen reaktivierten Brachflä-
chen sind anstelle der ursprünglichen Nut-
zung heute entweder das Wohnen, andere
gewerbliche Nutzungen, oft Büros, ge-
mischte Nutzungen oder Grünflächen ge-
treten. Nur in wenigen Städten mit hohen

In Ost- und West-
deutschland sind nach
dem Zweiten Weltkrieg
zahlreiche
Großwohnsiedlungen
entstanden. Die nach-
trägliche Beseitigung
von Mängeln und
Defiziten ist eine
wichtige Aufgabe.

Abbildung 23
Brachflächenkataster im

Emscher-Lippe-Raum
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Abbildung 24
Standorte mit Großwohnsiedlungen in Deutschland
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Leipzig-Grünau:
Modernisierte Wohngebäude
im Wohnkomplex 1

Köln-Chorweiler:
Gebietszentrum
aus den 70er Jahren

Bedeutung für den Städtebau

Die idiellen Ursprünge der Großwohnsied-
lungen gehen auf das „Neue Bauen“ der
Zwischenkriegszeit zurück: Funktionstren-
nung, Licht, Luft und Sonne, Durchgrü-
nung, Mobilität, bau- und stadttechnische
Zweckmäßigkeit. Diese Maximen erreich-
ten geradezu universelle Bedeutung. Sie
wurden über die Grenzen der Gesellschafts-
systeme hinweg in der Absicht aufgegriffen,
die Wohn- und Lebensbedingungen großer
Bevölkerungskreise zu verbessern. Mit der
Industrialisierung im Bauwesen entstan-
den technische und wirtschaftliche Voraus-
setzungen, die eine schnelle Lösung der
Wohnungsversorgungsprobleme der Nach-
kriegszeit versprachen. Mitte der 50er Jahre
hatte sich dieser Typus bei neuen Städte-
bauvorhaben weitgehend durchgesetzt:
Großwohnsiedlungen wurden in der DDR
nun ebenso wie in Westdeutschland und in
zahlreichen anderen Staaten errichtet.

Die neuen Wohnsiedlungen wurden zu-
meist von wenigen Großeigentümern, d.h.
von staatlichen, gemeinnützigen und ge-
nossenschaftlichen Wohnungsbauträgern
auf der Grundlage einheitlicher Städtebau-
konzepte als Großprojekte mit mehr als
1 000 Wohnungen errichtet. Heute gibt es
im gesamten Bundesgebiet über 720 sol-
cher Großwohnsiedlungen. Sie haben mit
mehr als 2,3 Mio. Wohnungen einen Anteil
von ca. 7 % am gesamten Wohnungsbe-
stand. Davon entfallen auf die neuen Bun-
desländer allein über 380 Siedlungen mit
mehr als 1,5 Mio. Wohnungen; dies ent-
spricht einem Anteil von ca. 22 % am ost-
deutschen Wohnungsbestand.

In den Großstädten haben die sehr großen
Wohnsiedlungen an den Stadträndern die
jüngere Stadtentwicklung geprägt: So errei-
chen beispielsweise Marzahn und das Mär-
kische Viertel in Berlin, Leipzig-Grünau
oder München-Neuperlach mit weit über
10 000 Wohnungen die Größenordnung ei-
genständiger Städte. In vielen Klein- und
Mittelstädten dominieren Großwohnsied-
lungen die gesamte Stadtentwicklung. Sie
haben hier oft größere Anteile an den Sied-
lungsflächen und Wohnungsbeständen als
Eigenheimgebiete und Altbauquartiere, so
z.B. in Schwedt mit über 90 %, in Hoyers-
werda mit rund 80 %.

Stellenwert in der Stadterneuerung

Nachdem dieser Gebietstyp zunehmend in
die öffentliche Kritik geraten war und in den
westdeutschen Großwohnsiedlungen Woh-
nungen leer standen, kristallisierte sich im
Bundesgebiet Anfang der 80er Jahre die
„Nachbesserung von Großwohnsiedlun-
gen“ als neues Handlungsfeld der Stadter-
neuerung heraus; erste Gebiete wurden Ge-
genstand des experimentellen Wohnungs-
und Städtebaus und der Städtebauförde-
rung. Bei diesen Vorhaben ging es zumeist
noch darum, nachträglich Mängel zu besei-
tigen und Defizite auszugleichen, die be-
reits in der Konzeption oder bei der Reali-
sierung dieser Gebiete angelegt waren.

Nach der deutschen Vereinigung wurde die
„städtebauliche Weiterentwicklung großer
Neubaugebiete in den neuen Ländern“ im
experimentellen Wohnungs- und Städtebau
und in der Städtebauförderung verankert.
Die Entwicklungs- und Förderschwerpunk-
te reichen hier von vorbereitenden Unter-
suchungen und ganzheitlichen Planungen
über Projekte zur Wohnumfeldverbesse-
rung und zum Ausbau der sozialen und kul-
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turellen Infrastruktur bis hin zu Beratungs-
und Beteiligungsmaßnahmen. Seit 1993
haben Bund, Länder und Kommunen in
165 ostdeutschen Großwohnsiedlungen
städtebauliche Maßnahmen gefördert und
hierfür zusammen über 1 Mrd. DM an öf-
fentlichen Finanzmitteln eingesetzt.

In Ergänzung zu den städtebaulichen Maß-
nahmen wurde die bauliche und technische
Erneuerung der Wohngebäude forciert. Un-
terstützt durch ein spezielles Förderpro-
gramm der Kreditanstalt für Wiederaufbau
haben die Wohnungseigentümer mittler-
weile rund 40 % der Wohnungsbestände in
Großwohnsiedlungen in Stand gesetzt und
modernisiert. Durch die quartierbezogene
Kombination von städtebaulichen und
wohnungsbaulichen Maßnahmen konnten
die Wohn- und Lebensbedingungen hier
spürbar verbessert werden.

Aktuelle Probleme und
künftige Herausforderungen

Trotz aller Erneuerungserfolge weisen die
Großwohnsiedlungen immer noch struktu-
relle Probleme auf, die vielschichtige Folge-
probleme für diese Gebiete selbst, für die
benachbarten Stadt- und Landschaftsräu-
me und für die Gesamtstadt mit sich brin-
gen. Die Funktion der Großwohnsiedlun-
gen ist immer noch einseitig auf das
Wohnen ausgerichtet. Häufig fehlt ihnen
jegliche funktionale und gestalterische Ein-
bindung. Die vorhandenen Raumangebote
für Wohnen, Versorgung und Freizeit tragen
den veränderten sozialen und demographi-
schen Anforderungen nicht ausreichend
Rechnung. Die homogenen Großformen er-
schweren Bewohnern wie Besuchern dieser
Gebiete die Überschaubarkeit, Orientie-
rung und Identifikation. Daher werden
noch über viele Jahre hinweg erhebliche
Anstrengungen zur baulichen und städte-
baulichen Erneuerung der Großwohnsied-
lungen nötig sein.

Darüber hinaus erweisen sich die soziale
Stabilisierung, die umweltverträgliche und
ökonomisch tragfähige Weiterentwicklung
der Großwohnsiedlungen zunehmend als
bedeutende Bestandteile einer nachhalti-
gen Stadtentwicklung. Nach den Phasen
der Nachbesserung und städtebaulichen
Weiterentwicklung steht nunmehr die zu-
kunftsbeständige Entwicklung der Groß-
wohnsiedlungen zu eigenständigen und
multifunktionalen Stadtteilen mit räum-
licher Nähe von Wohnen, Arbeiten, Bil-
dung, Versorgung und Freizeitgestaltung

auf der Tagesordnung. Zu den wichtigsten
Herausforderungen der Zukunft gehören:
Funktionsergänzungen, stadträumliche In-
tegration, Entwicklung des Gemeinwesens,
des bürgerschaftlichen Engagements und
der Solidarität zwischen den Sozialgruppen
und Generationen sowie eine zukunfts-
weisende, sozial- und quartiersverträgliche
Lösung von Leerstandsproblemen.

5.5 Entwicklung neuer Stadtquartiere

Während der 80er Jahre hatte die Stadtent-
wicklung in den beiden deutschen Staaten
ganz unterschiedliche Schwerpunkte. In
der DDR wurden die Altbauquartiere wei-
terhin vernachlässigt und immer noch
Großwohnsiedlungen neu- oder weiterge-
baut. In Westdeutschland hatten Innenent-
wicklung und Bestandserneuerung Vorrang
vor der Stadterweiterung erlangt; neue
Großwohnsiedlungen wurden nicht mehr
gebaut. Seit der deutschen Vereinigung wer-
den jedoch in den neuen und alten Bundes-
ländern wieder vermehrt große Neubau-
projekte geplant und realisiert. Solche
neuen Stadtquartiere entstehen z.B. in
Hamburg – Allermöhe West, Berlin – Karow
Nord, Potsdam – Kirchsteigfeld, Bremen -
Hollerland, Freiburg – Rieselfeld.

Städtebauliche Großprojekte –
Stadtquartiere neuer Prägung

Die Grenzöffnungen in Mittel- und Ost-
europa hatten Anfang der 90er Jahre eine
stärkere Zuwanderung nach Deutschland
und Bevölkerungswanderungen aus den
neuen in die alten Bundesländer ausgelöst.
Dadurch nahm der Wohnungsbedarf im
Bundesgebiet generell und in westdeut-
schen Stadtregionen in besonderem Maße
zu. Diese Entwicklung wurde noch durch
steigende Wohnflächenansprüche pro Per-
son verstärkt.

Auf diese Veränderungen reagierte die Bun-
despolitik mit verstärkter Wohnungsbau-
förderung, insbesondere in Form steuer-
licher Anreize. In der Folge stieg die
Neubautätigkeit geradezu sprunghaft. Viele
Kommunen unterstützten diese Entwick-
lung durch eine großzügige Ausweisung
und Erschließung neuer Baugebiete. In der
Folge bildeten sich städtebauliche Groß-
projekte einer neuen Prägung heraus.

Diese neuen Stadtquartiere entstehen in
der Regel am Stadtrand bzw. im Umland
von Großstädten (z.B. in der Großstadt-
region Berlin). Sie dienen in erster Linie der

Seit Anfang
der 90er Jahre stieg
der Wohnungsbedarf.
Deshalb entstanden
in einigen deutschen
Städten neue Stadt-
quartiere am Stadtrand.
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Quelle: eigene Erhebungen des BBR

Tabelle 8
Eine Auswahl von 25 neuen Stadtquartieren aus den 90er Jahren

Maßnahme Größe Anzahl Einwohner Arbeitsplätze  Bauzeit
(in ha) der WE

Berlin-Karow Nord 80 4 819 10 000  bis 1999
Berlin-Buchholz West 2 800  bis 1999
Berlin-Altglienicke 1 520  bis 1999
Berlin Rudow Süd/Trapez 1 710  bis 1999
Berlin Weiße Taube 1 166  bis 1997
Berlin-Marzahn Eisenacher Straße 1 200  bis 1999
Falkensee-Gartenstadt Falkenhöh 35 1 350 z.Z. 2 700 k.A. 1 080 WE fertiggestellt
Stahnsdorf-Schwarzer Pfuhl 33 1 100 z.Z. 250 k.A. 100 WE fertiggestellt,

 Bauzeit bis 2002
Potsdam-Kirchsteigfeld 60 2 500 4 420 Gewerbe vorgesehen 1994 – 2000
Brandenburg-Wohn- und
Gewerbepark Görden 84 1 175 3 000 k.A. k.A.
Bernau-Wohn- und Gewerbe-
fläche Viehtrift 14 2 500 4 500 k.A. realisiert
Bernau-Wohnpark Friedensthal 22 1 700 z.Z. 800 k.A. 454 WE fertiggestellt
Bernau-Barnimer Park 24 1 200 z.Z. 1 020 k.A. 567 WE fertiggestellt
Wildau-Wohnpark Röthegrund 24 1 050 z.Z. 1 200 k.A. 600 WE fertiggestellt
Wustermark-Wohn- und Dienst-
leistungszentrum An der Siedlung 31 1 150 1 840 k.A. 800 WE fertiggestellt
Borkwalde 56 1 500 z.Z. 1 200 k.A. 1991 – 2000
Hannover-Kronsberg 70 3 000 7 000 2 000 bis 3 000  bis 2000; langfristig Erweiterung

 auf 150 ha
Hannover-Steinbruchsfeld 40 1 200 3 500 Mischgebiet m. Ladengruppe  bis 2005
Bremen-Hollerland (Horn-Lehe West) 22 1 400 1996 – 2002
Bremer-Weidedamm 17 1 100 3 000 1997 – 2003
Hamburg-Allermöhe-West 120 5 750 10 000  ab 1995
Münster Gievenbeck-Südwest 93 2 300 4 000 1997 – 2003
München-Messestadt Riem 556 7 000 16 000 13 000 1996 – nach 2005

München-Panzerwiese 100 3 000 5 800 1997 – nach 2005

München-Freiham 292 11 000 22 000 6 000  ab 2000

Potsdam – Kirchsteigfeld:
Kleinteilige Bebauungs-
struktur und vielfältige
Architektur

Wohnungsversorgung, häufig in Kombina-
tion von öffentlich gefördertem und privat
finanziertem Wohnungsbau. Ihnen liegt je-
weils ein städtebauliches Grobkonzept zu
Grunde; oft werden sie als städtebauliche
Entwicklungsmaßnahme durch einen Pro-
jektträger (Privatinvestor, Stadt oder Ent-
wicklungsträger) realisiert. Bei den neuen
Stadtquartieren handelt es sich um Grö-
ßenordnungen von zumeist um die 30 bis

50 ha mit 1 000 bis 2 000 Wohnungen; in
Einzelfällen werden auch Gebietsgrößen
von über 100 ha mit mehreren Tausend
Wohnungen erreicht. In solchen Projekten
werden Investitionen in Milliardenhöhe
über Zeiträume von zehn und mehr Jahren
umgesetzt.

Neue Stadtquartiere – neue Qualitäten?

Für die neuen Stadtquartiere der 90er Jahre
sind z.T. Lehren aus den Erfahrungen mit
den älteren Großwohnsiedlungen gezogen
worden. So sind in der Planungsphase auf-
wändigere und differenziertere Verfahren
zur Einbeziehung der Öffentlichkeit und
Abstimmung zwischen den Projektbeteilig-
ten (z.B. Planungswerkstätten in Viern-
heim-Bannholzgraben) sowie zur Verbesse-
rung der städtebaulichen Gestalt (z.B.
Gestaltungsbeirat in Bocholt-West) durch-
geführt worden. Auch wird eine kleinteili-
gere und vielfältigere Eigentums- und Trä-
gerstruktur angestrebt. Damit verbindet
sich zugleich eine Abkehr von homogenen
Großformen und eine Hinwendung zu
einer vielfältigeren Architektur (z.B. Pots-
dam-Kirchsteigfeld).
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In vielen Fällen entstehen verbesserte
ÖPNV-Anbindungen und günstigere Vor-
aussetzungen für den Fuß- und Radverkehr.
Weitere stadtökologische Belange finden
Berücksichtigung u.a. in Form von Niedrig-
energiebauweisen, verbrauchernaher, ge-
koppelter Wärme- und Stromerzeugung,
erneuerbaren Energien, dezentraler Abwas-
ser- und Abfallverwertung.

Weiterhin werden differenzierte Woh-
nungs- und Versorgungsangebote geschaf-
fen. Durch die quartierbezogene Kombina-
tion unterschiedlicher Eigentums- und
Finanzierungsformen im Geschosswoh-
nungsbau, z.T. aber auch bei Einfamilien-
häusern (z.B. in Hamburg-Allermöhe), wird
das Spektrum der Wohnungsformen deut-
lich erweitert. Außerdem wird eine frühzei-
tige Quartiersausstattung mit Sozial- und
Nahversorgungseinrichtungen angestrebt
(z.B. in Freiburg-Rieselfeld).

Ein wesentliches Merkmal der neuen Stadt-
quartiere liegt in ihren relativ kompakten
Baustrukturen. Gegenüber den offen und
aufgelockert bebauten Wohngebieten in
kleineren Gemeinden und im Stadtumland
erreichen sie mit Geschossflächenzahlen
von 1,0 bis 1,2 vergleichsweise hohe Dich-
ten. Auf diese Weise tragen sie mittelbar zur
Begrenzung des Siedlungsflächenzuwach-
ses bei. In Freiburg werden im Zusammen-
hang mit dem verdichteten Neubauquartier
zwei Drittel des Rieselfeldes unter Land-
schaftsschutz gestellt und so langfristig vor
baulicher Nutzung geschützt.

Konflikt zwischen Bedarfsdeckung
und Ressourcenschutz

Im Vergleich mit älteren Großwohnsiedlun-
gen und jüngeren Eigenheimgebieten sind
für die neuen Stadtquartiere Zugewinne an
städtebaulichen Qualitäten sowie Beiträge
zu vielfältigeren Sozialstrukturen und zum
Abbremsen des Ressourcenverbrauchs zu
konstatieren. Dennoch bleiben auch in die-
sen Fällen zwei wesentliche Anforderungen
einer nachhaltigen Stadtentwicklung weit-
gehend unerfüllt: Zum einen nimmt jedes
neue, noch so kompakte Stadterweite-
rungsvorhaben zusätzliche Landschaftsflä-
che in Anspruch, und zum anderen entste-
hen wieder vorrangig auf das Wohnen
ausgerichtete Siedlungen.

Die Deckung eines wachsenden Wohnflä-
chenbedarfs steht in Konflikt mit dem Ziel
des Ressourcenschutzes. Angesichts dieses
Spannungsverhältnisses sind künftige Be-
darfsschätzungen ständig zu überprüfen.

Freiburg – Rieselfeld:
Kompaktes Stadtquartier

mit Straßenbahnan-
bindung, Dienstleistungen

und Geschäften

Rückblickend ist festzustellen, dass die Zu-
wanderung aus dem Ausland in den vergan-
genen Jahren hinter früheren Annahmen
zurückgeblieben ist. Auch hat sich in den
neuen Bundesländern die Wohnfläche pro
Person nicht mit dem Tempo an das höhere,
westdeutsche Niveau angeglichen, wie An-
fang der 90er Jahre vielfach vermutet wur-
de. Nicht zuletzt ist zu berücksichtigen,
dass zahlreiche Städte und Regionen, ins-
besondere der neuen Bundesländer, Leer-
stände im Wohnungsbestand verzeichnen.

Generelle Schlussfolgerungen aus akuten
Mengenengpässen und allgemeinen Trend-
aussagen dürfen nicht als absolutes Krite-
rium über konkurrierende Ziele wie den
Ressourcenschutz gestellt werden. Viel-
mehr ist eine insgesamt zurückhaltende,
zeitlich verstetigte, örtlich angepasste und
regional ausgleichende Planung neuer
Stadtquartiere vorzuziehen.

Bei aller Vorsicht gegenüber künftigen Be-
darfsschätzungen werden größere Neubau-
projekte in einzelnen Regionen wohl noch
längere Zeit zur Realität gehören. Umso
wichtiger ist es, umwelt- und stadtverträg-
liche Anforderungen durchzusetzen. Inso-
fern sind neue Stadtquartiere auf funktio-
nale, soziale und bauliche Vielfalt hin zu
konzipieren. In diesem Zusammenhang ist
eine Quartiersentwicklung in kleinen räum-
lichen Einheiten und zeitlichen Schritten
erforderlich. Hierzu gehören vielfältige
Eigentums- und Trägerformen ebenso wie
kleinteilige Parzellenstrukturen. Unter sol-
chen Voraussetzungen wird im Gegensatz
zur Starrheit homogener Großstrukturen
eine sukzessive und teilräumliche Anpas-
sung der Stadtquartiere an veränderte Be-
darfe, Nutzungsanforderungen und Verhal-
tensweisen offen gehalten.

Beim Bau dieser
neuen Stadtquartiere
sollten Fehler aus
der Vergangenheit
vermieden werden.
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5.6 Neue Einkaufszentren
und Freizeitgroßanlagen

Bis in die 70er Jahre waren die Innenstädte
in Westdeutschland die eindeutigen Ge-
schäftszentren. In ihnen konzentrierte sich
der höherwertige Einzelhandel, hier befan-
den sich die größten Anteile an Verkaufsflä-
chen, hier wurden die höchsten Umsätze
im Einzelhandel getätigt. Darüber hinaus
gab es in den größeren Städten Stadtteil-
zentren mit einer weiteren Konzentration
im Einzelhandel. Diese Einzelhandels-
standorte sind mit den Wohn- und Arbeits-
bereichen über Jahrzehnte gewachsen und
sind mehr oder weniger in den Stadtteil
integriert.

Neue Standorte am Stadtrand
und im Umland

Die besondere Bedeutung der Innenstädte
und der Stadtteilzentren für den Einzelhan-
del ist in Westdeutschland seit rund 30 Jah-
ren, in Ostdeutschland in rasanter Form seit
der Wiedervereinigung in Veränderung. An
den Rändern der Städte haben sich in den
alten Ländern seit den 60er Jahren große

Verbrauchermärkte angesiedelt. Es werden
überwiegend Lebensmittel angeboten. Seit
Ende der 70er Jahre sind zu diesen Verbrau-
chermärkten sogenannte Fachmärkte hin-
zugekommen. Dies sind großflächige
Fachgeschäfte mit dem Prinzip der Selbst-
bedienung, die auf ein bestimmtes
Warensortiment spezialisiert sind (bei-
spielsweise Möbel- oder Baumärkte). Die
Ansammlung von Verbrauchermärkten und
verschiedenen Fachmärkten führt zu neuen
kleinen Einkaufszentren am Rand bzw. im
Umland der Städte, die meist auf der grü-
nen Wiese liegen und nicht in die traditio-
nellen Stadtstrukturen integriert sind.

Zudem entstehen seit einigen Jahren am
Stadtrand und im Umland – inzwischen
auch in den Innenstädten – sogenannte
Shopping-Center mit mehreren zehntau-
send Quadratmetern. Dabei handelt es sich
um einheitlich geplante, gebaute und ver-
waltete Einkaufszentren „aus einem Guss“
mit mehreren Einzelhandelseinrichtungen.
Sie sind oft durch eine überdachte Ein-
kaufsstraße, eine Mall, zusammengebun-
den, liegen verkehrsgünstig für das Auto
und verfügen über ein großes Parkraum-
angebot.

Abbildung 25
Shopping-Center in Deutschland

Ein großer Teil
des Einzehandels
hat sich in den
letzten Jahren von
der Innenstadt an
den Stadtrand und
in das Umland verlagert.
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In jüngerer Vergangenheit werden in diese
Shopping-Center auch Gastronomie-, Frei-
zeit- und Vegnügungseinrichtungen inte-
griert. Sogenannte „Urban Entertainment-
Center“ sind neue Formen der räumlichen
Konzentration unterschiedlicher Nutzun-
gen in einem einheitlichen Angebotskon-
zept. Hier wird der Einkauf mit Freizeitakti-
vitäten kombiniert. Zahlreiche Läden in
den meist überdachten Zentren treffen auf
eine Erlebnisgastronomie und Unterhal-
tungseinrichtungen. Das stärker einkaufs-
orientierte CentrO in Oberhausen und das
unterhaltungsorientierte SI Stuttgart Inter-
national sind die beiden bekanntesten Bei-
spiele für solche neuen Angebotsformen
außerhalb der bestehenden Zentren.

Eine neue Form von Großprojekten im Ein-
zelhandel sind die so genannten Factory
Outlet Center. Dabei handelt es sich um
einen Zusammenschluss mehrerer Herstel-
ler, die in einer baulich konzentrierten Ein-
richtung ihre Markenartikel vertreiben.
Rund 30 dieser Center sind derzeit in
Planung. Ein erstes Factory Outlet Center
entsteht in Zweibrücken. Diese neuen Ver-
kaufsformen bedeuten eine weitere Gefähr-
dung der Innenstädte.

Generell lassen sich auch bei den Freizeit-
einrichtungen in den letzten Jahren paralle-
le Entwicklungen zu den Einzelhandelsein-
richtungen beobachten. Multiplex-Kinos,
Musical-Theater, Spaß- und Erlebnisbäder
oder Großveranstaltungshallen entstehen
als neue Großeinrichtungen, die ihren
Standort vielfach ebenfalls an den Rändern
oder im Umland der Städte finden.

Vielfältige Ursachen

Die Ursachen für die Veränderungen im
Einzelhandel, aber auch im Freizeitbereich
sind vielschichtig. Sie liegen zum einen in
strukturellen Veränderungen des Einzel-
handels und des Freizeitsektors. Beide Be-
reiche haben ihre mittelständische Struktur
verloren. Mit der Konzentration bei den
Anbietern geht im Einzelhandel eine Zu-
nahme bei den Verkaufsflächen einher.
Filialisierte und großflächige Betriebe be-
stimmen heute das Angebot. Die wirt-
schaftliche Mindestgröße eines Lebensmit-
telgeschäfts ist in den letzten Jahren von 50
auf 700 m2 Verkaufsfläche gestiegen. Auch
die Fachmärkte haben einen hohen Flä-
chenbedarf, der am Stadtrand oder im Um-
land der Städte leichter zu realisieren ist.
Die neue Größe der Handelsbetriebe lässt
sich oft schwer in die kleinteiligen Innen-

städte integrieren. Standardlösungen sind
von den Anbietern gefragt. Große Einkaufs-
zentren an den Stadträndern bzw. außer-
halb der Innenstädte bzw. Stadtteilzentren
sind die Folge. Im Ruhrgebiet liegen 1997
beispielsweise 48 % der Betriebe und 54 %
der Verkaufsfläche auf der grünen Wiese.

Ursachen für die Entwicklung am Stadtrand
liegen zum anderen aber auch in der Sub-
urbanisierung. Ein größerer Teil der Bevöl-
kerung ist aus den Innenstädten ins Um-
land gezogen, der Handel ist nachgezogen.
Verstärkt wird der Trend zur Dezentralisie-
rung im Einzelhandel durch die gestiegene
Mobilität und die veränderten Einkaufsge-
wohnheiten der Kunden.

Mit den neuen meist großflächigen Formen
von Einkaufszentren zieht sich der Handel
aus der Fläche zurück. Die Grundversor-
gung im Nahbereich ist gefährdet. Außer-
dem wird ein Teil der Kaufkraft aus den
Innenstädten und den Stadtteilzentren ab-
gezogen. Auch die Ansiedlung von Freizeit-
einrichtungen an den Rändern und im Um-
land der Städte schwächt die Innenstädte.
In der Konkurrenz zu diesen Angeboten
verlieren die Innenstädte im Einzelhandel
bestimmte Sortimente, die früher für ihr
Angebot typisch waren. Im Freizeitbereich
verlieren die Innenstädte an Attraktivität.

Vielfältige Aktivitäten wurden in den letzten
Jahren entwickelt, den Einzelhandel als
städtische Nutzung zu halten. Allgemein
besteht Konsens, städtebaulich integrierte
Standorte zu stützen und weiterzuent-
wickeln. Nicht integrierte Einzelhandels-
standorte am Stadtrand sollen die Ausnah-
me sein und bedürfen einer besonderen
Begründung.

Wulfen:
Einkaufszentrum

auf der grünen Wiese

Aufgabe ist es,
den Einzelhandel in
der Innenstadt und in
den Stadtteilzentren
zu stärken.
Nicht integrierte
Standorte am Stadtrand
sollen Ausnahme
bleiben.
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Stellenwert. Die Städte wurden an den Be-
dürfnissen des Autofahrers ausgerichtet.
Heute erfolgen viele der Wege mit dem
Auto. Gemeinsam mit dem wachsenden
Wirtschaftsverkehr verursacht dieser zu-
nehmende Autoverkehr umfangreiche Pro-
bleme für die Städte, die durch den weite-
ren Ausbau von Straßen nicht mehr gelöst
werden können.

Anpassung des Verkehrs
an städtische Strukturen

Mit Beginn der 70er Jahre, besonders dann
in den 80er Jahren hat sich in der kommu-
nalen Verkehrspolitik in Westdeutschland
ein Wandel vollzogen. Die Einstellung, den
Verkehr an die städtischen Strukturen
anzupassen und nicht umgekehrt, hat an
Einsicht gewonnen. Strategien der Ver-
kehrsverlagerung auf stadtverträglichere
Verkehrsmittel werden für eine kommunale
Verkehrspolitik leitend. Eine Umschichtung
des Autoverkehrs auf den öffentlichen Per-
sonennahverkehr und den nicht-motori-
sierten Verkehr (Fußgänger, Radfahrer) ist
mit dieser Strategie verbunden. Eine Erhö-
hung der Verkehrsanteile (Modal Split) zu-
gunsten dieses „Umweltverbundes“ (ÖPNV,
Radfahrer, Fußgänger) wird angestrebt,
auch wenn die Entlastungswirkung vielfach
gering bleibt.

Neben der Verlagerung des vorhandenen
Verkehrs spielt die verträgliche Ausgestal-
tung des Autoverkehrs beispielsweise durch
Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung eine
wichtige Rolle einer stadtverträglichen Ver-
kehrspolitik. Angefangen hat diese mit der
Schaffung von Fußgängerzonen in den In-
nenstädten. Solche zunächst punktuellen
Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung in
prädestinierten Lagen wurden in den 80er
Jahren durch umfassende Konzepte zur flä-
chenhaften Verkehrsberuhigung ergänzt.
Ziel ist es, die Nutzungsansprüche an den
Straßenraum zwischen den Verkehrsträgern
besser auszugleichen. Bisherige Kfz-Ver-
kehrsflächen werden für den Autoverkehr
eingeschränkt und für Fußgänger, Radfah-
rer oder den ÖPNV zurückgewonnen. Eine
ansprechendere Gestaltung des Straßen-
raums sowie eine Verbesserung der Begrü-
nung leisten hierzu wichtige Beiträge. Diese
bauliche Umgestaltung der Straßen ist häu-
fig mit einer Geschwindigkeitsdämpfung
durch Tempo-30-Zonen verbunden. Solche
Konzepte verbessern die Möglichkeiten,
sich im Straßenraum aufzuhalten. Der
Autoverkehr wird in diesen verkehrsberu-

Freiburg:
Fußgängerzone und
Umweltverbund

Bremen:
Verkehrsberuhigung

5.7 Schaffung eines stadt-
verträglichen Verkehrs

Städte sind heute Orte mit einer hohen
Konzentration im Verkehr. Sie drohen, im
Autoverkehr zu ersticken. Autoverkehr ver-
ursacht Abgase, belastet die Bewohner der
Städte mit Lärm, verbraucht unwieder-
bringliche Ressourcen, beansprucht wert-
volle Flächen, fordert zahlreiche Verletzte
und Tote. Der Verkehr, insbesondere der
Autoverkehr gefährdet die Qualitäten der
Stadt. Straßenräume werden zunehmend
unattraktiv, sie verlieren an Aufenthalts-
qualität.

In den 50er und 60er Jahren war die kom-
munale Verkehrsplanung in Westdeutsch-
land sehr stark autoorientiert, auch wenn
noch ein großer Teil der Wege zu Fuß, mit
dem Rad oder mit Bus und Bahn zurückge-
legt wurde (1960 über 60 %). Probleme des
wachsenden Verkehrs wurden über die Er-
weiterung der Infrastrukturen gelöst. Stra-
ßenbaumaßnahmen hatten einen hohen



71Ausgewählte Aufgaben von Stadtentwicklung und Städtebau

higten Bereichen zurückgedrängt, mehr
Verkehr soll auf Bus und Bahn sowie den
Fußgänger- und Radverkehr gelenkt wer-
den. Der verbleibende Autoverkehr muss
gleichzeitig umwelt- und stadtverträglich
abgewickelt werden.

Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung sind
eng mit einer lenkenden und begrenzenden
Ordnungspolitik für den Autoverkehr ver-
bunden. Hierzu gehören umfassende und
flächendeckende Parkraumkonzepte für die
Innenstädte oder Ortsteilzentren, die zwar
den Güter-, Lade- und Lieferverkehr er-
möglichen und Anwohner bevorzugen,
aber Kunden- und Besucherverkehr mit
dem Auto über Parkgebühren und eine Ein-
schränkung des Parkraums reduzieren wol-
len.

In ostdeutschen Städten hatte der Verkehr
bis zur deutschen Vereinigung eine andere
Entwicklung genommen. Der innerstädti-
sche Autoverkehr hatte ein wesentlich ge-
ringere Dynamik, der öffentliche Personen-
nahverkehr war hingegen recht gut
entwickelt. Auch wenn nach der Vereini-
gung einige Maßnahmen zur Verkehrsberu-
higung in den ostdeutschen Städten über-
nommen wurden, hat der Autoverkehr
inzwischen das westdeutsche Niveau er-
reicht.

Verkehrsvermeidung

Seit Anfang der 90er Jahre wird erkennbar,
dass eine Förderung des Umweltverbundes
und eine verträgliche Verkehrsabwicklung
die Zuwachsraten des Autoverkehrs nicht
ausreichend reduzieren konnten. Als weite-
res Ziel einer kommunalen Verkehrspolitik
ist heute deshalb die Verkehrsvermeidung
hinzugekommen. Damit soll eine Reduzie-
rung von Distanzen und eine Einsparung
von Verkehr erreicht werden. Diese Strate-
gie ist mit dem Schlagwort „Stadt der kur-
zen Wege“ verbunden. Siedlungs- und Ver-
kehrspolitik sollen stärker miteinander
verknüpft werden. Dichte und gemischte
Stadtstrukturen könnten dazu beitragen,
Wege zu verkürzen und motorisierten Ver-
kehr auf nicht-motoriserten Verkehr umzu-
lenken. Allerdings wird hier leicht über-
sehen, dass Verkehr nicht allein auf die
Siedlungsstrukturen zurückzuführen ist.
Ohne flankierende Maßnahmen aus ande-
ren Politikbereichen und Fachplanungen
sowie eine grundlegende Veränderung in
den Lebens- und Konsumstilen bleiben die
guten Voraussetzungen in den Stadt- und
Siedlungsstrukturen jedoch wirkungslos.

5.8 Sicherung und Entwicklung
von Freiflächen und Freiräumen

Seit den 70er Jahren ist es in Deutschland zu
einer Sensibilisierung der Bevölkerung für
Umweltprobleme gekommen, die sich auch
in der Stadtentwicklung und im Städtebau
widerspiegeln. Mit dem Ausbau der Atom-
energie und den Erkenntnissen über das
Waldsterben rückten die ökologischen Fra-
gen immer mehr in den Mittelpunkt der ge-
sellschaftspolitischen Debatte. In den Städ-
ten und ihrem Umland waren es vor allem
Lärm und Abgase als Folge der zunehmen-
den Verkehrsprobleme sowie das anhalten-
de Wachstum der Siedlungsflächen, die
zu einem Bedeutungsgewinn ökologischer
Fragen geführt haben.

Seit Jahrzehnten wachsen die Siedlungs-
und Verkehrsflächen in Deutschland täglich
um mehr als 80 ha. Im manchen Jahren
waren es sogar bis zu 150 ha. Mit dem Sied-
lungswachstum ist in den meisten Fällen
eine weitreichende Versiegelung der Flä-
chen mit Folgen für das Stadtklima, den
Wasserhaushalt, die Schadstofffilterung
und den Arten- und Biotopschutz verbun-
den. Das anhaltende Wachstum der Sied-
lungs- und Verkehrsflächen wird seit An-
fang der 80er Jahre in der Öffentlichkeit
unter dem Schlagwort des „Landschaftsver-
brauchs“ oder des „Flächenverbrauchs“
diskutiert. Er vollzieht sich vor allem an den
Rändern und im Umland der Städte auf
Kosten von Freiflächen und Naherholungs-
gebieten.

Traditionell sind Freiflächen und Freiräume
die Gegenbegriffe zum Siedlungsraum.
Freiflächen sind die nicht überbauten Flä-
chen innnerhalb der Städte, also die Gärten
und Hinterhöfe, die Stadtparks und Fried-

In den Städten
ist es Ziel,
Verkehr auf den ÖPNV
und den nicht-motorisier-
ten Verkehr zu verlagern.
Weiteres Ziel ist
die Verkehrsvermeidung.
Distanzen sollen
reduziert werden.

Hamburg-Allermöhe:
Begrünung in

einem neuen Quartier
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höfe. In Abgrenzung zu Freiflächen wird der
Begriff Freiraum in der Regel in der Regio-
nal- und Landesplanung benutzt. Er grenzt
die freie unbebaute Landschaft, die oft
landwirtschaftlich genutzt wird, von den
überbauten Städten ab.

In den letzten Jahren hat sich der planeri-
sche Blickwinkel auf Freiflächen und Frei-
räume verändert. Sie werden nicht mehr als
bloße Restkategorien einer Stadt- und Re-
gionalplanung betrachtet, sondern sie sind
wesentliche Elemente der Stadt- und Regio-
nalentwicklung. Ihnen kommt eine wichti-
ge Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion für
die überbauten Städte zu. Freiraumplanung
ist nicht nur Planung für Naturschutz und
Landschaftspflege, sondern hat das Verhält-
nis von Siedlungsfläche und Freiraum im
Blick. Sie dient nicht nur dem Schutz der
natürlichen Lebensgrundlagen, sondern
auch der Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes, dem Erhalt einer stadtnahen
Landwirtschaft und den sozialen und kultu-
rellen Bedürfnissen der Menschen.

Freiräume haben zum einen eine wichtige
ökologische Funktion. Zum anderen über-
nehmen  sie für die Bewohner der Städte
aber auch wichtige Erholungsfunktionen.
Sie sind sichtbare und erlebbare naturnahe
Landschaft in einer zunehmend verstädter-
ten Landschaft. Gerade am Stadtrand und
im Umland hat die Inanspruchnahme von
Freiräumen in den letzten Jahren zu unbe-
friedigenden Landschaftsbildern geführt.
Der Übergang zwischen Stadt und Land
wird fließend und ist nicht mehr an klaren
Stadtkanten abzulesen. Die Städte zerfran-
sen an den Rändern, es fehlt an klar geglie-
derten Freiräumen. „Stadtlandschaften“
sind entstanden.

Freiflächen haben in den letzten Jahren
auch im Planungsrecht an Bedeutung ge-
wonnen. Die sog. Eingriffs- und Ausgleichs-
regelung, nach der vermeidbare Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft
generell zu unterlassen bzw. unvermeidba-
re Eingriffe auszugleichen sind, hat inzwi-
schen Eingang in das Baugesetzbuch gefun-
den. Darüber hinaus hat es seit den 80er
Jahren auf allen staatlichen Ebenen vielfäl-
tige Initiativen zum Flächen- und Boden-
schutz gegeben. Auf der Bundesebene war
es Mitte der 80er Jahre die Bodenschutz-
konzeption der Bundesregierung, die we-
sentlich zu einer Sensibilisierung beigetra-
gen hat. In einigen Ländern hat es seit
dieser Zeit spezielle Freiraumberichte gege-
ben. Auf der regionalen Ebene wurden Frei-

raum- und sogenannte Biotopverbund-
systeme ausgewiesen, die den Anspruch
haben, von der Einzelfallbetrachtung der
Flächeninanspruchnahme zu einem stärker
vernetzten Denken in der Freiraumpolitik
zu kommen. Grüngürtel und Grünringe,
Regionalparks und Freiraumachsen ver-
deutlichen diese Anstrengungen.

Klassische Aufgabe einer Freiraumpolitik
war es, die vorhandenen Freiräume gegen
den Siedlungsdruck zu verteidigen. Damit
soll der künftige Freiraumverbrauch redu-
ziert werden. Neuerdings geht es im Zusam-
menhang mit der Reaktivierung von Brach-
flächen aber auch um die Rückgewinnung
von Freiräumen. Außerdem wird es zuneh-
mend Aufgabe, Freiräume zu qualifizieren.
Dazu gehört die Aufwertung von Freiräu-
men, auch in Form von Inszenierungen
durch Bundes- oder Landesgartenschauen,
durch Einbindung von Freizeitnutzungen
wie Golfplätze, durch Lehrpfade usw.

Von besonderer Bedeutung war in den 90er
Jahren der Emscher Landschaftspark im
Ruhrgebiet. Hier wurde im Rahmen einer
Internationalen Bauaustellung ein um-
fassendes regionales Freiraumkonzept in
einem altindustrialisierten und hochgradig
besiedelten Raum gefördert. Waren Frei-
raumkonzepte zunächst eher defensiv auf
die Verhinderung von weiterem Siedlungs-
wachstum ausgerichtet, so verstehen sie

Planungsraum der
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sich in den letzten Jahren stärker als eigen-
ständige und selbstbewusste Beiträge zur
Gestaltung von städtischen Räumen. Ein
jüngeres Beispiel stammt aus dem Berliner
Umland. Hier werden Regionalparks ent-
wickelt, die sowohl ökologische Ausgleichs-
funktion wahrnehmen als auch Erholungs-
raum für die Bewohner sein sollen.

Abbildung 26
Grünzüge
im IBA Emscher Park

Über einen Zeitraum von zehn Jahren hat die nordrhein-westfälische Landesregierung von 1989 bis
1999 zusammen mit 17 Städten der Emscher-Region und zwei Kreisen die Internationale Bauaus-
stellung Emscher Park in Teilen des Ruhrgebiets durchgeführt. Ein wesentlicher Bestandteil dieses
Strukturprogramms ist das Konzept des Emscher-Landschaftsparks. Dabei geht es um den Wiederauf-
bau und die Neugestaltung einer städtischen Landschaft, die über Jahre und Jahrzehnte industriell
genutzt und dadurch zersiedelt, zerstückelt und zerstört wurde. Frühere Freiraumplanungen des
Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk wurden aufgegriffen, sieben Nord-Süd-Grünzüge weiter ausge-
baut und mit einem neuen Ost-West-Grünzug zu einem zusammenhängenden Park-System verbunden.
Durch den Wiederaufbau von Landschaft, die Vernetzung isolierter Teilflächen sowie die Entwicklung
ihrer ökologischen und ästhetischen Qualität soll die Attraktivität des Wohn- und Arbeitsumfeldes von
über 2 Mio. Menschen im Ruhrgebiet nachhaltig verbessert werden.

IBA Emscher Park im Ruhrgebiet
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Im vorangegangenen Abschnitt wurde eine
Auswahl an städtebaulichen Aufgaben vor-
gestellt. Dabei handelt es sich um „alte“ und
zugleich „neue“ Aufgaben für die Entwick-
lung der Städte, d.h. um Aufgaben, die Ent-
scheidungsträger und Akteure der Stadtent-
wicklung und des Städtebaus sowohl in der
Vergangenheit beschäftigt haben als auch
gegenwärtig und zukünftig beschäftigen
werden. Über diese Aufgaben hinaus zeich-
nen sich in der Fachdiskussion zur Stadt
sowie in der städtebaulichen Praxis neue,
bisher kaum wahrgenommene Herausfor-
derungen für Stadtentwicklung und Städte-
bau ab.

So führt der seit Jahrzehnten anhaltende
Verstädterungsprozess zu tiefgreifenden
Veränderungen. Schon wird von der Auflö-
sung oder gar vom Verschwinden der Städte
gesprochen. Im 21. Jahrhundert zeichnen
sich auch in Deutschland neue Stadtstruk-
turen ab, die nicht mehr dem traditionellen
Modell der „geschlossenen“ und „gemisch-
ten“ Stadt mit einem klar definierten Zen-
trum und einem darauf ausgerichteten Um-
land entsprechen. Vielfältige gesellschaft-
liche Veränderungen entfalten Einfluss auf
die Städte und werden in den nächsten Jah-
ren zu neuen Herausforderungen für die
Städte und Stadtregionen führen.

Die Globalisierung der Wirtschaft wird die
Rahmenbedingungen für die Entwicklung
der Städte und Gemeinden in den nächsten
Jahren erheblich verändern. Investoren fin-
den heute an einer Vielzahl von Standorten
im Inland, aber auch im Ausland vergleich-
bar gute Standortbedingungen. Der Wegfall
von Handelsbeschränkungen und die ra-
santen Entwicklungen in den Informations-
und Kommunikationstechnologien sowie
im Verkehrsbereich haben dazu beigetra-
gen, dass der Bezug von Produkten und
Dienstleistungen über weite Entfernungen
technisch möglich und für die Einzelnen
ökonomisch sinnvoll ist. Dies bedeutet,
dass sich die Städte heute nicht nur regional
und national, sondern auch international
am Weltmarkt behaupten müssen. Auf der
einen Seite vergrößern sich ihre Markt-
chancen, auf der anderen Seite geraten die
Städte im weltweiten Wettbewerb zuneh-
mend unter Druck und in einen Wettbe-
werb, der weniger zwischen den Kernstäd-
ten und ihren Umlandgemeinden, sondern

mehr zwischen den Städten und Stadtregio-
nen auf nationaler und internationaler Ebe-
ne abläuft. Die Konkurrenz wird die Dispa-
ritäten zwischen prosperierenden Stadtre-
gionen einerseits und stagnierenden oder
gar schrumpfenden Stadtregionen anderer-
seits verschärfen.

Der wirtschaftliche Strukturwandel, der
anhaltende Trend zur Dienstleistungs- und
Informationsgesellschaft ist für die Zahl
und Verteilung von Arbeitsplätzen in den
Städten und Stadtregionen bedeutsam. Die
Zukunft der Arbeit und die damit einher ge-
henden Veränderungen haben besondere
Bedeutung für die weitere Entwicklung der
Städte. Technologische Veränderungen, da-
mit einhergehende Rationalisierungen so-
wie Fusionen gefährden nicht nur Arbeits-
plätze im produzierenden Sektor, sondern
auch – wie Beispiele aus dem Bankensektor
zeigen – im Dienstleistungsbereich. Es wird
zunehmend schwieriger, für die im Zuge
des Strukturwandels verloren gehenden Ar-
beitsplätze ausreichend neue Ersatzarbeits-
plätze zu schaffen. Zugleich drängen im
Zuge der gesellschaftlichen Individualisie-
rung weitere Menschen in die Erwerbsar-
beit. Arbeitslosigkeit wird in den Städten
ein dauerhaftes Problem bleiben.

Die Wirkung der neuen Informations- und
Kommunikationstechnologien für die
Städte ist noch nicht ausreichend geklärt
und durchaus ambivalent. Auf der einen
Seite wird argumentiert, Städte würden
„überflüssig“, weil Informationen heute
überall zu bekommen seien. Dies ermög-
liche eine Dekonzentration der wirtschaft-
lichen Aktivitäten und würde einen Bedeu-
tungsverlust für die Städte mit sich bringen.
Doch auch das Gegenteil wird angenom-
men. Eine räumliche Streuung ökonomi-
scher Aktivitäten durch die neuen Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien
würde eine Konzentration von Manage-
ment-, Kontroll- und Steuerungsaufgaben
erfordern, die die Herausbildung großer
Zentren befördern würde. Die neuen Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gien könnten einen persönlichen Informa-
tionsaustausch und Wissenstransfer nicht
ersetzen. Damit würden sich Finanzdienst-
leistungen und hochentwickelte Unterneh-
mensdienstleistungen auch weiterhin in
den Städten konzentrieren.

6 Zukünftige Herausforderungen für Stadtentwicklung
und Städtebau
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Mit den ökonomischen Veränderungen
wächst die soziale Polarisierung in deut-
schen Städten. In den letzten 15 Jahren hat
sich der Abstand zwischen Arm und Reich
vergrößert. Hochqualifizierten Tätigkeiten
im wachsenden Dienstleistungsbereich ste-
hen in einem polaren Arbeitsmarkt Billig-
jobs mit niedrigen Qualifikationen gegen-
über. In der Folge von andauernd hoher Ar-
beitslosigkeit hat sich die Zahl der Sozial-
hilfeempfänger vervielfacht. Dies schlägt
sich in der sozialräumlichen Struktur der
Stadt nieder. Waren die deutschen Städte im
20. Jahrhundert sozial durchmischt, so ha-
ben sich in den letzten Jahren Stadtteile mit
sozialen Problemlagen herausgebildet, in
denen in Folge anhaltender Arbeitslosig-
keit, Unterbeschäftigung und Armut den
Bewohnern eine soziale Isolierung und der
Ausschluss von einer Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben droht. Noch sind diese
Stadtteile in Deutschland keine Ghettos. Es
besteht aber die Gefahr, dass ab einem be-
stimmten Problemdruck die Bewohner ab-
wandern, die es sich leisten können, und
die Bewohner zurückbleiben, die ihren
Wohnstandort nicht frei wählen können.
Dies kann sich zu einem selbst verstärken-
den Trend entwickeln. Hier sind Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft gefordert, so-
ziale Verantwortung zu übernehmen und
die Gefahr einer sozialen Desintegration
abzuwehren.

Mit dem wachsenden Gefälle zwischen Arm
und Reich geht in den Städten ein Bedeu-
tungsverlust des öffentlichen Raumes ein-
her. Wesentliches Merkmal der historischen
europäischen Stadt ist der öffentliche Raum
– die Straße, der Platz oder der Park – Orte,
an denen sich bisher vielfältig gesellschaft-
liches Leben abspielt. Zunehmend verliert
der öffentliche Raum aber diese Funktion.
Der innerstädtische Einzelhandel, der seine
Standorte heute noch oft entlang der Stra-
ßen und an Plätzen hat, verlagert sich zu-
nehmend in geschlossene Passagen, offene
Marktplätze werden überdacht und abge-
schlossen, der Zugang wird begrenzt. Erleb-
nisräume werden „künstlich“ geschaffen.
Es entstehen Bereiche in den Städten, die
nicht mehr allen gehören, die nicht mehr
von allen genutzt werden. Es findet eine Pri-
vatisierung des öffentlichen Raums statt.
Auch wenn die in privater Bauherrenschaft
erstellten Gebäudekomplexe wie Einkaufs-
zentren, Veranstaltungsorte und sonstige
Freizeiteinrichtungen als öffenliche Räume
erlebt werden, sind hier dennoch bei Kon-
zeption und Betrieb kommerzielle Interes-

sen dominierend. Die Wahrnehmung des
privaten Hausrechts führt zu einer sozialen
Ausgrenzung, der Charakter öffentlicher
Räume und die urbane Vielfalt werden nur
noch vorgetäuscht.

Veränderungen zeichnen sich auch im Zu-
sammenspiel der Akteure von Stadtent-
wicklung und Städtebau ab. Die Stadtbür-
gerschaft verliert an Bedeutung. An die
Stelle von ortsansässigen Bauherren, die ein
unmittelbares Interesse am Geschick der
Stadt haben, treten zunehmend anonyme
Developer oder Investoren mit geringem
Interesse und Engagement für die lokale
Gestaltung. Besonders deutlich wurde dies
in den letzten Jahren in den neuen Ländern.
Grundstückseigentümer, die selbst nicht im
Projektgebiet ansässig sind und ihre Bau-
lichkeit ausschließlich als Renditeobjekt
betrachten, entwickeln eine geringere Iden-
tifikation mit dem Standort ihrer Projekte.
Solange es nicht ihre Rendite beeinträch-
tigt, kümmern sie sich nicht um ihr Umfeld.
Damit unterscheiden sich diese Investoren
von anderen Investoren wie beispielsweise
einigen größeren Wohnungsbaugesell-
schaften, die ihre Immobilie als langfristige
Kapitalanlage sehen. Für die längerfristige
Werterhaltung der Immobilien spielen bei
ihnen auch Aspekte wie die dauerhafte Zu-
friedenheit der Bewohner mit ihrem Wohn-
umfeld oder die soziale Stabilität im Quar-
tier eine wichtige Rolle. Ein noch ausge-
prägteres Interesse an ihrem Umfeld haben
Grundstückseigentümer, die selbst im
Quartier zu Hause sind. Sie sind eher be-
reit, sich mittel- oder auch langfristig im
Quartier zu engagieren.

Schließlich wird die räumliche Einheit des
städtischen Lebens größer und immer we-
niger erlebbar – die Region wird die Stadt.
In der täglichen Erfahrung von immer mehr
Stadtbewohnern fällt die lebensweltliche
Einheit des Alltags räumlich immer weiter
auseinander. Orte des Arbeitens, Wohnens
und der Freizeit entfernen sich voneinan-
der. Dies hat Folgen für die Zukunft der
Städte. Hatte die Innenstadt bisher eine
eindeutige Vorrangstellung, verliert sie in
der jüngeren Zeit ihre Rolle als eindeutiges
ökonomisches und kulturelles Zentrum.
Einzelne Stadtteile und Umlandgemeinden
übernehmen wichtige Funktionen. Es ent-
stehen neue Arbeitsteilungen zwischen
Kernstadt und Umland, zwischen den ein-
zelnen Teilen der Stadtregion. Obwohl es
weiterhin Innenstädte gibt, die auf ihre je-
weiligen Regionen identitätsprägend wir-
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ken, bilden sich im Umland neue polyzen-
trale Stadtstrukturen heraus, die eine wei-
tere Region umfassen.

Das Bild der kompakten, dichten und ge-
mischten Stadt, das wir mit den europäi-
schen Städten assoziieren, trifft heute nur
noch auf Teile des Stadtgebiets zu. Die
eigentlichen Neuerungen im städtischen
Raum ereignen sich heute nicht mehr nur in
den Innenstädten, sondern auch an der Pe-
ripherie. Nur noch ein kleiner Teil der Stadt
entspricht der überlieferten kulturellen Vor-
stellung der geschlossenen Stadt mit histo-
rischem Grundriss. Ein großer Teil der Stadt
ist hingegen dem Zentrum entwachsen.
Hierbei handelt es sich um Zwischenberei-
che, um den suburbanen Raum mit Sub-
zentren und Peripherien. Die alten Stadtbil-
der sind nicht mehr die heutige Realität. Am
Rande unserer Städte lösen sie sich auf.
Neue Formen treten hinzu.

Eine bloße Ablehnung dieser Entwicklun-
gen reicht für eine zukünftige Stadtpolitik
aber nicht mehr aus. Nicht alle Flächenan-
sprüche können in den Zentren und im Be-
stand der Städte gesichert werden. Eine
Wohnungsversorgung, die den Ansprüchen
von Familien gerecht werden will, kann
vollständig kaum innerhalb der bereits ge-
bauten Stadt ermöglicht werden. Auch
wenn es rein quantitativ ausreichende Ge-
werbeflächen im Bestand gibt, entsprechen
diese häufig nicht der Nachfrage. Auf Grund
spezifischer Anforderungen bleiben für
„sperrige“ Nutzungen wie Postverteilzen-
tren, Baumärkte oder bestimmte Produk-
tionsstätten teilweise nur Standorte am
Rande der Städte möglich. Die heutigen
Qualitäten im Bestand der Kernstädte sind
gerade deshalb nur möglich, weil solche
unliebsamen und sperrigen Nutzungen an
den Rand der Verdichtungsräume verlagert
wurden.

Bei allen zukünftigen Bemühungen, die
jüngeren Entwicklungen am Stadtrand und
im Umland stärker gestalten zu wollen,
bleibt die städtebauliche Innenentwick-
lung eine der herausragenden städtebauli-
chen Aufgaben. Die Revitalisierung der In-
nenstädte sowie die weitere Wiedernutzung
von Brachflächen und Baulücken – wie sie
im fünften Abschnitt als eine schon länger

in der deutschen Stadtentwicklung prakti-
zierte Aufgabe beschrieben wurde – hat
nichts an Aktualität verloren. Innenent-
wicklung sollte weiterhin betrieben wer-
den, ohne aber das Neue, die aktive Gestal-
tung des Stadtrandes, zu lassen.

Stadtentwicklung und Städtebau funktio-
nieren heute nicht mehr so, dass sich die
kommunalen Akteure in Politik und Verwal-
tung Pläne ausdenken, die von den privaten
oder auch öffentlichen Investoren nur noch
nachvollzogen werden. Es zeigt sich viel-
mehr, dass Stadtentwicklung Ergebnis einer
Vielzahl von komplizierten Verhandlungen
zwischen Geldgebern und den Akteuren ist,
die in Deutschland das Gemeinwohl vertre-
ten. Es gibt ein neues Zusammenspiel von
Investoren, Grundeigentümern, Projekt-
entwicklern, Stadtbenutzern, Kommunal-
verwaltung und Kommunalpolitik, Landes-
und Bundesverwaltung. Neue Formen der
Kooperation zwischen öffentlichen und
privaten Investoren entstehen unter dem
Stichwort Public-Private-Partnership, weil
kommunale Planungen ohne Rückkoppe-
lung mit den privaten Investoren wirkungs-
los blieben.

Die Akteure in den Städten und Gemeinden
wollen ihren Gestaltungsanspruch auf-
rechterhalten. Nicht jeder soll bauen kön-
nen, wo er will. Freiflächenschutz, Nut-
zungsmischung oder die Anbindung an den
öffentlichen Personennahverkehr sind nur
einige der öffentlichen Interessen, die die
Städte und Gemeinden vertreten. Private
Projekte brauchen aber eine hohe Flexibili-
tät und schnelle Anpassungsmöglichkeiten
an geänderte Marktanforderungen, um er-
folgreich umgesetzt zu werden.

So bleibt es eine zentrale Frage, wie Stadt-
entwicklung in der heutigen Zeit im Sinne
der Nachhaltigkeit beeinflusst werden
kann, die sowohl die sozialen und wirt-
schaftlichen Aspekte als auch die ökologi-
schen Funktionen angemessen berücksich-
tigt. Denn Einigkeit besteht in Deutschland
weiterhin, dass Stadtentwicklung nicht rein
marktmäßig nur nach den Spielregeln von
Angebot und Nachfrage ablaufen sollte,
sondern dass Gestaltungsmöglichkeiten
der Stadtentwicklung neu auszuloten seien.
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Bundesregierung

Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen
Krausenstraße 17–20
10117 Berlin
Internet: www.bmvbw.de

Bundesländer

Baden-Württemberg

Wirtschaftsministerium
Baden-Württemberg
Theodor-Heuss-Straße 4
70174 Stuttgart
Internet:
www.wm.baden-wuerttemberg.de

Bayern

Bayerisches Staatsministerium des Innern
– Oberste Baubehörde –
Franz-Josef-Strauß-Ring 4
80539 München
Internet:
www.innenministerium.bayern.de

Berlin

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
Württembergische Straße 6–10
10707 Berlin
Internet: www.sensut.berlin.de

Brandenburg

Ministerium für Stadtentwicklung,
Wohnen und Verkehr des
Landes Brandenburg
Henning-von-Treskow-Straße 2–8
14467 Potsdam
Internet:
www.brandenburg.de/land/mswv

Bremen

Der Senator für Bau und Umwelt der
Freien Hansestadt Bremen
Ansgaritorstraß 2
28195 Bremen
Internet: www.bremen.de/info/bauressort

Hamburg

Freie und Hansestadt Hamburg
Baubehörde
Stadthausbrücke 8
20355 Hamburg
Internet: www.hamburg.de/stadtpol/
bauamt.htm

Freie und Hansestadt Hamburg
– Stadtentwicklungsbehörde –
Alter Steinweg 4
20459 Hamburg
Internet: www.hamburg.de/behoerden/
steb

Hessen

Hessisches Ministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Landesentwicklung
Kaiser-Friedrich-Ring 75
65185 Wiesbaden
Internet: www.hessen.de/wirtschaft/
homepage.htm

Mecklenburg-Vorpommern

Ministerium für Arbeit und Bau
des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Schloßstraße 6–8
19053 Schwerin
Internet: www.mv-regierung.de/am

Niedersachsen

Ministerium für Frauen, Arbeit
und Soziales
Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 2
30159 Hannover
Internet: www.niedersachsen.de/ms1.htm

Nordrhein-Westfalen

Ministerium für Bauen und Wohnen
des Landes Nordrhein-Westfalen
Elisabethstraße 5–11
40217 Düsseldorf
Internet: www.mbv.nrw.de

Ministerium für Arbeit, Soziales und
Stadtentwicklung, Kultur und Sport
des Landes Nordrhein-Westfalen
Breite Straße 31
40213 Düsseldorf
Internet: www.massks.nrw.de

Rheinland-Pfalz

Ministerium des Innern und für Sport des
Landes Rheinland-Pfalz
Schillerplatz 3–5
55116 Mainz
Internet: www.ism.rlp.de

Ausgewählte Behörden und Institutionen zum Thema Stadtentwicklung
und Städtebau in Deutschland
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Saarland

Ministerium für Umwelt des Saarlandes
Keplerstraße 18
66117 Saarbrücken
Internet: www.umwelt.saarland.de

Sachsen

Sächsisches Staatsministerium des Innern
Wilhelm-Buck-Straße 2
01097 Dresden
Internet:
www.sachsen.de/de/bf/staatsregierung/
ministerien/index_innern.html

Sachsen-Anhalt

Ministerium für Wohnungswesen,
Städtebau und Verkehr
des Landes Sachsen-Anhalt
Turmschanzenstraße 30
39114 Magdeburg
Internet: www.mwv.sachsen-anhalt.de

Schleswig-Holstein

Innenministerium des Landes
Schleswig-Holstein
Düsternbrooker Weg 92
24103 Kiel
Internet: www.schleswig-holstein.de/land/
sh/im/index.html

Thüringen

Thüringer Ministerium für Wirtschaft,
Arbeit und Infrastruktur
Max-Reger-Straße 4–8
99096 Erfurt
Internet: www.wirtschaft.th-online.de

ARGEBAU
Geschäftsstelle
Görresstraße 13
53113 Bonn
Internet: www.dibt.de/arge/default.html

Kommunale Spitzenverbände

Deutscher Städtetag
Lindenallee 13–17
50968 Köln

oder:

Straße des 17. Juni 112
10623 Berlin
Internet: www.staedtetag.de

Deutscher Städte- und Gemeindebund
Marienstraße 6
12207 Berlin
Internet: www.dstgb.de

Deutscher Landkreistag
Lennestraße 17
10785 Berlin
Internet: www.landkreistag.de

Außeruniversitäre Forschungsinstitute

Akademie für Raumforschung und
Landesplanung (ARL)
Hohenzollernstraße 11
30161 Hannover
Internet: www.arl-net.de

Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung (BBR)
Am Michaelshof 8
53177 Bonn
Internet: www.bbr.bund.de

Institut für Städtebau und
Wohnungswesen München der
Deutschen Akademie für Städtebau
und Landesplanung (DASL)
Steinheilsstraße 1
80333 München
Internet: www.isw.de

Deutsches Institut für Urbanistik (Difu)
Straße des 17. Juni 112
10623 Berlin
Internet: www.difu.de

Institut für Landeskunde (Ifl)
Schongauer Straße 9
04329 Leipzig
Internet: www.uni-leipzig.de/ifl/

Institut für Landes- und Stadt-
entwicklungsforschung des
Landes Nordrhein-Westfalen (ILS)
Deutsche Straße 5
44339 Dortmund
Internet: www.ils.nrw.de

Institut für Ökologische Raumentwicklung
e.V. (IÖR)
Weberplatz 1
01217 Dresden
Internet: www.tu-dresden.de/ioer

Institut für Regionalentwicklung und
Strukturplanung e.V. (IRS)
Flakenstraße 28–31
15537 Erkner
Internet: www.ios.shuttle.de/irs/
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